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Der 2C V  ist sparsam  
und vernünftig.

Versicherungszwerg Nr. 1
Wenn es um V ers icherungspräm ien geht, m acht sich 
der 2 CV ganz klein.
Auch an den Tankste llen und bei der S teuer ist er spar­
sam und bescheiden.
Nur, w er ihn fährt, dem zeigt ,§r s ich in vo lle r Größe. 
Seine besondere A rt von G roßzüg igke it ist e indrucksvoll. 
V ie rs itzer-K om fort m it v ie r Türen. U nverg le ich liche 
Straßenlage. Robusthe it und Zuverlässigke it.

A lles, was ein Auto seinem Besitzer geben kann. Ohne 
viel da für zu nehmen.
2 CV 4: 431 ccm -  23 DIN-PS -  5,9 I nach DIN 
2 CV 6: 597 ccm  -  28 DIN-PS -  6,2 I nach DIN

Eine der 7.500 Citroen-Service-Stellen in Europa ist in 
Ihrer Nähe.
Citroen Autom obil-AG , 505 Porz-W esthoven, Abt. B 501, 
Postfach 2080.

Hart rechnen -  bequem fahren.

C IT R O E N ^2CV
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Statt eines Editorials in diesem Umfang noch niemals zuvor 
existiert hat.“  2)

E I N E  F R I E D E N S  R E  D E

Die deutsche Regierung und das deutsche Volk sind sich einig in dem Willen, 
eine Politik des Friedens, der Versöhnung und der Verständigung zu betreiben als 
Grundlage aller Entschlüsse und jeden Handelns.

Die deutsche Regierung und das deutsche Volk l e h n e n  d a h e r  d i e  G e ­
w a l t  a l s  e i n  u n t a u g l i c h e s  M i t t e l  z u r  B e h e b u n g  b e s t e h e n d e r  
D i f f e r e n z e n  i n n e r h a l b  d e r  b e s t e h e n d e n  S t a a t e n g e m e i n ­
s c h a f t  ab .

Die deutsche Regierung und das deutsche Volk e r n e u e r n  das Bekenntnis, 
jeder t a t s ä c h l i c h e n  A b r ü s t u n g  der Welt freudig zuzustimmen. Mit der 
Versicherung der Bereitwilligkeit, auch das letzte deutsche Maschinengewehr zu 
zerstören und den letzten Mann aus dem Heere zu entlassen, i n s o f e r n  s i c h  
d i e  a n d e r e n  V ö l k e r  z u  g l e i c h e m  e n t s c h l i e ß e n .

Die deutsche Regierung und das deutsche Volk verbinden sich in dem auf­
richtigen Wunsch, mit den anderen Nationen einschließlich aller unserer früheren 
Gegner im Sinne der Überwindung der Kriegspsychose und zur endlichen Wieder­
herstellung eines aufrichtigen Verhältnisses untereinander alle vorliegenden Fragen 
leidenschaftslos auf dem Wege von Verhandlungen prüfen und lösen zu wollen.

Die deutsche Regierung und das deutsche Volk erklären sich daher auch jeder­
zeit bereit, durch den A b s c h l u ß  k o n t i n e n t a l e r  N i c h t a n g r i f f s ­
p a k t e  auf längste Sicht den Frieden Europas sicherzustellen, seiner wirtschaft­
lichen Wohlfahrt zu dienen und am allgemeinen kulturellen Neuaufbau teilzu­
nehmen. x)

Die abgedruckte Friedensrede ist nicht 
etwa ein Z ita t aus der Regierungs­
erklärung Kiesingers oder eine der in 
ihrer Zahl kaum noch zu überblickenden 
Friedensreden seines Nachfolgers 
W illy  Brandt. Nein, der Friedensautor 
ist vielm ehr unter den Vorgängern 
K iesingers zu suchen; die Rede stammt 
aus dem Jahre 1933, der Verfasser: 
Reichskanzler A do lf H itler.

Nun soll es nicht darum gehen, in 
plumper und demagogischer Manier etwa 
die Formel Brandt =  H itle r zu suggerieren. 
Aber: Das Gerede von Frieden und 
F riedenspolitik  ist in letzter Z e it nach­
gerade unerträglich geworden. Ein Blick 
in die Geschichte, der aufweist, wieviel 
Unheil und Grauen unter der Fahne des 
Friedens und der Befriedung über die 
Menschheit gebracht worden ist, scheint 
geeignet, hier das nötige Mißtrauen zu 
schaffen. A do lf H itle r nun ist dafür 
keineswegs der einzige Kronzeuge. Man 
könnte die Liste von ,Friedenspolitikern‘ 
solch aggressiver Provenienz beliebig 
fortsetzen. Ein weiteres Beispiel soll 
jedoch in diesem Zusammenhang ge­
nügen: John Foster Dulles; es dürfte

damit plastisch genug werden, wie der 
Begriff ,Frieden1 gerade dann besonders 
oft bemüht wird, wenn die Politik eine 
genau entgegengesetzte Richtung ein­
schlägt.

Die z itie rte  H itler-Rede ist einem ,Aufruf 
des Führers' entnommen, in dem er den 
A ustritt Deutschlands aus der A b­
rüstungskonferenz und aus dem Völker­
bund verkündet. Der amerikanische 
Außenminister Dulles nimmt eine ,Alle 
unsere Kräfte für den Frieden' be tite lte  
Rede zum Anlaß, zum verstärkten Kampf 
gegen die Sowjetunion aufzurufen:
„ In  den Vereinigten Staaten ist das Streben 
nach Frieden sehr stark. . . Vielleicht hat 
eine Nation niemals zuvor soviel fü r den 
Frieden getan. Von der Vergangenheit aus 
beurteilt haben w ir in dieser Hinsicht gute 
Leistungen aufzuweisen. Aber die Ver­
gangenheit gibt nicht den richtigen Maßstab. 
Es herrscht noch immer zu viel Selbstgefällig­
keit. Den Frieden zu gewinnen, heißt einen 
verzweifelten Kampf gegen einen Feind, 
das System des Krieges, zu führen, das 
bisher niemals entscheidend besiegt worden 
ist. Heute w ird  jenes System in Wahrheit 
von einer Militärmacht unterstützt, wie sie

Dort also, wo allzu lautstark von ,Frieden' 
geredet wird, scheint Mißtrauen geboten. 
Dieses Mißtrauen wird verstärkt in einer 
Zeit, in der, wie der Konfliktforscher 
D ieter Senghaas es ausdrückt, „ange­
sichts wesentlicher Inhalte im Substrat 
gegenwärtiger in ternationaler Politik: 
beispielsweise ideologischer und propa­
gandistischer Auseinandersetzungen 
zwischen Machtblöcken, subversiver 
politscher Manöver und Gegenmanöver, 
gezie lter w irtschaftlicher Repressalien, 
fe indlicher Rivalitäten mit spektakulären 
Prestigeunternehmungen, offener und 
stillschweigender Intervention in die 
Angelegenheiten anderer Staaten, akuter 
Kriege und bewußt propagierter Vernich­
tungsdrohungen, eines beispiellosen 
Rüstungswettlaufes und der Diskrepanz 
zwischen reichen und armen S taaten“ 
von einer „zu beobachtende(n) e m p ir i- ^ ^  
sche(n) Verschränkung von Krieg u t ^ ^  
Frieden“ 3) ausgegangen werden muß. 
Krieg und Frieden sind heute keine 
klar zu trennenden, diskreten Zustände 
mehr: „D ie Trennlinie zwischen Krieg 
und Frieden ist verschwommen; die je 
spezifischen Konturen beider sind ver­
loren gegangen.“ 4)

Dieses Verschwimmen der Grenzen, 
diese empirisch festste llbare Verschrän­
kung von Krieg und Frieden kommt nicht 
von ungefähr.
„Krieg und Frieden also sind im mono­
polkapitalistischen Zeitalter keine Gegen­
sätze mehr; sie stammen beide aus dem 
gleichen Geschäft, gerade aus diesem, 
der moderne Krieg selber kommt aus 
dem kapitalistischen Frieden und trägt 
dessen schreckliche Züge. Kampf um 
Absatzmärkte, Konkurrenzkampf mit allen 
Mitteln sind dem Kapital eingeschrieben, 
so kann es keinen ewigen Frieden halten, 
so bilden die Imperialismen notw endig«^  
die Explosionsatmosphäre eines dauerl^P 
den Vorkriegs, und die Kriegserklärung 
selber (sie kann neuerdings auch fehlen) 
wird bloße Auslösung.“ (Ernst Bloch) 3)

Nun steht aber pa radoxer-'oder auch 
bezeichnenderweise eben der Prota­
gonist des W eltim peria lism us Richard 
Nixon an der Spitze des neuen ,Frie- 
dens'-Booms; zu seinem Europa-Filia l­
le iter in Sachen ,Frieden' ist inzwischen 
W illy  Brandt avanciert.

W ir leben in einer kapitalistischen Reali­
tät, deren sozioökonomische Struktur von 
Grund auf durch den N icht-Frieden ge­
prägt ist, und der man heute obendrein 
mit den Strategien der atomaren A b­
schreckung und Vergeltung vom p o liti­
schen Makrobereich her das Joch der 
,organisierten Fried losigke it' (Senghaas) 
aufgezwungen hat. In einer solchen Ge­
sellschaft findet der Frieden allenfalls 
in der Rubrik ,Propaganda' Platz, als 
trügerische begriffsentleerte Hülse, mit 
der das Friedensbedürfnis der Menschen

3E3E&



benutzt wird, sie an Zustände und Politik 
eben des Unfriedens zu binden.

Aber auch noch innerhalb dieses Be­
reichs der propagandistischen Verdre­
hungen erweist sich der Kapitalismus als 
vie lgesta lt und wandlungsfähig. Diente 
das Friedensgerede früher zur Bemänte­
lung aggressiver Expansionspolitik 
(Beispie l H itler), vie lle ich t auch darüber- 
hinaus zu ihrer Begründung (Beispiel 
Dulles: W er Frieden will, muß erst das 
,System des Krieges' vernichten . . . ) ,  
so ist inzwischen der Durchbruch zur 
totalen Perversion gelungen: Der .Frie­
den' wird nicht mehr nur der aggressiven 
Politik  des Imperialismus als ver­
schleiernde Fassade dienstbar gemacht, 
sondern ist inzwischen (erklärtermaßen) 
zum M itte l ihrer Ausführung (!) .umfunk­
tion ie rt'. Seit etwa einem Jahrzehnt 
werden in den USA und im Gefolge auch 
in W esteuropa als Reaktion auf das 

Zerbröcke ln  des Kalten Kriegs am ato­
m aren Patt ,F riedens-Strategien' ent­
wickelt. Ihre Analyse, zu der die beiden 
Hauptartikel dieses Heftes „K rieg  und 
Frieden“ und „Handel und W andel“ be i­
tragen sollen, dürfte ein Schlüssel sein 
zum Verständnis im peria listischer W e lt­
po litik  in der von Nixon proklamierten 
,Ära der Verhandlungen'.

„A ls  die Friedenskonferenz zuende 
war, gingen die M in ister durch die 
Stadt. Da kamen sie an einer Schieß­
bude vorbei. Mal schießen, der Herr? 
riefen die Mädchen m it den roten 
Lippen. Da nahmen die M in ister alle 
ein Gewehr und schossen auf kleine 
Männer aus Pappe.“ 5a)

Borcherts Trauma ist inzwischen ver­
blaßt — von der Realität längst überholt. 
Die Politiker, die heute von Friedens­
konferenzen kommen, gehen nicht mehr 
in Schießbuden. Der Sessel, von dem

Iaus sie heute, von ihrer Tournée zurück- 
fekeh rt, weltmännisch und jov ia l Ihre 
rriedens-S tatem ents durch die Presse 
jagen, steht im Anbau der Kommando­
zentrale des programmierten Völker­
mords.

„Du. Forscher im Laboratorium. Wenn 
sie d ir morgen befehlen, du sollst 
einen neuen Tod erfinden gegen das 
alte Leben, dann g ib t es nur eins: 
Sag N E IN !“ 5b)

konnte Borchert noch rufen, ohne von 
der W irk lichkeit als Naivling verlacht zu 
werden. NEIN sagt heute a llenfalls noch 
die biedere Hausfrau, der statt des ge­
wohnten die doppelte Menge eines 
anderen W aschmittels angeboten wird. 
Die emsigen Zwerge in den Laboratorien 
jedoch werfen täglich neue Tode aus, 
andere dann werfen sie ab. Der neueste, 
dem gerade sein blutiges Leben von 
W issenschaft und Technik eingehaucht 
wird, ist ein autom atischer...  Natürlich — 
auch der Tod kann sich dem .Fortschritt' 
nicht entziehen. Es w ird darauf zurück­
zukommen sein.

Politische Praxis der „Friedenspolitik“

Daß es den USA nicht ernsthaft darum 
gehen kann, den m ilitärischen G riff in 
den Ländern der D itten W elt zu lockern 
und damit die m ilitärische Intervention 
als untaugliches M itte l zur Sicherung 
von Herrschafts- und Ausbeutungsinter­
essen vollends beiseite zu legen, wird 
gerade an den jüngsten Ereignissen in 
Südostasien deutlich. Nicht nur die 
neuerliche Verminung nordvietnam e­
sischer Gewässer spricht fü r diese These, 
auch die Praxis der groß aufgemachten 
und proklam ierten Truppenreduzierungen 
in Südvietnam läßt inzwischen erkennen, 
daß Nixon nicht daran denkt, den Bom­
benkrieg aufzugeben.

Das Ziel der Übung — das amerikanische 
(und nicht zuletzt das Nixonsche) Frie­
dens-Image in der W eltö ffen tlichke it 
aufzupolieren scheint erreicht, der Abzug 
der amerikanischen Truppen gestaltet 
sich indes immer mehr zu einem Umzug 
in andere Länder des Südostasien- 
Paktes. In Thailand befinden sich, nach 
Berichten des „SP IEG EL“ bereits mehr 
amerikanische Truppen als in Vietnam. 
Bis zum 1. September sollen, laut Nixons 
nur noch 39 000 Am erikaner in Süd­
vietnam station ie rt sein — allein in 
Thailand sind es zur Ze it schon 
49 000.«).

Der Charakter des wachsenden Enga­
gements in Thailand ist dabei ganz im 
Sinne des Nixonschen .Friedenskonzep­
tes': keine eigenen Stützpunkte, sondern 
„A nm ietung“ thailändischer Basen, 
wachsende Zahl amerikanischer „M ilitä r­
bera ter“ und — vor allem — hauptsächlich 
Luftwaffeneinheiten statt Bodentruppen.

Der letzte Punkt — wachsende Konzen­
trierung auf den Luftkam pf — ist dabei 
besonders interessant. Er deckt sich 
nämlich nicht nur mit Nixons Plänen, die 
Bodenkämpfe, und damit die verlust­
reichste, ineffektivste und unansehnlichste 
Seite des Krieges zu reduzieren, sondern 
er w eist auch auf eine neue Form der 
Kriegführung hin, die dem, für die am eri­
kanische Rüstungsindustrie lebenswichti­
gen Moment des ,Veraltens‘ der W affen­
systeme Rechnung trägt und die .Not­
wendigkeit' von Neuinvestitionen auf dem 
Rüstungssektor sichert.

„Amerikas vierte Teilstreitkraft — 
das militärische Forschungssystem.“ 7)

Jener „un iversitär-m ilitärische Kom plex“ , 
auf dessen Konto schon die G iftgas- 
und Entlaubungsprogramme gehen, und 
der, wie kürzlich bekannt wurde, auch 
,Regen statt Bomben' fallen lie ß 8), hatte 
schon Anfang der siebziger Jahre ein 
Konzept entwickelt, das den T ite l „au to ­
m atisiertes Kam pffe ld“ trug. Ein im Juli 
1970 in dem amerikanischen M ilitä r­
magazin „Arm ed Forces Management“ 
erschienener Beitrag führte dazu aus:

„Nach einer Vorhersage des Chefs des 
Stabes General W. C. Westmoreland wird 
bei entsprechenden gemeinsamen Anstren­
gungen das ,automatisierte Kampffeld‘ in 
spätestens zehn Jahren eine Realität sein. 
Sollte diese Prophezeiung zutreffen, dann 
steht für das nächste Jahrzehnt ein Milliar- 
den-Dollar-Programm in Aussicht. (. . .)
Es werden Streitkräfte erkennbar, die in ein 
integriertes Feuerleitsystem einbezogen . . . 
sind, ein Feuerleitsystem, das die fortge­
schrittene Technologie im Nachrichtensektor, 
von Sensoren, der Leitstandverfahren und 
der erforderlichen automatischen Datenver­
arbeitung voll ausnutzt. Ein System also, 
das auf die Dynamik des sich ständig wan­
delnden Kampffeldes empfindlich reagiert.... 
Eine Schüsselstellung in diesem Konzept 
nehmen der Hubschrauber und eine neue 
,revolutionäre' Gattung von Sensoren ein.“ 
„Bei diesen Bemühungen handelt es sich um 
ein erstes Glied mit hoher Priorität in 
einer Kette von Vorgängen. Man hat hier­
für bereits sehr viel Geld investiert, näm- 
überschlägig etwa 60 bis 70 Millionen 
Dollar.“ *)

Daß das Programm des .automatic ba ttle ­
fie ld ' nicht eben das erste G lied in der 
langen Kette m ilitärischer Forschungs­
und Entwicklungsprojekte der USA ist, 
läßt sich unschwer beweisen 10). Schon 
1965 glaubte man eine Lösung des 
„amerikanischen Sicherheitsproblem s“ 
darin zu sehen, „daß die Regierung nur 
von der akademischen Gemeinschaft je tz t 
die Stim ulation erhalten kann, die not­
wendig ist, um mit der W e ltpo litik  je n ­
seits des Kalten Krieges fertig  zu wer­
den. . .  “ ) Und John S. Foster, D irektor 
der Forschungsabteilung im am erikani­
schen Verte idigungsm inisterium , de fi­
nierte die Rolle der Forschung in der 
amerikanischen S trategie 1968 so:
„ln den letzten Jahren waren US-Streit- 
kräfte in unterschiedlichem Ausmaß in Kon­
flikte im Libanon, in der Dominikanischen 
Republik und Vietnam verwickelt. Wie auch 
immer man zu diesen Zwischenfällen stehen 
mag, die Forschung des Verteidigungsmini­
steriums muß dazu dienen, die Grenzen der 
Wirksamkeit unterschiedlicher militärischer 
Maßnahmen in Situationen beurteilen zu 
können, in denen wir den Einsatz der Streit- 
krätte erwägen.“ 1i)

Seine hohe Prio rität dagegen bekommt 
das Projekt „autom atisiertes Kam pffe ld“ 
wohl hauptsächlich durch die Entwicklung 
des Vietnam konfliktes. Bereits die oben 
zitie rte Charakterisierung läßt den Schluß 
zu, daß eben dieses Projekt nur in Süd­
ostasien verstärkt rea lis iert werden soll. 
Die thailändischen Luftwaffenstützpunkte 
sind zum Teil schon m it entsprechenden 
Aufgaben befaßt:

Korat, 5000 Mann Personal, ist Spe­
zial-Basis für Anti-Raketen-Kriegsführung 
m it Phantom- und Thunderschief-Jets.
— Nakhon Phanom, nahe der laotischen 
Grenze ist Stützpunkt für streng geheime 
Aktionen gegen Laos und Vietnam — 
etwa Abwurf elektronischer Aufklärungs-
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instrum ents.“ 13)
Im gleichen Stützpunkt Nakhon Phanom 
ist auch ein weiterer, zentraler Bestand­
te il des Projektes inzwischen Realität 
geworden:
„D ie  Unterwanderung des V ietcong mit 
H ilfe  von zwei Computern IBM 360—65 
in Nakhon Phanom (Thailand) ist zweife l­
los das technologische Nonp lusu ltra“ , 
m eldete die Frankfurter Runschau am 
11. Juli 1972 — und im gleichen Bericht 
wird auch das Funktionieren des ,auto­
m atisierten K am pffe ldes1 be isp ie lha ft 
geschildert: „In diesen Verband (der 
,Superwaffen neuen Typ' gehört MAGID, 
der Menschenschnüffler, der unendlich 
geringe Beträge von Ammoniak, vor 
allem auch menschlichen Schweiß oder 
Ausdünstung aus beträchtlicher Ent­
fernung entdecken kann. Aus der Luft 
abgeworfene, naturverkleidete M in im ikro­
fone melden die Daten, worauf ein 
führerloses Flugzeug exakt zu dieser 
S telle fliegt, um Bomben abzuwerfen.“ 14)

Hohe E ffektiv itä t der W affensysteme bei 
g le ichzeitiger Reduzierung der kämpfen­
den Truppen (und Verluste), diese Form 
des bewaffneten Konflik ts füg t sich 
nahtlos in Nixons Konzept vom m ilitä r i­
schen Disengagem ent1 erfahren ihre 
Konkretion erst in den Ausführungen 
seiner M ilitärs:
„ Die m it der schwierigen geistigen Vorbe­
reitung dieser Armee der Zukunft und der 
Planung des automatisierten Kampffeldes 
betraute Organisation ist das Arm y Combat 
Development Command, dessen Leiter 
Generalleutnant G. I. Forsythe ist. Dieser 
äußerte sich im Januar 1970 auf einem 
Symposium . . . über die gesamte Thematik, 
wobei er Begriffe wie ,porous battlefield'
(durchlässiges Kam pffeld) und increased 
stand-off-factor' (vergrößerter Distanzie­
rungsfaktor) benutzte. Forsythe prophezeit, 
daß die künftigen Heeresstreitkräfte auf 
einem Kriegsschauplatz 10°/o ihres Poten­
tials fü r  die Aufgabe der Feindaufspürung 
einsetzen werden, wobei sich diese Kräfte  
nicht vorsätzlich m it dem Feind in Gefechts­
handlungen einlassen sollen.“  ls)

Daß Vietnam das aktuellste Erprobungs­
und Anwendungsfeld für dieses zukunfts­
weisende Projekt ist, w ird daher auch von 
dem indochina-kundigen General W est­
moreland nicht verhohlen:
„Westmoreland kam in seiner Oktober- 
Rede (1969) auf Erfahrungen in Vietnam zu 
sprechen. D ort stellte sich ein Problem, 
das noch schwieriger war als das der 
Beweglichkeit. Der Feind in Vietnam ist 
bei seiner Ausnutzung des dichten Dschun­
gels zu Tarnzwecken äußerst verschlagen 
und schwer faßbar. (. . .) Seit 1965 legte 
man daher mehr und mehr den Akzent auf 
die Erm ittlung von Verfahren zur Feind­
ortung.
„Verfügbar ist heute eine Vielzahl in V iet­
nam eingesetzter Sensoren. . . “  16)

Noch deta illie rte ren Aufschlusses über 
die Praxis wissenschaftlicher Kriegsfü- 
rung g ib t die Beschreibung des Projekts

MASSTER und seiner Erprobung in 
Vietnam:
„ ln  Fort Hood entstand auf Betreiben des 
US-Heeres das Projekt MASSTER (Mobile 
Arm y Sensor Systems Test Evaluation and 
Review), in dessen Rahmen 282 Techniker 
bzw. Ingenieure, die STANO-Bautcile unter 
Einsatzbedingungen testen und dann be­
werten. (. . .) Im  Mai d. ] .  gab das US- 
Heer der Presse einige der z. Z. von der 
MASSTER-Gruppe bewerteten und teilweise 
bereits in Vietnam eingesetzten Baugruppen 
bekannt. H ierzu gehören z. B. eine akustische 
Boje, ein von Flugbord abgeworfener soge­
nannter ,Seismic Intrusion Detector' . . . 
Bei größeren Geräten steigen die Preise fast 
astronomisch an, nämlich 23 000 $ fü r ein 
,Starlight Scope' und Laser-Entfernungs­
messer und 48 000 fü r ein Nachsicht- 
Visier fü r Hubschrauber. Man ist 
jedoch im Besitz von Fakten über die 
Wirksamkeit dieser m it optimaler Feuer­
kra ft gekoppelten Geräte, wofür als Beweis 
die Kämpfe um Khe Sanh und Fircbase 
Crook zitie rt werden. Dennoch ist man 
weiterhin auf der Suche nach noch geheimen 
Geräten wie z. B. das verbesserte Side- 
Looking-Radar und die In fra ro t- und 
Wärme-Abbildungssysteme. Letztere wurden 
inzwischen soweit entwickelt, daß Messun­
gen von Temperaturunterschieden von weni­
ger als einem Grad (am Ziel) möglich 
sind. (. . .) M it einem Strahlungsmesser 
dieses Typs kann man Menschen und Fahr­
zeuge ausfindig machen und sogar das Ge­
lände bestimmen.“  l l )

Daß die Entwicklung neuer Kam pfmetho­
den und W affen, eben jener ,Super­
waffen neuen Typs1 tatsächlich integraler 
Bestandteil der ,neuen1 außenpolitischen 
Strategie des amerikanischen Im peria lis­
mus ist, ste llte  auch Richard Nixon klar.
In einer Pressekonferenz betonte er am 
22. Juni 1972 „d ie  Verein igten Staaten 
müßten neue strategische W affen ent­
wickeln, da sonst ihre S icherheit und die 
Sache des W eltfriedens in Gefahr ge­
raten würden. (. . .) Er appe llierte  an den 
amerikanischen Kongreß, die von der 
Regierung beantragten 1,3 M illiarden 
Dollar (4,1 M illiarden Mark) für die Ent­
wicklung dieser Abschreckungswaffen zu 
bew illigen“ 18).

Daß dieses Scherflein für die amerika­
nische Rüstungsindustrie auch die Ver­
antwortlichen des Projektes „autom ati­
siertes K am pffe ld“ im Sinne hatten, 
kann man aus den Äußerungen von 
Generalm ajor P. Feyereisen entnehmen. 
Dazu noch einmal das ,Armed Forces 
M anagement'-Magazin:
„Verantwortlich fü r die Beschaffung der 
neuen Bauteile ist das Arm y Materiel 
Command. ..  Leiter des Industriesektors der 
Dienststelle ist Generalmajor P. Feyereisen, 
der die Aufsicht über die gesamt Entwick­
lung und Beschaffung hat. (. . .) (Man sieht) 
sich, wie Feyereisen erklärt, einer ,Explosion 
der Technologie' gegenüber. Monatlich gehen 
beim AM C etwa 100 technische Vorschläge 
ein, darunter viele seitens der Industrie. (. . .)

Die Verträge werden . . .  im Dollar-Volumen 
größer werden, wenn es auch einige Aus­
nahmen geben dürfte. So stellt zum Beispiel 
das M A LL ARD-Projekt eine große Gruppe 
von Geräten dar, und die einzelnen Kom­
ponenten können von einer Reihe von 
Firmen gefertigt werden. Als Positivum 
kündigt sich an, daß wahrscheinlich der 
Prototypen-Bau und damit die betreffende 
Industrie-Beteiligung zunehmen werden.“  1#)

Soweit die bisherige Praxis der Nixon- 
schen F riedenspolitik  in Südostasien. 
Angesichts der Bedeutung von K riegs­
forschung im Rahmen der für die P rofit­
sicherung, und damit also für die ,Sache 
des W eltfriedens' notwendigen Kriege, 
könnte man sich wohl fragen, wie lange 
es noch dauern mag, bis einer der Unter­
offiziere jener „V ierten Armee Am erikas“
— beispielsweise der bekannte Darm­
städter Herr Fischer, der ja  mit den auch 
im Projekt .automatisches K am pffe ld1 
erwähnten Laser-Entfernungsmessern 
befaßt ist — als Friedensforscher in d ie ^ fc  
Reihen der F riedensnobe lp re isanw ärte r^^ 
avanciert.

1) „D ie Reden Hitlers fü r Gleichberechti­
gung und Frieden“ , München 1934, S. 7.
Um eine unvoreingenommene Rezeption zu 
ermöglichen, wurde in der Rede durchgängig 
,Reichsregierung' durch ,Regierung' ersetzt.
2) „A lle  unsere Kräfte fü r den Frieden“ , 
Rede des amerikanischen Außenministers 
John Foster Dulles vor der ,Youg Women’s 
Association', hrsg. v. US-Informationsdicnst, 
Bad Godesberg, o. J. S. 4f
3J Dieter Senghaas: „Z ur Analyse inter­
nationaler P o litik “ , in : G. Kress und D. 
Senghaas: „Politikwissenschaft. Eine Ein­
führung in ihre Probleme“ , Frankfurt am 
Main, 1972, S. 349
4) ebd., S. 347
5) Ernst Bloch: „Das Prinzip Hoffnung“ , 
Frankfurt am Main 1959, S. 1049
5a) Wolfgang Borchert, Lesebuchgeschichten, 
in : Das Gesamtwerk, Hamburg 1949, S. 317 
5t>) Wolfgang Borchert, „Dann gibt es nur 
eins!“ , in : ebd., S. 319 
°) Der Spiegel N r. 28, 3. Juli 1972, S. 79%  
7) M. Klare, The U niversity-M ilitary Com- 
plex", published by North American Con- 
gress on Latin America, New York 1969 
H) Siehe Spiegel N r. 29, 10. Juli 1972 
*)Armed Forces Management, Juli 1970, S. 36 
10/) Eine ausführliche Darstellung von Kriegs­
forschung und -Produktion findet sich in: 
„Materialien zu Rüstungsforschung, -Pro­
duktion und Imperialismus, Reihe Wissen­
schaft und Kapital 1 (zu beziehen durch 
den AStA T H D )
n ) W. R. Polk, „Problem of Government 
U tilization of Scholary Research in In ter­
national Affairs.“  zit. n. „Materialien zu 
Rüstungsforschung.. .“
12) J. S. Foster in : Hearing before the Co-
mitee on Foreign Relations, United States
Senate, 90th, Congress, 2nd Session, May 9,
1968, zit. n. ,Materialien . . . '
n ) Der Spiegel N r. 28, 3. Juli 1972, S. 80
u ) Frankfurter Rundschau, Hessen-Ausgabe,
11. Juli 1972, S. 6
15) Armed Forces Management S. 37
1G) a.a.O. S. 38
17) a.a.O. S. 39
lH) Zit. n. Berliner Morgenpost 24. 6. 1972 
'*) Armed Forces Management, a.a.O. S. 39
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Krieg und Frieden
Friedensstrategien als Variante imperialistischer Außenpolitik

„Richtigstellung:
Der Krieg wird nicht unnötig 
Wenn er nicht geführt wird 
Sondern nur, wenn er unnötig ist 
Braucht er nicht geführt zu werden.“

(B. B.)

„Lasset die Kindlein zu mir kommen, ich will sie 
erquicken,“

Es mag scheinen, als trage der ,Falke' Richard Nixon neuer­
dings einen Ö lzweig im Schnabel. Erschien ihm noch 1969 
der V ietnam krieg als „e ine der größten Stunden in Amerikas 
Geschichte“ *), so hat sich inzwischen sein Gusto an histo­
rischen Augenblicken offenbar auf andere Gebiete verlagert. 
Im Juni 1972 proklam ierte er mit einem Blick auf die „H is to ­
riker eines zukünftigen Z e ita lte rs “ eine ganz neue Stern­
stunde Am erikas: 1972 sei das Jahr, in dem „Am erika dazu 
beitrug, die W e lt aus den N iederungen ständigen Krieges 
zu den Höhen eines dauerhaften Friedens zu führen“ . 2)
Den Frieden sucht Nixon denn auch auf der höchsten Ebene 
in ternationaler D iplomatie, wo es schon seit jeher fried licher 
zuging als in jenen Niederungen, wo sich die Gewalt der 
W orte im Totschlag realisierte. M it amerikanischer W e it­
läufigke it e ilte  er von G ipfe l zu G ipfe l, von China nach 
Moskau, Polen und Rumänien. Er erschien in Jugoslawien, 
Jordanien, Japan und Indien, in Australien, Brasilien, Saudi- 
Arabien, Israel und andernorts. Und überall fand ihm sein 
Ghostwriter-Team die passenden W orte: vom Frieden, von 
der neuen W eltordnung und den Kindern, vorzugsweise den 
eigenen und denen des jew eiligen Gastlandes. Überall, 
wohin er den Fuß setzte, „keimen je tz t Hoffnungen auf eine 
W elt, die nicht mehr von Furcht, Not und Krieg überschattet 
w ird.“ 3)

Kinderfreundlich so llte  sich auch der im perialistische ,Papier­
t ige r' gebärden, fried lich, offen, verhandlungsbereit, grimmig 
nur gegen die „gemeinsamen Feinde der Menschheit“ : 
Krankheit, Hunger, Elend, Luftverschmutzung undsofort.
Wo, wie in Vietnam, peinlicherweise noch ein paar kinder­
feindliche Bomben nötig waren, geschah es doch nur, „m it 
G ottes H ilfe, um einen dauerhaften Frieden zu sichern.“ 
Niemand sollte mehr in die S teinzeit zurückgebombt werden: 
fried liche Höhen sollen die Völker ersteigen durch Selbst­
bestimmungen und nationale E igenständigkeit etwa, aber zum 
Beispiel auch durch Pazifierung und Vietnamisierung, se lbst­
verständlich aber im Geiste der „Partnerschaft“ , geführt an 
Uncle Sams starker Hand.
Denn auch dies konnte der ,Friedensfürst' Nixon im Juni 
dieses Jahres voll Selbstbewußtsein verkünden:
„K eine Macht auf Erden ist stärker als die Vereinigten 
Staaten heute sind. Und keine wird stärker sein, als es die 
Verein igten Staaten von Amerika in Zukunft sind.“ 4)
Selbst eines der zentralen Instrumente dieser Macht scheint 
seinen Charakter plötzlich zu ändern: die NATO, vom am eri­
kanischen Soldatensender AFN noch vor kurzem als ,Schutz­
schild der F reiheit' angepriesen, hat neue Aufgaben be­
kommen: Umweltschutz, Forschungs- und Bildungsprogramme 
etc.; der kriegerische Schild scheint sich in ein Blumen­
kränzchen zu verwandeln.
Die schönsten Blüten jedoch finden sich in Richard Nixons 
theoretischem Friedenswerk: in zwei Berichten an den 
amerikanischen Kongeß vom 18. 2. 1970 und 25. 2. 1971 faßte 
Nixon die Gedanken seiner Berater zusammen und nannte 
sie „E ine neue Friedensstra tegie“ und „Aufbau des Friedens“ . 
Gemeinsamer O bertite l: „D ie  amerikanische Außenpolitik 
für die s iebziger Jahre.“
In dieser Außenpolitik vollziehe sich ein „grundlegender 
W andel“ steht da zu lesen, der Ausdruck einer „neuen Rolle 
Am erikas“ in e iner „so anders gearteten W e lt“ sei.

Es wird darauf zurückzukommen sein.
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Der Frieden als Fortsetzung des 
Krieges mit anderen Mitteln:
,P ax  Am ericana'
Es wäre zuviel der Ehre, wo llte  man annehmen, die ,neue‘ 
F riedensstrategie des Imperialismus sei die Erfindung Richard 
Nixons. Momente solcher F ried en spo litik1 hat es vielm ehr 
in der Außenpolitik der USA immer gegeben, wenngleich sie, 
je  nach der Lage, in der das im peria listische System sich be­
fand, o ft von anderen, mehr m ilitärisch-aggressiven Zügen 
dom in iert wurden.

Uncle Sam als Handelsvertreter: Immer einen Fuß
in der ,offenen Tür‘ zur Welt
Die Politik der ,guten Nachbarschaft1.
Die erste große Proklamation amerikanischer Vorstellungen 
von einer fried lichen W eltordnung und Sanktionierung der 
entsprechenden Strateg ie war die „P o litik  der offenen Tür“ 
(erstm alig fo rm uliert gegenüber China um 1900), die seit der 
Jahrhundertwende bis nach dem zweiten W eltkrieg die am eri­
kanische Außenpolitik in ihren Grundzügen bestimmte. Zwar 
wurde auch sie (gerade gegenüber China) w iederholt durch 
m ilitärische Aktionen abgesichert, jedoch ihr G rundpfeiler 
war die Erhaltung des Status quo — des Friedens — der zum 
damaligen Zeitpunkt die amerikanischen Sicherheits- und 
Expansionsinteressen begünstigte. Diese Interessen des 
amerikanische Vormachtstellung im F re ihande l' war durch die 
w irtschaftliche und m ilitärische Macht der USA gesichert.
Dem Bewußtsein dieser Überlegenheit entsprach auch jene 
Ideologie, daß das ,Free Enterprise1, das Amerika auf die 
Höhe seiner Macht geführt hatte, daß die ,fre ihe itlich-dem o­
kratische O rdnung1 jeder anderen Gesellschaftsform  un­
endlich überlegen sei. Es ist dies jenes moralische Pathos 
und .demokratische Sendungsbewußtsein1, das sich erhalten 
hat bis in die aktuellen Vorste llungen davon, daß das sozia li­
stische Modell in der Konkurrenz m it dem kapitalistischen 
verlieren und auf lange Sicht in sich zusammenbrechen 
müsse. Auch Präsident Roösevelts .Politik der guten Nachbar­
schaft1 orien tie rte  sich an dem Prinzip, das der Unterstaats­
sekretär im Handelsm inisterium  J. W. Drake schon 1921 
auf den Begriff gebracht hatte::
„Es ist die Pflicht der Regierung, den Kontakt m it potentiellen 
Kunden durch diplomatische Methoden herzustellen; danach m it 
denselben Methoden die Beständigkeit freundlicher Einstellung 
und guten Willens zu sichern und die Handelsbeziehungen offen­
zuhalten. . . Die Diplomatie ist untrennbar m it dem Außenhandel 
verbunden.“  s)

Die im Folgenden mit Trauerrändern versehenen 
Visionen eines interplanetarischen Imperialismus sind 
sämtlich aus den westdeutschen Ausgaben amerikani­
scher Science-Fiction-Hefte entnommen.

Der zweite W eltkrieg fes tig te  die Stellung der USA als 
führende im peria listische W eltmacht. Obwohl die Motive des 
amerikanischen Engagements wesentlich als solche des 
Kampfes gegen den Faschismus und die .D iktaturen1 artiku­
lie rtw urden , lag doch ein wesentlicher Faktor für den K riegs­
e in tr itt im pazifischen Raum: die Zurückdrängung der japan i­
schen Hegemonialansprüche in Asien, die sich in den 
Dreiß iger Jahren in dem japanischen Konzept einer .Neuen 
O rdnung1 m anifestierten, einem Konzept, das darauf hinaus­
lief, England und den USA den asiatischen Markt und die 
Rohstoffquellen s tre itig  zu machen. Die ökonomischen Sank­
tionen der USA trugen nicht unerheblich dazu bei, Japan in 
den Krieg und in die A llianz m it H itlerdeutschland und dem 
faschistischen Italien zu treiben.
Für die USA begann der Zweite W eltkrieg in Pearl Harbor, 
im Pazifik, er wurde dort länger und e rb itte rte r durchge­
kämpft als in Europa, und sein Ausgang bedeutete für Amerika 
die Ratifikation seiner Vormachtsstellung im pazifischen 
Raum.

Risse in der ,Einen Welt‘:
,Die Politik der Nachkriegsjahre‘

Bei Kriegsende und in den ersten Jahren danach schien es 
zunächst, als setzten die USA in ihrer Außenpolitik mit 
Roosevelts Konzept der „O ne W orld “ die Tradition der 
„P o litik  der offenen T ü r“ fort. Ausgehend von einer gesicher­
ten Position der Stärke orientierten sich die diplomatischen 
Bemühungen an dem Ziel, durch die Nachkriegsordnung in 
möglichst vielen osteuropäischen Staaten W irtschafts- und 
Gesellschaftssysteme zu schaffen, die offen waren für die 
amerikanischen W irtschaftsinteressen, das heißt, die als 
potentie lle  Märkte und Rohstoffquellen verwendbar waren. 
Schon in der A tlan tik-C harta  der englischen und amerikani­
schen Regierung von 1943 kommt dieser Zug zum Ausdruck: 
die beiden Regierungen seien bemüht, das heißt es dort,
„a llen Staaten in gleicher W eise die V orte ile des Zugangs 
zum Handel und zu den Rohmaterialien der W elt ( . . . )  nutzbar 
zu machen.“ °)
In den Divergenzen mit der Sowjetunion um die Regierungs­
bildung in Rumänien, Bulgarien und Ungarn war auch Präsi­
dent Truman offenbar noch entschlossen, die amerikanischen 
Interessen durch eine Kombination von w irtschaftlichen An­
reiz- und Sanktionsm itteln durchzusetzen; im Geiste jener 
Koexistenz mit der Sowjetunion unter von den Westmächten 
fix ierten Bedingungen, die sich schon in der 1944 von C h u r -^  
chill und Stalin festgelegten Interessenaufteilung auf dem 
Balkan ausdrückte.
Auch in der Polenfrage zeigt sich diese Haltung deutlich. 
Averell Harrinan, damals als Sonderbotschafter an den Ver­
handlungen bete ilig t, p läd ierte dringlich für die Gewährung 
eines K redites an Polen; es sei dies
„von außerordentlicher Wichtigkeit in politischer Hinsicht“ , weil 
es „eine weitreichende und dauernde Wirkung auf den Einfluß der 
Vereinigten Staaten im politischen Leben Polens (. . .) haben w ird .“ 
Das State Department formulierte es in seiner Antw ort noch 
deutlicher: „Bei unserer H ilfe  durch Kredite und andere Maß­
nahmen . . . sollten w ir darauf bestehen, daß Polen eine Politik  
akzeptiert, die fü r uns in Handel, Investitionen und dem Zugang 
zu Informationsquellen gleichberechtigte Bedingungen schafft.“ '1) 
Auch K riegsm in ister Stimson betonte während der Potsdamer 
Verhandlungen immer w ieder die W ichtigke it der ,S trategie 
der offenen Tür1, um sicherzustellen, „daß die Russen nicht 
unseren Handel b lockieren“ , und er wies dabei unmißver­
ständlich auf unsere klaren und wachsenden Interessen im 
O rien t“ b in .8)

A llerd ings zeichnet sich nach Roosevelts Tod 1945 zunehm end 
auch eine .härtere1 Variante der amerikanischen A u ß e n p o litÄ  
ab, die eine Durchsetzung ihrer Z iele eher durch eine po li­
tische Konfrontation m it der UdSSR gewährle istet sah und 
dabei wohl hauptsächlich auf die damals gerade in der ab­
schließenden Entwicklung befindliche Atombombe speku­
lierte. S ignalis iert wurde diese Haltung bereits durch die 
plötzliche Kündigung der amerikanischen Pacht-Leihhilfe an 
die Sowjetunion im Mai 1945. Es liegt der Schluß nahe, 
daß der Einsatz von Atomwaffen in Japan im August 1945 
weniger darauf gerichtet war, das ohnehin kapitu lationsbereite 
Japan endgültig zu besiegen, sondern vielm ehr als ein 
Schritt jener einsetzenden .atomaren D iplom atie1 zu ver­
stehen ist, die den sozialistischen Einflußbereich durch die 
Demonstration m ilitärischer Stärke zurückzudrängen such te .9) 
Im März 1947 brach Truman endgültig mit dem Roosevelt- 
schen Konzept. Als sich England, das 1944 die griechische 
Befre iungsfront (EAM) niedergeschlagen und 1946 die Monar­
chie restauriert hatte, im Fühjahr 1947 nicht mehr imstande 
sah, die Kosten w irtschaftlicher und m ilitärischer Stützung 
des repressiven griechischen Systems zu tragen, übernahmen 
die USA diese Rolle. Griechenland war das Exempel für die 
Anwendung der Truman-Doktrin, die die Außenpolitik der 
nächsten beiden Jahrzehnte bestimmte: die USA verpflichteten 
sich, alle .freien Völker1 im Kampf gegen innere und äußere 
kommunistische Bedrohung zu unterstützen.
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Stalin hatte sich an dem Pakt m it Churchill gehalten, der dem 
W esten in Griechenland 90°/o Einflußsphäre zub illig te  und 
hatte die N iederlage der EAM nicht verhindert. In den fo l­
genden Jahren begann die Sowjetunion zunehmend, ihren 
durch den Sieg über den Faschismus gewonnenen Einfluß­
bereich m ittels eines ,eisernen Vorhangs' gegen den wachsen­
den m ilitärischen und wirtschaftlichen Druck des Westens 
abzusichern. M it dem Sieg der chinesischen Revolution ging 
auch dieser trad itione lle  Einflußbereich der USA verloren — 
eine P o litik  der ,offenen Tür' war in den Ländern der 
sozialistischen A llianz nicht mehr möglich. Ihre G rundprin­
zipien wurden jedoch unter dem Schutz m ilitärischer Präsenz 
im eigenen Machtbereich um so glänzender durchgeführt: 
die Stärkung des Kapitals und die Sicherung langfristiger 
ökonomischer Abhängigkeit in Japan und W esteuropa (be i­
spie lhaft im Marshallplan).
,Wer nicht für mich ist, der ist wider mich‘
Die Politik des Kalten Krieges:
.Containment' und ,Liberation'
Spätestens in der nun einsetzenden Phase des „Kalten 
K rieges“ wurde der Antikommunismus zum beherrschenden 
Moment in der im perialistischen Ideologie und S trategie der 
USA! Schon nach 1917, während des Interventionskrieges 

J ja tte n  die im perialistischen Mächte versucht, „d ie  Sow jet­
r e p u b l ik  in der W iege zu erdrücken“ (W. Churchill). Nun, 

nachdem auch der deutsche Faschismus die UdSSR nicht 
zerschlagen hatte, sah sich der W esten einem erstarkten 
Rußland als führender Nation einer A llianz sozialistischer 
Staaten gegenüber, die ganz O steuropa und weite Teile 
Asiens umfaßte.
Für die USA als Hauptmacht des im perialistischen Systems 
mußte diese S ituation eine erhebliche Bedrohung darstellen. 
Präsident Johnson form ulierte  in einer Rede am 12. Juli 1966, 
daß die Vere in igten Staaten im zwanzigsten Jahrhundert 
zwei große Fehler gemacht hätten, erstens als es nicht ge­
lang, die Sowjetmacht nach 1917 zu vernichten, zweitens, 
als sie nach 1945 nicht verhindern konnten, daß sich ein 
sozialistisches W eltsystem  he rausb ilde te .10)
A lle  rasselnden Propagandaparolen von der m ilitärischen 
Aggressiv itä t der Sowjetunion zum Trotz, waren sich die 
Ideologen der amerikanischen P o litik  auch während des 
.Kalten Krieges' sehr wohl bewußt, daß die eigentliche Ge­
fahr, die dem Kapitalism us durch den sozialistischen Block 
drohte, auf ökonomischem und politischem G ebiet lag.
Die USA hatten nicht nur große Einflußbereiche und damit 
Märkte und Kapitalanlagesphären verloren, sie mußten auch 
damit rechnen, daß die ohnehin durch die Existenz einer 

^ U lia n z  sozialistischer Staaten erm utigten Sozialrevolutionären 
^^e w e g u n g e n  in der Dritten W elt über kurz oder lang zum 

Anschluß junger Nationalstaaten an das sozialistische Bünd­
nis führen würden. Im Falle sozialistischer Revolutionen, 
das zeigte plastisch das Beispiel Kuba, verloren die USA 
nicht nur Rohstoffquellen und Märkte, die amerikanischen 
Kapitalgesellschaften wurden auch entschädigungslos von 
allem Besitz in den betreffenden Ländern enteignet.
Die Aufgaben, denen sich das System des Imperialismus 
damit im globalen Rahmen gegenübersah, lagen also im 
wesentlichen in zwei Bereichen: zum einen im po litisch-ideo­
logischen, do rt ga lt es zu verhindern, daß der Sozialismus 
als das erkannt wurde, was er ist — die historisch mögliche 
A lternative zur kapitalistischen Gesellschaftsordnung. Die 
antikommunistische Propaganda vor allem der fünfziger Jahre 
ist denn auch charakterisiert von der Verzerrung und D iffa­
mierung des Marxismus und der sozialistischen G esell­
schaft. “ ) Zum anderen im wirtschaftlichen Bereich und damit 
auch in der m ilitärischen Absicherung im peria listischer Herr­
schaft. „Von Asien bis Europa wurde der sowjetische Macht­
bereich ,eingedämmt' durch vorgeschobene M ilitärstützpunkte 
und die Transformation der vom Kommunismus, bzw. von 
Sozialrevolutionären Veränderungen überhaupt bedrohten 
Gesellschaften zu solchen, die w irtschaftspolitisch im Sinne 
des Zugangs zu ihren Märkten und Rohstoffquellen für den 
W esten, bzw. die USA ,offen ' waren.“ 12)

W o immer es notwendig erschien machten die USA dabei 
auch vor m ilitärischer Intervention nicht halt, se it Kriegsende 
sind amerikanische Truppen an ungezählten Schauplätzen im 
Einsatz gewesen, von der einfachen Demonstration m ili­
tärischer Stärke bis hin zur offenen Invasion.
Bereits d ieser S trateg ie des .Containment', der Eindämmung, 
war jedoch ein Aspekt inhärent, der zum Teil zurückgeht bis 
auf jenen erwähnten amerikanischen Moralismus, der sich 
ausdrückte in der Überzeugung, Am erika sei berufen, die 
W e lt vor dem Kommunismus zu retten, indem sie sie zu 
seinem Ebenbild forme. Solches Sendungsbewußtsein drückte 
schon die These vom .Amerikanischen Jahrhundert' aus, die 
Henry Luce 1941 in seinem gleichnamigen Buch entw ickelte: 
„Unsere Welt von zwei M illiarden Menschen ist zum ersten Male 
ein unteilbares Ganzes. Diese Welt des zwanzigsten ] ährhunderts 
muß sich, wenn sie gesund und kräftig  leben w ill, in  größtem 
Ausmaße in ein amerikanisches Jahrhundert verwandeln. ( . . . )  
Nun kommt das amerikanische Zeitalter.“  13)
Bis zur Z e it der sogenannten „System konkurrenz“ waren 
derle i Maximen vor allem auf die Länder der D ritten W elt 
angewendet worden — (und werden es noch heute: eine 
makabrerweise ,Pax Am ericana' b e tite lt und im Auftrag des 
Verte idigungsm inisterium s von dem Rüstungskonzern .Douglas 
A irc ra ft Corp.' erste llte S tudie führte 1966 aus:
„O bwohl die Vereinigten Staaten keine imperialistische Nation  
sind, zeigen sie viele Eigenschaften früherer Imperien. . .“  „D ie  
Wahrscheinlichkeit ist groß, daß die Weltlage in zehn oder zwan­
zig Jahren vom amerikanischen Standpunkt aus ebenso günstig 
ist wie 1965 und sich sehr wahrscheinlich auf eine genuine Pax 
Americana hinentwickelt. Diese Weltlage kann entweder eine 
amerikanisch-imperiale Form annehmen, oder aber eine UN-Form “ 
„D ie Armee w ird  das Hauptinstrument sein in der Fortsetzung 
der amerikanischen Führungsrolle, im  Innern wie nach Außen.“  H)

Strategen des Kalten Krieges: Eisenhower-Rusk
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So wie dort das Postulat eines am erikanischen Friedens' 
m it den hohen W erten von Demokratie und fre ie r M arkt­
w irtschaft zur bloßen Verschleierung der Interessen an A b­
hängigkeit und Ausbeutung gerät, so wird das gleiche mora­
lische Pathos in der Ze it des Kalten Krieges zum Vorwand 
einer später im konkreteren S trategie der Aushöhlung, Spal­
tung und Zerschlagung des sozialistischen Lagers.

Georg F. Kennan der im wesentlichen die Doktrin der ,Ein­
dämmung' entw ickelte, geht bereits 1947 davon aus, daß „d ie  
Sowjetmacht den Keim zu ihrem Untergang schon in sich 
träg t.“ Es liege daher in der
„Macht der Vereinigten Staaten, die Sowjetpolitik ungeheuer zu 
belasten, und so Tendenzot zu fördern, die sich schließlich entweder 
im Zusammenbruch oder in einer allmählichen Milderung der 
sowjetischen Macht auswirken müssen.“  15)
Neben die mehr machtpolitisch orientierten Hoffnungen auf 
eine Überwindung des Kommunismus durch Druck ,von außen' 
treten bei Kennan eine Reihe von Spekulationen auf Ten­
denzen innerhalb des sozialistischen Blocks deren Förderung 
und Unterstützung es den USA ermöglichen sollen, den 
Sozialismus ,von innen' zu besiegen.
Als solche Tendenzen benennt er u. a. das Entstehen einer 
neuen kritischen Schicht von Jugendlichen und Intellektuellen, 
wachsende Unruhe und W iderstand gegen die russische Vor­
machtstellung in den sozialistischen Paktstaaten, sukzessive 
das Auseinanderfallen des Warschauer Paktes aufgrund der 
wachsenden nationalen Eigeninteressen der einzelnen sozia­
listischen Staaten.
A lle diese Momente im peria listischer S trateg ie tauchen 
später in wesentlich stäkerem Maße w ieder auf, in den 
W eiterentw icklungen Kennans selbst und bei einer Reihe 
anderer amerikanischer Polito logen und Soziologen.

In der Phase der C ontainm ent-Politik  fanden solche V or­
schläge jedoch nicht allzuviel Beachtung, vielm ehr wuchs in 
den fünfziger Jahren die Überzeugung, daß es nicht genüge, 
den Kommunismus einzudämmen und somit wesentlich defen­
siv zu bleiben, man'müsse vie lm ehr dam it beginnen, ihn end­
gültig , notfa lls auch mit m ilitärischer Gewalt zu zerschlagen. 
Das republikanische W ahlprogramm von 1952 betonte, daß 
die „negative, vergebliche und unmoralische Politik  der Ein­
dämmung“ nun abzulösen sei, um den endgültigen Sieg im 
Kalten Krieg herbeizuführen. Dean Acheson brachte 1958 
die Doktrin der E isenhower-Dulles-Ära auf den Begriff: die 
USA müßten bereit sein, Überraschungsangriffe gegen stra te­
gische Zentren zu führen, jederze it „massive Vergeltung zu 
üben“ und dabei auch vor einem „Duell am Rande des A b­
grunds“ nicht zurückschrecken.
Diese Strateg ie des „R o ll-B ack“ , des Zurückrollens des 
Eisernen Vorhangs zum Zwecke der ,L iberation ' der ost- 
europiäschen Länder, die die ersten Jahre in der Regierungs­
periode Eisenhowers bestimmte, fand ihren konsequentesten 
und unverblümtesten V ertre ter in James Burnham. In seinen 
Schriften „Containm ent or L ibe ra tion“ (1953) und „The Corning 
defeat o f commumsm“ wird der m ilitant antikommunistische 
Charakter der amerikanischen Außenpolitik vollends unüber­
sehbar:
„W ir sind bisher nicht bereit gewesen zuzugestehen, daß es nur 
ein Ziel der amerikanischen Außenpolitik geben kann: die Ver­
nichtung der Macht des Kommunismus.“  10)
Aber selbst bei Burnham finden sich Elemente der Kennan- 
schen Taktik der Diversion und Aufweichung des Sozialismus, 
allerd ings m it wesentlich aggressiveren und mehr m ilitärisch 
als ideologisch orientierten Zügen. Er schlägt vor, die USA 
sollten „zur Erlangung ihres Z ieles einen po litisch-untergrün­
digen A ngriffskrieg “ führen, dessen Wesen darin bestehe, 
„daß die Sowjetunion im Innern durch Revolutionen dieser 
oder jener A rt zermürbt w ird .“ Die praktischen Vorschläge 
umfaßten de ta illie rte  Programme vom ,Propagandaangriff' 
über ,Krieg in der A rbeiterbewegung' bis ,Pflege politischer 
Freundschaften'. A ls M ittel zur Durchsetzung schienen ihm 
Sabotage, z iviler Ungehorsam, Streiks, Terror usf. nicht un­
angemessen.

,Zuckerbrot und Peitsche1:
Kennedy als Protagonist der Friedensstrategie

Jedoch konnten solche Kriegstänze nicht verbergen, daß sich 
die ,Containm ent' und ,Roll-Back‘-Strategien gegen Ende 
der fünfziger Jahre bereits als inadäquat für die Durchsetzung 
der im perialistischen Interessen erwiesen hatten. Die USA 
hatten trotz m ilitärischer Interventionen weder in Korea noch 
in Indochina befried igende Erfolge erzielen können; der 
Umsturzversuch Tschiang-Kai-Tscheks war gescheitert, und 
der Sojetunion war es gelungen, die Krise zu meistern, 
die sich in den Revolten in der DDR und Ungarn m anifestiert 
hatte. Und schließlich — wohl der em pfindlichste Schlag — 
hatten die USA es hinnehmen müssen, das d irekt vor ihrer 
Küste, in Kuba, eine sozialistische Revolution erfolgreich 
war, in deren Verlauf M illiarden amerikanischen Produktiv­
vermögens enteignet wurden.
Einer der Hauptrepräsentanten der wachsenden K ritik  war 
John F. Kennedy. Im Juni 1960, kurz vor seiner Wahl zum 
Präsidenten, ste llte  er in einer Rede im Senat ein 12-Punkte- 
Programm für eine ,neue Außenpolitik ' vor, das im wesent­
lichen schon das Le itm oitiv der veränderten Konzeption 
amerikanischer Politik  für die sechziger Jahre enthie lt:
Die Auseinandersetzung sei, angesichts der militärischen (und 
Atom-)Stärke des sozialistischen Systems, nicht länger in der ™  
militärischen Konfrontation zu suchen. „D ie Politik  der Be­
freiung', die vor acht fahren so stolz verkündet wurde, hat sich 
als Trugbild und Fallstrick erwiesen.“ 17)
Da die USA nicht „die Macht haben, Osteuropa zu befreien“ , 
müsse sich der Kampf mehr auf das ökonomische und politisch- 
ideologische Gebiet verlagern.
Schon 1959 hatte Kennedy in einer Rede betont, daß man „die 
Regierung m it flexibleren ökonomischen Instrumenten“ versehen 
solle, „um friedlichen Wandel hinter dem Eisernen Vorhang zu 
fördern.“  18)
Dies bedeutete jedoch keineswegs die Aufgabe der militärischen 
Stärke als M itte l der Politik. Kennedy sprach sich nachdrücklich 
fü r Ausbau und Stärkung der amerikanischen Militärmacht aus, 
vor allem um „effektiv und rasch in jedem ,begrenzten Krieg' in 
der Welt intervenieren zu können.“  19)

Pax Americana, oder: Frieden & Sicherheit 
Die Vereinigten Staaten waren Sieger in einem Atom­
krieg. Nachdem wir nun die Weltherrschaft gewonnen 
hatten, war es unsere Aufgabe, das Chaos auf diesem 
Planeten zu beseitigen und den Völkern Frieden und 
Sicherheit zu geben. Der Wille des amerikanischen 
Volkes hat sich immer wieder für Frieden, Sicherheit 
und weise Führerschaft entschieden. Ist nicht Präsident 
Garward mehrere Male mit einer Majorität von mehr 
als neunzig Prozent wiedergewählt worden?
(Heyne, Nr. 3063)

Die neue Politik  war also gekennzeichnet von dem Begriff 
der ,selektiven Koexistenz': ,Strategie des Friedens' m it dem 
Z iel der Aufweichung und Zersetzung der sozialistischen 
Allianz in Osteuropa — gegrenzter K rieg ' mit dem vernehm­
lichen Ziel der Zerschlagung sozialistischer und nationaler 
Befreiuungsbewegungen und junger sozialistischer Staaten 
in der Dritten W elt. Das Grundmuster der amerikanischen 
Außenpolitik: ökonomisch-m ilitärische Stabilis ierung des Ein­
flußbereiches, S icherheit durch Erhaltung eines gesellschafts­
politischen Status quo, b lieb auch beim Amtswechsel von 
Eisenhower zu Kennedy erhalten; was sich vollzog, war ein 
Wechsel zu flexib leren Methoden dieser globalen Herrschafts­
stabilisierung.

Was sich unter den Begriff der ,Friedensstrategie ' alles sub­
sumieren ließ, zeigt die Außenpolitik der Kennedy-Adm inistra­
tion gegenüber Indochina und Lateinamerika auf eindrucks­
volle Weise. In diesen Gebieten ging es, so Kennedy 1961, 
darum, den „Zusammenbruch der bestehenden politischen
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und sozialen S trukturen“ zu verhindern, einen Zusammen­
bruch „de r unausweichlich das Vordringen des Totalitarism us 
in jedes schwache und labile G ebiet begünstigen würde. 
Damit würde unsere eigene S icherheit gefährdet und unsere 
Prosperitä t in Frage geste llt werden.“ 20)
Die Praxis solcher Verhinderung ist be isp ie lhaft in der Ein­
setzung, Finanzierung und Verte idigung offen repressiver 
Regimes wie dem des Präsidenten Diem in Südvietnam, 
oder in der bre it angelegten Ausbildung von Spezialtruppen 
zur G uerillabekäm pfung in Lateinamerika und Südostasien. 
Wo auch solche Maßnahmen sich als nicht effektiv genug 
erwiesen, mündete das w e ltweit wachsende Engagement der 
Verein igten Staaten auch in blanke m ilitärische Intervention 
auf fremdem Territorium : siehe Kuba, Dominikanische Repu­
blik, Vietnam.

Begegnung mit Kommunisten
Carter atmete auf. Wenigstens sind sie keine Monster 
oder Alptraumgestalten, dachte er. Der Fremde war 
in seiner ganzen Gestalt durchaus menschenähnlich. 
Trotzdem lief es Ben kalt über den Rücken. Irgend 
etwas Drohendes ging von dem Fremden aus. Carter 
konnte nicht einmalsagen, worin das Unheimliche be­
stand. Es war, als ob eine tiefe, unsichtbare Kluft 
zwischen ihm und diesem Wesen bestünde.
(Utopia, Nr. 544)

An solche Praktiken war im sozialistischen Hegemonialbereich, 
namentlich in Osteuropa, nicht zu denken. Anfang der sech­
ziger Jahre war die bis dahin als gesichert betrachtete m ili­
tärische und wirtschaftliche Überlegenheit der USA immer 
mehr in Zweife l gezogen worden. Die Annahme, das sozia­
listische System werde, sofern ,eingedäm m t1 und auf sich 
selbst zurückgeworfen, bald an sozialen und wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten zerbrechen, hatte sich nicht bewiesen. 
Kennedy selbst hatte in mehreren Reden warnend darauf 
hingewiesen, daß m ilitärisch wie ökonomisch der Westen 
sogar ins H intertreffen geraten könne. W ar die Gefahr einer 
,missile gap‘, einer Überrundung der USA im Vernichtungs­
waffenpotentia l mehr auf Spekulationen über die russische 
Atomraketenzahl gegründet, so hatte die Gefahr eine e co n o ­
mic gap' einen wesentliche realistischeren H intergrund; die 
Befürchtung nämlich, weite Gebiete der Dritten W elt könnten 
durch die wachsende Entwicklungshilfe des Ostblocks dem 
Westen verloren gehen.
Für Kennedy war schon im Februar 1959
„offensichtlich, daß unsere größte Bedrohung nicht mehr m ilitä-

»scher A rt war. Seit die Russen vor fü n f fahren begannen, m it 
ändcl und Unterstützung in die unterentwickelten Länder vorzu­
dringen, hätte klar sein müssen, daß, wenn Indien fallen würde, 

wenn Lateinamerika verloren wäre und der M ittlere Osten hinter 
den Eisernen Vorhang rutschte, daß uns dann auch noch so viele 
Raketen, 'Weltraumsatelliten, Nuklearbomber und Atom-U-Boote 
nicht retten könnten.“  21)
Die S trategie der Außenpolitik mußte also bei gleichzeitiger 
Konsolidierung des Imperialismus vor allem eines zum Ziel 
haben: die Schwächung des sozialistischen Lagers. Die Illu ­
sion von der m ilitärischen Zerschlagung war dahin, an ihre 
Stelle tra t die .Strategie des Friedens“, das offensive Kon­
zept der Spaltung und Aufweichung des sozialistischen Blocks.

Was G. F. Kennan schon 1947 in den Grundzügen entw ickelt 
hatte, nahm nun im Amerika der sechziger Jahre die d iffe ­
renzierte Gestalt .wissenschaftlicher“ soziologischer Theorien 
an, die den ideologischen Hintergrund für die P o litik  des 
.Brückenschlages nach O steuropa“ lieferten.
W. W. Rostow, der seit 1958 zum engsten Beraterstab 
Kennedys gehörte und von 1961 bis 1966 Chef des Planungs­
stabes im Außenministerium war, lie fe rt m it seinem 1960 
erschienen Buch „S tadien wirtschaftlichen W achstums“ einen 
G rundpfeiler der neuen O stpolitik . Seine zentrale These war 
die einer sogenannten .Konvergenz“ zwischen den konträren 
kapitalistischen und sozialistischen Gesellschaftssystemen.

Die im Zuge der sogenannten .wissenschaftlich-technischen 
Revolution“ auch in den sozialistischen Ländern sich abzeich­
nenden ökonomischen und sozialen Strukturveränderungen 
lie ferten ihm die Rechtfertigung der Annahme, parallele 
.evolutionäre Prozesse“ in Kapitalismus und Sozialismus 
führten schließlich zu einem Zustand, wo beide Systeme in 
einer einheitlichen .Industriegesellschaft“ verschmelzen wür­
den und der Unterschied som it aufgehoben s e i.22)
Auf Rostows Buch fo lg te  eine wahre Flut von V erö ffent­
lichungen in denen diverse konvergenztheoretische M odelle 
entworfen wurden, ob Z. K. Brzezinskis .Evolutionstheorie“, 
Daniel Beils .Postindustrie lle G esellschaft“ oder G albra ith ’
,Moderne Industriegesellschaft“, sie alle ließen keinen Zweifel 
daran, daß unter der pro jektierten .Industriegesellschaft“ eine 
wesentlich kapitalistisch strukturierte zu verstehen sei und 
daß die m it Unterstützung des W estens einzuleitende „Erosion 
des O stb locks“ letztlich den Untergang des Sozialismus be­
deuten müsse.

Und so wird’s gemacht:
Praktische Winke für die .Politik der Aufweichung'
Diesen Prozeß zu fördern und zu beschleunigen war denn 
auch das Hauptanliegen der Strategen in Kennedys außen­
politischem Stab. Man versicherte sich allgemein, die sozia­
listischen Staaten seien nun nicht mehr als „m onolith ischer 
B lock“ zu betrachten. Die nach der S talin-Ära einsetzende 
.Liberalisierung' in der UdSSR, die in vielen Staaten des 
Warschauer Pakts manifest werdenden Bestrebungen nach 
mehr nationaler E igenständigkeit und dem „eigenen Weg 
zum Kommunismus“ , alle diese Tendenzen schienen den USA 
und ihren Verbündeten Ansatzpunkte zu bieten für eine A uf­
weichungspolitik der .evolutionären Veränderung“, m it dem 
Z iel, „d ie  russische Einflußsphäre hinter den Ural zurück­
zudrängen.“
Diese Aufgabe der .Strategie des Friedens“ definierte 
Kennedy selbst ganz unmißverständlich:
es gelte, durch entsprechende Programme jene Nationen „ihren 
sowjetischen Herren abspenstig zu machen“ , die „Zeichen von 
Unzufriedenheit zeigten“  23), um eine „um sich greifende Unab­
hängigkeit“  im  sozialistischen System zu nähren. A u f diese Weise 
„erreicht man von innen, was der Westen von außen nie erreichen 
konnte.“  24)
Über das amerikanische Vorgehen auf diesem W ege gibt 
auch ein anderer führender Stratege der US-Außenpolitik,
Z. K. Brzezinski, eindeutigen Aufschluß. Eine bloße Aneinan­
derreihung von Z itaten aus seinem Buch „A lternative zur 
Te ilung“ 25) läßt den antikommunistischen, offensiven Cha­
rakter der .Friedensstrategie“ plastisch werden:
„D ie sowjetische Stellung in Osteuropa muß soweit ausgehöhlt 
werden, bis die osteuropäischen Staaten nicht länger als willige  
Werkzeuge fungieren und Ostdeutschland zu einer isolierten . . . 
Sowjetkolonie geworden ist.“  a ) „Bei Ausdehnung des Ost-West- 
handels sollte der Westen versuchen, den engen ideologischen 
Standpunkt der herrschenden kommunistischen Parteien auszu­
höhlen, und diese daran zu hindern, den engeren Kontakt aus­
schließlich auf den ökonomischen Bereich zu beschränken. Denn 
sonst hätten die Kommunisten die Möglichkeit, ihre wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten zu beheben und gleichzeitig ihre Macht zu festi­
gen. . .“ 2,J
„Da Osteuropa auf ausländische Kapitalinvestitionen dringend 
angewiesen ist, könnte eine flexible Handhabung der amerikani­
schen langfristigen Kredite in diesem Zeitpunkt ein wichtiges M itte l 
der Beeinflussung darstellen.“ UJ „Ganz allgemein gesprochen muß 
sich die amerikanische P o litik  einer wirtschaftlichen Unterstützung 
Osteuropas von zwei grundlegenden Erwägungen leiten lassen: 
sobald ein Land seine äußere Unabhängigkeit von der Sowjet­
union verstärkt oder größere innenpolitische Freiheiten gewährt, 
sollte es belohnt werden. Die Vereinigten Staaten sollten im ent­
gegengesetzten Fall aber auf darauf vorbereitet sein, ihre H ilfs ­
maßnahmen einzustellen. . .“  2S) „ In  der Tschechoslowakei und Un­
garn könnte das Angebot, Schulen fü r Betriebswirtschaftslehre . . . 
zu errichten und zu unterhalten, bei den augenblicklichen Schwie­
rigkeiten der kommunistischen Regierungen, echte Auswirkungen
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haben." 30) „Es sollten . . .  Anstrengungen im Westen gemacht wer­
den, um die Wissenschaftler ausfindig zu machen, die . . .  ihre 
intellektuelle Integrität nachgewiesen haben; und man sollte darauf 
bestehen, daß die vom Westen finanzierten Stipendien nicht nach 
anderen Gesichtspunkten verteilt werden." 31)
„Auch sollten es sich d ie . . .  westeuropäischen Institutionen zur 
politischen Aufgabe machen, aus den osteuropäischen Spezialisten 
. . .  einen Kader osteuropäischer ,europäischer Technokraten' aus­
zubilden." 33 )
„Durch seinen halboffiziellen Status kann ,Radio Free Europe' 
die innenpolitischen Vorgänge in den osteuropäischen Staaten 
freier kommentieren, als die ,Stimme Amerikas' m it ihren ge­
zwungenermaßen milderen und vorsichtigeren Sendungen." 33) 
„Solange es hieran fehlt, würde sich der Westen eines wertvollen 
Mittels berauben, um die Anschauungen von M illionen von Ost­
europäern und auch Russen m ittelbar zu beeinflussen." 34)
„ In  dem Maße, in dem die Kontrolle durch die Sowjetunion ab­
nimmt . . .  kann die hierdurch entstehende Lücke von einer Idee 
ausgefüllt werden, die insbesondere im Einklang m it den weit­
verbreiteten aber noch ungeformten Bestrebungen der jüngeren 
Generation steht. . ." 35J
M it einer an Zynik grenzenden Treuherzigkeit versichert Brzezinski 
dann zum Abschluß dieser eindrucksvollen Liste: „Niemand in 
Osteuropa sollte aber die Vereinigten Staaten hegemonialer Pläne 
verdächtigen, wenn zu einem geeignetem historischen und symboli­
schen Zeitpunkt der amerikanische Präsident in kühnen Worten 
die Hoffnung seines Landes zum Ausdruck bringt, daß Osteuropa 
seine traditionelle Trennung überw inden ... möge."33)
W ohl nicht ganz zufä llig  befand sich eben dieser Z. K. 
Brzezinski, inzwischen zum Berater Johnsons und Chef des 
Planungsstabes im Außenministerium avanciert, im Sommer 
1968, kurz vor der sowjetischen Intervention in der CSSR.
Die Tchechoslowakei war zweifelsohne ein ausgesprochener 
M odellfa ll fü r das Konzept des ,W andels durch Annäherung1. 
W elche weitreichenden Hoffnungen und Pläne die USA ge­
rade an die Entwicklung des ,Prager Frühlings' knüpften, er­
läutert Herman Kahn, D irektor des Hudson Forschungs­
instituts, im November 1968 in der Ze itschrift ,Fortune'. Die 
russiche Intervention, so Kahn, sei nur die Reaktion auf jene 
bewußten evolutionären Prozesse des „Verfa lls  der S ow je t­
macht“ .
Für den Fall, daß die Sowjetunion nicht interveniert hätte, er­
wartete Kahn „eine allgemeine Beschleunigung dieser Tendenzen in 
fast allen Staaten des Warschauer Pakts." „Es war anzunehmen, 
daß Dubcek nicht in der Lage gewesen wäre, diesen Strömungen 
Einhalt zu gebieten, selbst wenn er es versucht hätte — und es 
war garnicht so sicher, daß er es ernsthaft versuchen würde." 37J 
Dem W esten ging es a llerd ings um noch mehr als eine 
,L iberalis ierung ' der CSSR. Kahn lie fe rt eine de ta illie rte  
„Analyse dessen, was in der CSSR auf dem Spiel s tand“ , 
eine Darstellung der politischen Entwicklung, die sich im 
Falle der N ichtintervention Rußlands hätte abspielen sollen. 
„D iese Ereignisse, die zweifellos ohne Ausnahme von großer 
W ichtigke it sind, stellen eine genaue Zusammenfassung 
dessen dar, was die meisten Sow jetexperten des W estens er­
hofften, fa lls  es nicht zu einer Intervention kommen würde.“
,Diese Ereignisse' sind ein selten konkretes Beispiel fü r die 
Absichten (und Wunschträume) der amerikanischen Machtelite, 
und dam it fü r den Charakter der ¡Friedensstrategie' der 
sechziger Jahre:
„2. In  der Tchechoslowakei selbst:

A. Baldige Anerkennung Bonns, gefolgt von westdeutschen 
Krediten, Handel und Einflüssen
B. Etablierung starker westlicher ( . . . )  kultureller Einflüsse
C. Abkehr vom ,demokratischen Zentralismus*
D. Baldige Vorherrschaft der Regierung über die Partei, 
genereller Schwund des Parteieinflusses
E. Entstehung einer wirksamen politischen Opposition
F. . . .  möglicherweise Entstehung eines ,Wirtschaftswunder'- 
Charismas
G. Eventuell Entstehung eines . . .  attraktiven Staatswesens, 
basierend auf einer humanistischen Version des Sozialismus — 
vielleicht sogar Entstehung einer Sozialdemokratie m it kapi­

talistischer Prägung
3. A ll dies würde den Sturz Gomulkas in Polen wahrscheinlich 
machen, sowie seine Ersetzung durch:

ein reformistisches Regime, unabhängig, hypernationalistisch 
und antisowjetisch

4. Auch falls 3. nicht e in tritt: wirkungsvolle Isolation und Schwä­
chung des ostdeutschen Regimes. . .
5. Als Folge davon wahrscheinlich A ustritt eines oder mehrerer 
osteuropäischer Länder aus dem Warschauer Pakt
6. Auch falls 4. und 5. nicht eintreten: wahrscheinlich nachfolgen­
der Verlust der sowjetischen Herrschaft über Ostdeutschland (In  
diesem Zusammenhang könnte sich der Verlust leicht in einer 
relativ explosiven und gefährlichen Weise vollziehen, möglicher­
weise im Zusammenhang m it Anstrengungen zur Wiedervereinigung 
von Ost- und Westdeutschland.)
7. Fast jede der aufgeführten Möglichkeiten könnte zu einem 
massiven Rückzug der Sowjets aus Osteuropa beitragen oder ihn 
erzwingen
8. und/oder eine Verbreitung der ,Liberalisierungs-Seuche' in der 
UdSSR selbst bewirken.
9. In  jedem Fall würde eine geschwächte Moral in Moskau die Fol­
ge sein, vielleicht eine fast vollständige Erosion der imperialen 
Stärke.
10. Und bei jeder Kombination aus 5. 6. 7. 8. und 9. würde eine^  
sehr ernste Existenzbedrohung des gegenwärtigen sowjetischen ^  
Systems und Staatswesens entstehen." 3%)

Pax Americana II:
Nixons ,neue‘ Friedensstrategie

Präsident Johnson war es offenbar nicht gegeben, neue 
taktische Momente in die Außenpolitik einzubringen, er erwies 
sich als Treuhänder der S trateg ie Kennedys: F lexib ilitä t, 
„Koexistenz“ gegenüber dem Sozialismus in Europa, Härte 
und Aggressiv itä t gegenüber allen Sozialrevolutionären Ten­
denzen in der Dritten W elt. Sein Bericht zur Lage der Nation 
von 1965 bekrä ftig t nur das Prinzip d e r ,selektiven Koexistenz':

Nixon und Kissinger:
Eine neue ,Pax Americana1?
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„M it  der Sowjetunion streben w ir eine friedliche Verständigung 
a n .. .  ln  Osteuropa beginnen rege gewordene Nationen, sich 
langsam auf sich selbst zu besinnen.. .  In  Asien trägt der Kommu­
nismus ein weit aggressiveres Gesicht.“  39)
Auch Richard Nixon gebärdete sich zu Beginn seiner Am ts­
zeit eher als ,Falke1 denn als Friedensstifter. Daß er jedoch 
bald festste llen mußte: „D iese Adm inistration muß die Nation 
durch eine Periode eines grundlegenden W andels in der 
Außenpolitik führen“ 40) hat gewiß entscheidend m it dem 
Krieg der USA in Indochina zu tun. Das m ilitärische Engage­
ment der Verein igten Staaten fü r die Erhaltung ,akzeptabler 
po litischer Strukturen' in Südostasien ist so alt w ie Ihre 
Nachkriegsaußenpolitik und re flektie rt be isp ie lhaft die 
konterrevolutionäre S trateg ie in der Dritten W elt, der alle 
Adm inistrationen von Truman bis Nixon treu blieben.
Jedoch „zeigten die Verein igten Staaten . . . zunehmend 
politische Unruhe“ „un te r der Last der Rolle eines Polizisten 
der fre ien W e lt“ , wie Eugene V. Rostow es 1968 form ulierte. 
Mehr als jede r andere .begrenzte K rieg ' zuvor gerie t der 
V ie tnam konflikt von einem Krisenherd an der Peripherie des 
imperialen Systems zum Gegenstand der Diskussion und 
K ritik  in der westlichen Ö ffentlichkeit und in den USA selbst, 
wohl nicht zuletzt, weil er mehr Kosten und Menschenopfer

Éerursachte als frühere „P olize iaktionen“ der USA — und 
iigleich weniger e ffektiv war.

„Zum erstenmal in der amerikanischen Geschichte beginnen 
sich in einem nenenswerten Umfange seit M itte der sechziger 
Jahre innerhalb der großen Front derer, die die taktischen 
Fehler kritisieren, die etwa zum Vietnam krieg geführt haben, 
Gruppen um Einsichten zu form ieren, die diese taktischen 
Fehler als integrale Bestandteile einer S trateg ie begreifen, 
und zwar einer S trategie, die ihrerseits in ursächlichem Z u ­
sammenhang steht m it der Gesellschaftsordnung selbst und 
den von ihr produzierten und sie rationalisierenden W ert- 
und O rdnungsvorstellungen.“ 41)

Krieg + Frieden
Eine wohlabgewogene Gesetzmäßigkeit schien in 
diesem Universum die Folgen von Krieg und Frieden 
zu bestimmen, eine Gesetzmäßigkeit, die auch fried­
liebende Völker dazu zwang, sich mit ihren Gegnern 
auseinanderzusetzen. (Rhodan, Nr. 313)

In v ie ler H insicht war Vietnam wohl auch nur auslösender 
Faktor für das Infragestellen jenes ideologischen Konsensus 
der M ehrheit der Bevölkerung über Gesellschaftsordnung und 
Außenpolitik der USA, der fü r die Geschichte der Vereinigten 

S ta a te n  so bedeutsam gewesen war. Das Ausscheren quan- 
" t a t i v  relevanter Gruppen aus dem Konsensus — wie weiter 
Teile der Jugend und der Intelligenz und vor allem der 
amerikanischen Farbigen — orien tierte  sich stark an den 
sozialen W idersprüchen, die der Kapitalismus in den USA 
selbst geschaffen hatte und nahm dabei mehr und mehr 
Sozialrevolutionäre Züge an. Die USA sahen sich damit nicht 
nur der Notwendigkeit gegenüber, ihren Herrschaftsbereich 
nach außen immer aufwendiger gegen den Druck der in te r­
nationalen Befreiungsbewegungen zu verteidigen — sie 
mußten zusätzlich das Entstehen einer zweiten Front, einer 
inneramerikanischen W iderstandsbewegung zu verhindern 
suchen.
Henry M. K issinger beschrieb die Gefahr 1969 fo lgender­
maßen:
„Eine der großen Revolutionen unserer Tage zu vernachlässigen, 
kann dazu führen, daß w ir  schließlich von ihnen verschlungen 
werden. . . Schon jetzt haben einige Protestbewegungen Führer 
junger Länder, in  denen ein Regime der Unterdrückung herrscht, 
zu Heroen erhoben.“ 4S)

Daß die Herrschenden der USA dem Problem der innen­
politischen Konsequenzen der V ie tnam politik  durchaus Ge­
wicht beimessen, geht auch aus einem Artike l von Leslie H. 
Gelb, D irektor des Pentagon-Papers-Projektes und M itglied 
des Planungsstabes im Verte idigungsm inisterium , in der Z e it­

schrift ,Foreign A ffa irs ' vom April 1972 hervor. Nach L. H. 
Gelb zeigten Meinungsumfragen, „daß die M ehrheit des 
amerikanischen Volkes der Ansicht ist, der Krieg in Vietnam 
sei unmoralisch“ 43) Nach ein ier Umfrage des Institutes 
Gallup hielten Im Februar 1971 61% der Am erikaner den 
Krieg fü r einen Fehler und sprachen sich fü r vollständigen 
Truppenabzug aus. Ebenfalls 1971, im Juni, ste llte  Gallup fest, 
daß Präsident Nixon „e ine riesige G laubwürdigkeitslücke 
in Bezug auf V ie tnam “ erzeugt habe. Gefährlich erscheint es 
L. H. Gelb in diesem Zusammenhang, daß, „während die 
O pposition gegen den Krieg in den gesamten Verein igten 
Staaten b re ite r wurde“ , die Gruppe ihrer Sprecher sich „d e u t­
lich auf die politische Linke vereng te“ . 44) Er zieht den Schluß 
daß: „fa lls  der Krieg sich endlos w e ite r hinzieht, die Jugend 
und die Intellektuellen unserer Nation immer we iter entfrem ­
det werden“ .
Daß, fa lls die USA sich auch in der Zukunft auf m ilitärische 
Lösungen verlassen wollten, der Krieg sich m it S icherheit 
.weiter hinziehen' w ird (und vie lle ich t nicht nur in Vietnam) 
scheint auch der amerikanischen Machtelite klargeworden 
zu sein. K issinger bemerkte schon 1969:
„Gleich wie der Krieg in Vietnam auch ausgehen mag — eins ist 
bereits k la r: Er hat die Bereitschaft der USA, sich an anderer 
Stelle in diese A r t  Kriegsführung verwickeln zu lassen, wesentlich 
reduziert. Seine Bedeutung als Präzedenzfall hat sich damit wesent­
lich verringert.“  45)
K issinger deutet aqch an, wie das Problem der Sicherung 
des amerikanischen Herrschaftsbereiches auf andere A rt zu 
lösen sei — für eine Verhandlungslösung des V ietnam pro­
blems nennt er als unerläßliche Bedingung:
„D ie Definition dessen, was als geeignete politische Entwicklung 
oder Struktur anzusehen ist, sollte soweit wie möglido den Süd­
vietnamesen überlassen bleiben.“  46)

Da sich auch in anderen Gebieten der W e lt die Sicherung 
amerikanischer Herrschaft durch wesenntlich m ilitärische 
Stützung der jew eiligen pro-amerikanischen Regimes als 
langfristig nicht e ffektiv und zu kostsp ielig erwiesen hat, 
sah sich Nixon 1970 zu dem Versuch gezwungen, Momente 
jener .Friedensstrategie', d ie Kennedy für Osteuropa ent­
w ickelt hatte, nun auch für die Dritte W e lt in Anwendung zu 
bringen. W ie die Komponente von Abschreckung und .Ein­
dämmung' beim Wechsel von der .Eindämmungs'- zu ,A uf­
weichungsstrategie' gegenüber dem Ostblock zurückgedrängt 
wurde, so soll je tz t auch in Asien, A frika  und Lateinamerika 
die Komponente w irtschaftlicher und ideologischer K rieg­
führung in den Vordergrund treten. Das neue Friedenskonzept 
träg t also dem Umstand Rechnung, daß der wachsende W ide r­
stand gegen den amerikanischen Imperialismus in der Dritten 
W elt, die Lage zugunsten der USA verändert hat. O der wie 
Nixon es ausdrückt: „daß die Veränderungen in den stra te­
gischen Verhältnissen eine neue Doktrin erforderlich 
machen“ 47) „Unser Z ie l ist es, in erster Linie unsere In ter­
essen auf weite Sicht m it einer gesunden Außenpolitik zu 
unterstützen.“ 4S)
Für die Absicherung amerikanischen Einflusses in relevanten 
Gebieten durch neue stabilere Herrschaftsformen pläd iert 
auch das amerikanische W irtschaftsmagazin „F ortune“ . In der 
Ausgabe vom Juni 1972 hält man Nixon den wirtschaftlichen 
Konkurrenten Japan als Beispiel vor: den Japanern sei es 
nämlich gelungen, ohne in m ilitärische Abenteuer verw ickelt 
zu werden, 90% ihrer Rohstoffe und Energie aus Gebieten zu 
beziehen, „wo Japan keinen Einfluß im alten imperialistischen 
Sinne ha t“ . 49)
Im .neuen im perialistischen Sinne' form uliert denn auch 
Richard Nixon, wobei er auch gleich die innenpolitischen 
Konsequenzen reflektiert:
„(Sicher) hat die A rt und Weise, in der w ir  an die Lösung dieses 
Problems (der neuen Außenpolitik, d. A .) herangehen, große 
Rückwirkungen auf unsere Glaubwürdigkeit im Ausland und 
unseren Zusammenhalt im  eigenen Land. Das gleiche g ilt fü r  andere 
Gebiete, wo unsere militärische Präsenz zu gewichtig (. . .) oder 
unsere Haltung patriarchalisch geblieben war. . . . Unsere Aufgabe
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ist es nicht nur, unsere Präsenz abzuhauen, sondern dies auf eine 
A rt und Weise zu bewerkstelligen, die unsere eigentlichen Ziele 
nicht gefährdet.“  s0)
Die Einsicht in die — auch angesichts des Atom waffen-Patts 
zwischen den Supermächten — sehr eingeschränkte W irksam ­
keit m ilitärischer Eskalation h indert Nixon jedoch nicht, sich 
dort, wo es opportun scheint, die bewaffnete Intervention 
vorzubehalten: Sie soll stattfinden,
„fa lls eine Atomacht die F re ihe it. . . einer Nation bedroht, deren 
Existenz w ir fü r  unsere Sicherheit als lebenswichtig erachten", und 
auch „ in  Fällen, bei denen andere Arten der Aggression im Spiel 
sind, werden w ir militärische und wirtschaftliche H ilfe  gewäh­
ren.“  51/)
In der N ixon-Doktrin finde t sich also der Kern von Kennedys 
Theorie des „begrenzten K rieges“ wieder, die sich ihrerseits 
stützt auf die alte Trum an-Doktrin von 1947. Hatten jedoch 
die USA damals noch die Rolle des W eltpo liz isten im Be­
wußtsein ihrer Stärke recht w illig  übernommen, so tr it t  bei 
Nixon ein Moment hinzu, das die wachsende Belastung und 
Schwäche der Verein igten Staaten re flektie rt: das „P rinz ip  
der Partnerschaft“ . Es drückt sich darin das Bestreben aus, 
nicht nur vor der W eltö ffen tlichke it die Rolle des Aggressors 
weitgehend abzustreifen, sondern auch die Kosten und Men­
schenverluste bei der W ahrnehmung amerikanischer Inter­
essen zu reduzieren:
„D ie USA werden im Falle eines bewaffneten Konfliktes künftig  
von dem unmittelbar betroffenen Land erwarten, daß es die 
Hauptverantwortung dafür übernimmt, die fü r seine Verteidigung 
nötigen Menschen aufzubieten.“  S2J
(Auch innerhalb der Bündnisse, die den ,Schießkrieg' nur in 
Manöverform führen — wie die NATO — soll es für die USA 
b illige r werden: „d ie  N ixon-Doktrin besagt in ihrem Kern, 
daß es ihre (der Verbündeten) Aufgabe ist, ihren eigenen 
Ante il selbst zu tragen.“ 53)
M it dem Versuch der ,V ietnam isierung‘ des Indochinakon­
flik tes hat Nixon einen praktischen Schritt in diese Richtung 
getan. Das Programm sah vor, die Vietnamesen den m ilitä ri­
schen K on flik t zunehmend selbst tragen zu lassen. Somit 
sollten die USA die M öglichkeit haben, sich aus den beson­
ders verlustreichen Bodenkämpfen zurückzuziehen, und zu­
gleich in der Ö ffentlichkeit m it spektakulären Truppenabzügen 
zu glänzen. Die Luftwaffe, die Marine und die Stäbe und 
technischen Einheiten bleiben in amerikanischer Hand. Auch 
für Laos fo rde rt Nixon expliz it: „ . . .  keine Angehörigen ameri­
kanischer Erdkam pftruppen.“ 54) Und für Kambodscha:
„ . . .  keine amerikanischen Erdkam pftruppen.“ 55)

W irtschaftspolitisch bedeutet das Nixonsche Friedenskonzept 
vor allem in flexib leres und pragmatischeres Vorgehen. Das 
w ird deutlich am Beispiel Lateinamerikas, wo die sozial- 
revolutionären antiim peria listischen Bewegungen stärker 
werden und die amerikanischen Interessen in Gefahr geraten. 
Nixon kann nicht umhin, festzustellen: „Manche in diesem 
G ebiet sehen in den Verein igten S ta a te n ...  eher ein H inder­
nis und eine Bedrohung als eine Q uelle der Unterstützung“
„ . . .  in einigen Fällen hat der Nationalismus in Form von 
Volksparte ien anti-amerikanische Züge angenommen.“ 50) 
Damit es m it diesem anti-amerikanischen Zügen nicht soweit 
komme, wie in Chile, wo das amerikanische Kapital erst 
kürzlich empfindliche Einbußen erlitt, setzt Nixon nun auf eine 
pragmatische „P o litik  der Anpassung“ . Die Politik  der m ili­
tärischen Interventionen hatte in Lateinamerika offenbar dazu 
beigetragen, daß „rad ika le  Kräfte uns als H indernis fü r die 
nationale Entwicklung hinstellen. W ir könnten unseren Nach­
barn in wachsendem Maße entfrem det werden.“ Eine solche 
Entfremdung hätte fü r die USA, zumal wenn sie die G estalt 
der Enteignung annähme, katastrophale Folgen. Daher kon­
s ta tie rt Nixon zum Thema „K rä fte  des E xtrem ism us...: „D ie 
Vere in igten Staaten müssen sich der M annigfa ltigke it an­
passen. . .  W ir können es uns nicht le is te n ,. .  zuzulassen, daß 
w ir selbst iso lie rt werden.“
Nixon hofft offenbar auf die W irksam keit w ohldosierter Re­
form schritte um Sozialrevolutionären Kräften den Boden zu

entziehen, „in  der Überzeugung, daß unsere eigenen Z ie l­
setzungen gefördert werden, wenn andere Regierungen den 
Erfordernissen ihrer Völker nachkommeji können.“
Wo, wie in Chile, das Malheur schon passiert ist, kann man 
nur noch retten, was zu retten ist: „W ir hoffen daß die 
Regierungen sich in Richtung auf verfassungsmäßige Verfah­
ren entw ickeln.“ „W ir verhandeln mit Regierungen, so wie sie 
sind. Unsere Beziehungen sind nicht abhängig von der inneren 
S truktur oder sozialen Systemen, sondern von den Hand - 
lungen, die uns berühren.“ „W ir gehen davon aus, daß die 
internationalen Rechte und Pflichten beachtet werden.“
„ . . .  w ir sind bereit, die A rt von Beziehungen m it der chilen i­
schen Regierung zu unterhalten, die diese mit uns zu unter­
halten bereit is t.“
Falls das nichts fruchtet, muß man den Krankheitsherd eben 
isolieren, so gut es geht: „D ie jen igen jedoch, die eine un­
nachgiebige . . .  Haltung zur Schau tragen, können nicht auf 
unsere H ilfe  zählen.“ „W ir werden m it den übrigen M it­
g liedern der Gemeinschaft Zusammenarbeiten, um die negati­
ven Auswirkungen solcher Aktionen zu m ildern.“ 57)

Vietnamisierung

Er hatte viele Hilfsvölker für den großen Krieg ge­
braucht. Daher wußte er, daß primitive Rassen gefügi­
ger waren, wenn es gelang, ihre Führer zu gewinnen. 
„Wenn wir Erfolg haben wollen, brauchen wir Kanonen­
futter. Wenn wir gesichckt vorgehen, sparen wir eigene 
Kräfte, indem wir die vorhandenen Primitiven ein- 
setzen.“ (Corda, Nr. 37)

Die gleiche Reform des außenpolitischen Instrumentariums 
zeigt sich auch im Verhältnis zu den afrikanischen Staaten. 
Dort soll vor allem auch die Gefahr eines wachsenden Ein­
flusses der Sowjetunion und der Volksrepublik China be­
kämpft werden. A frika  wird vorsorglich als „eines der markan­
testen Beispiele in der W elt für den M ißerfolg der Zugkraft 
des Kommunismus in den jungen S taaten“ 58) gelobt. Den 
Wunsch, daß nichts G egenteiliges sich entwickeln möge, 
kle ide t Nixon in die Formulierung: „D ie ungelösten Probleme 
A frikas dürfen nicht als Vorwand für Interventionen von 
Nichtafrikanern dienen. Die Notwendigkeit, A frika zu helfen 
darf nicht so m anipuliert werden, daß ein ungebührlicher Ein­
fluß von außen ausgeübt w ird .“ Daß dam it allerdings nicht der 
,gebührliche1 Einfluß der USA gem eint sein kann, wird so­
gleich kla rgeste llt:
„Unsere wirtschaftlichen Interessen an dem Kontinent sind be- 
deutend und nehmen zu. Und unsere Verantwortung als Welt- ™ 
macht erlegt uns zwangsläufig ein Interesse an der Stabilität und 
am Wohlergehen Afrikas als eines großen Teiles dieser Welt auf.“  
Und für die afrikanischen Nationen, die von den großzügigen 
H ilfsangeboten dennoch keinen Gebrauch machen wollen, hat 
Nixon gleich noch eine unverblümte Drohung zur Hand: 
„Kriegerische Auseinandersetzungen . . .  können A frika  nur scha­
den.“  „Deshalb ist das Eintreten fü r die Unverletzlichkeit a frikan i­
scher Grenzen und die Integrität afrikanischer Staaten einer der 
Kernpunkte amerikanischer Diplomatie. Unsere Fähigkeit, diese 
Zurückhaltung auch weiterhin zu üben, hängt eindeutig von 
einem ähnlichen Verhalten Anderer ab. W ir glauben, daß die 
afrikanischen Nationen dafür selbst die besten Garanten sind, 
da sie am meisten von solcher Zurückhaltung profitieren.“ 59)

Eine ,neue Rolle* Amerikas?

Die Nixonsche Rhetorik vom „grundlegenden W andel in der 
Außenpo litik “ und der „vö llig  neuen Rolle Am erikas“ ent­
larvt sich also bei näherem Hinsehen ebenso als ideologischer 
Schleier wie die seiner Vorgänger. „E ine qualitative Ver­
änderung der S trategie amerikanischer Außenpolitik bzw. 
Symstemerhaltung ist allein schon deshalb nicht zu erwarten, 
weil diese Strateg ie der expansiven Durchsetzung amerika-
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nischer ökonomischer Ordnungsvorstellungen die Bedürf­
nisse und Interessen der eigenen Volksw irtschaft reflektiert. 
Es sind im Kern die Erfordernisse der kapitalistischen Pro­
duktionsweise, welche ihrerseits auf Expansion — sei es in 
der Form von Märkten, sei es in der Form des Zugangs zu 
Rohstoffquellen — genuin angewiesen ist, und die eine solche 
Außenpolitik erzwingen. Diese Produktions- und D istributions­
weise ist aufgrund ihrer E igengesetzlichkeiten unvereinbar 
m it der Existenz anderer autonomer Zentren von Produktion 
und D istribution: sie tend ie rt dazu, nationale politische und 
ökonomische Souveränitäten auszuhöhlen durch die Schaffung 
in ternationaler — gemeinsamer — Märkte, durch die Stim u­
lierung universaler Konsumgewohnheiten und -bedürfnisse, 
durch die direkte oder indirekte Obernahme ganzer' Produk­
tionszweige in anderen Ländern aufgrund der wirtschaftlichen 
Überlegenheit. Auf dem Umweg über die sublime In ternatio­
nalisierung ihrer W ertpräm issen zwingt die kapitalistische 
Produktionsweise ihre außenpolitische Führung bei subjektiver 
Ehrlichkeit in der Verfolgung einer Politik  der ,F re ihe it1, der 
,Selbstbestim m ung' oder auch des .wirtschaftlichen Fort­
schritts' ob jektiv  zum Ausbau oder zur Schaffung der in fra­
strukturellen Voraussetzungen für die Interessen der am eri­
kanischen W irtschaft: des freien Auslandsmarktes, der freien 
Unternehmenswirtschaft, der Konsumenthaltung, des freien 

^u g a n g s  zu Rohstoffquellen; kurz die kapitalistische Produk­
tions- und D istributionsweise im pliziert eine Politik  des 
Imperialismus im Interesse von Handel und P rofit der großen 
amerikanischen Korporationen mit ihren weltweiten Ver­
flechtungen und Interessen.“ 00)
Was sich wandelt, in Reaktion auf die Veränderungen der 
W eltlage ist bloß das taktische Vorgehen im Rahmen dieser 
Strategie. Für den Augenblick scheinen sich in dieser Taktik 
zwei Hauptaufgaben für die Selbsterhaltung des amerika­
nischen Imperialismus auszudrücken: Zum einen die Siche­
rung des Ausbeutungs- und Expansionsfeldes in der Dritten 
W elt durch die Entwicklung flex ib le r Verfahren der S tab ili­
sierung des Herrschaftsbereiches, zum anderen die Bew älti­
gung der sich verschärfenden sozialen W idersprüche und 
Konflik te im Innern.
Die Bestrebungen für ein weltweites Disengeagement in 
m ilitärischer H insicht ebenso wie die Versuche Nixons, zu 
friedlichen Regelungen m it den sozialistischen Hauptmächten 
zu kommen, könnten so zum Teil (abgesehen von langfristigen 
Interessen des amerikanischen Kapitals an einer Ausweitung 
von Ost-Handelsbeziehungen) als der Versuch des amerika­
nischen Imperialismus gedeutet werden, gewissermaßen ,den 
Rücken freizubekommen', um sich seinen inneren Konflikten

Ktärker zu widmen.
ierade im Hinblick auf das Auffangen und Korrumpieren der 

wachsenden antikapitalistischen (und in starkem Maße an ti­
amerikanischen) Bewegungen könnte eine .Friedensstrategie' 
auch einen wichtigen Beitrag dazu leisten, das Augenmerk 
der Ö ffentlichkeit abzulenken von jenen Bereichen, wo die 
W idersprüche des Imperialismus unm itte lbar m anifestiert 
werden und harmonisierend verweisen auf solche vermeint- 
,Programme für den sozialen Fortschritt' wie „Um weltschutz“ , 
„Verbrechensbekäm pfung“ , „G eburtenkontro lle “ , „Raum fahrt“ 
et cetera. A lle  diese und andere Begriffe garnieren ja  auch 
nicht nur Nixons Trinksprüche und Festdichtungen in Über­
see, sondern auch seine beiden „Friedensprogram m e“ .
Daß man sich zu diesem Komplex auf Seiten der Herrschen­
den Gedanken macht, zeigt auch der Artike l „Ü ber unsere 
nationalen A ufgaben“ von K. Brewster, dem Präsidenten der 
Yale Universität in der Ze itschrift „Foreign A ffa irs “ vom 
April 1972. Nach ausführlicher Schilderung des Niedergangs 
trad ie rte r amerikanischer W erte und der Gefahren, die in 
der Abkehr großer Teile der amerikanischen Jugend und 
Intelligenz von den Idealen und der historischen Mission 
Amerikas lägen, kommt Brewster zu dem Schluß, daß Amerika 
„adäquate Maßnahmen“ ergreifen müsse zur Lösung seiner 
Probleme, um zu verhindern, daß die In itia tive dafür und 
besonders „d ie  Anziehungskraft für die kommende Genera­
tion dem weltweiten Sozialismus zufa lle .“ 81)

Der Antikommunismus der USA, der sich in der Außenpolitik 
augenblicklich in einer Phase der Latenz zu befinden scheint, 
t r it t  denn auch in der blutigen Repression oppositioneller 
G ruppierungen im Innern umso schärfer zutage. Die Massaker 
an den Universitäten, in den Gefängnissen und in den Zen­
tren des Aufstands der Farbigen sind wohl nur ein Vorge­
schmack dessen, was die .Befriedung' von Bereichen p o lit i­
schen W iderstandes in den USA noch bedeuten kann.
Man muß sich darüberhinaus auch fragen, was geschehen 
mag, fa lls  es dem amerikanischen Imperialismus nicht ge­
lingt, jene globale .Friedensstruktur' zu errichten, die seinen 
Interessen augenblicklich gemäß wäre. Amerikanischen 
W irtschatfskreisen scheint bereits je tz t die E ffektiv itä t des 
Nixonschen Vorgehens zur Durchsetzung ihrer Interessen 
nicht so zweifelsfre i erwiesen.
In dem schon erwähnten A rtike l von Max Ways in der Zet- 
schrift .Fortune' w ird zwar konzidiert, daß die Führungsrolle 
der USA in der W e lt angeschlagen sei, und daß man sich 
zur Sicherung amerikanischer Kaptalinteressen eine neue 
Version der ,Pax Am ericana' einfallen lassen müsse. A lle r­
dings w ird eindringlich die Gefahr beschworen, Mr. Nixon 
könne auf der Höhe der internationalen D iplom atie die boden­
ständigen Interessen der amerikanischen Industrie vernach­
lässigen und dem Osten zu weitreichende politische Zuge­
ständnisse machen. W ichtiger als alle spektakulären G ip fe l­
treffen sei eine gründliche D ifferenzierung des w irtschaftlichen 
Instrumentariums um die schwindende m ilitärische Macht in 
zureichendem Maße durch stärkere ökonomische Abhängigkeit 
zu ersetzen:
„Der existierende Komplex von Verträgen und Organisationen 
sollte sorgfältig erweitert, revidiert und verstärkt werden, denn es 
taueben neue Probleme auf.“ C2J „Keine der m it den USA befreun­
deten Nationen kann die Großzügigkeit der P o litik  der USA in 
der Vergangenheit verleugnen, keine darf bezweifeln, daß die 
USA das Recht nnd die Macht haben, fetzt bei bestimmten Ge­
schäften bessere Bedingungen zu verlangen.“ Denn schließlich „war 
die Großzügigkeit der USA auch weitblickendes Eigeninteresse.“  
„W ir  werden den 80 M illiarden Doller direkter US-Investitionen 
in  Übersee und den 90 M illiarden Dollar 'jährlichen Außenhandels 
nicht den Rücken kehren.“  63J
Damit sind auch Nixons Friebensbemühungen klare Grenzen 
gesetzt. Aber es g ib t noch eine andere Kraft, die Mr. Nixon 
einen Strich durch die Friedensrechnung machen kann. Die 
vietnamesische Befre iungsfront hat be isp ie lhaft bewiesen, 
daß die unterdrückten Völker der D ritten W elt durchaus in 
der Lage sind, dem Imperialismus effektiven W iderstand zu 
leisten, an der m ilitärischen wie an der ideologischen Front. 
Das „Befriedungsprogram m “ der Am erikaner in Vietnam, als 
bisher größte ideologische Offensive propagiert, mit dem 
Ziel, „d ie  von den Kommunisten aufgebaute Infrastruktur auf 
dem Lande zu zerschlagen“ und „d ie  Herzen der Vietnamesen 
zu gewinnen“ realis ierte sich schlichtweg im Massenmord:

Friedliche Absichten
„Wenn ich nur wüßte, wie wir sie von unseren fried­
lichen Absichten überzeugen könnten!“ stieß Oro Masut 
erbittert hervor.
„Damit“ antwortete Art Huron und streckte den 
nächsten (Gurrad) nieder. (Rhodan, Nr. 315)

In einem „beschleunigten Pazifizierungsprogramm“ konver­
tie rte  die 9. US-M arinedivision Ende 1968 im M ekong-Delta 
um die 5000 Z iv ilis ten zu den Idealen der .freien W elt'; und 
zwar ein fü r allemal — durch Erschießen.64) „D iese Todesziffer 
läßt das My-Lai-Massaker vergleichsweise unbedeutend 
erscheinen“ schrieb der Newsweek-Korrespondent Kevin P. 
Buckley, dessen Bericht die Friedens-Verbrechen aufdeckte. 
Und auch er ste llte  dagegen fest, was schon die Pentagon- 
Papiere konzedierten: daß die Nationale Befre iungsfront 
solche ideologische Kriegführung nicht nötig hat. „D er V iet- 
cong hatte in Kien Hoa nicht nur eine gut ausgebildete 
Armee aufgestellt. Das G ebiet war weit mehr als eine M ilitä r­
zone. Die K inder der Soldaten besuchten Schulen der Natio-
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nalen Befre iungsfront, alte Männer und Frauen meldeten sich 
in NLF-Krankenhäusern, wenn sie Beschwerden hatten. 
Tausende von Familien fanden ein Auskommen in dem 
flachen R e isanbaugebiet.. . “ 05)
Auch die jahrzehntelangen, m it ungeheurem Aufwand ge­
führten m ilitärischen O perationen der USA haben nicht ver­
mocht, den W iderstand des vietnamesischen Volkes zu 
brechen — im G egenteil, es hat den Anschein, als könnten 
die Vietnamesen auf ihre W eise ernst machen mit der 
,V ienam isierung‘ und ,Befriedung' des Landes.
Die m ilitärischen Erfolge der NLF haben die andere Grenze 
der Nixonschen Friedensstrategie deutlich werden lassen; 
daß nämlich die USA, als sie jene Position der Stärke schwin­
den sahen, die fü r eine, den amerikanischen Interessen ge­
mäße, fr ie d lich e  Lösung' notwendig war, sofo rt ihr Aggres­
sionspotentia l ausspielten um diese Position zurückzuge­
winnen — trotz der parallel laufenden Friedenskampagne 
Nixons.
Die Verminung der nordvietnamesischen Häfen und Flüsse, 
die W iederaufnahm e der massiven Bombardierung des Nor­
dens als Szenarium für Richard Nixons Friedensoper — dieses 
Bild zeigt plastisch den Charakter der amerikanischen Außen­
po litik , die solange antikommunistisch bleiben wird, als das 
sie zwangsläufig produzierende sozio-ökonomische System 
des Kapitalism us Bestand hat. Darüber darf auch die augen­
blickliche Latenz aggressiv-antikom m unistischer Momente in 
dieser Politik  nicht hinwegtäuschen.
So schlägt auch unter dem G efieder der Friedens-,Täube' 
Richard Nixon noch das Herz des ,Falken': Gerade aus Moskau 
zurückgekehrt ließ der Präsident am 1. Juni 1972 den Kongreß 
einen Blick in sein Innerstes tun:
„E in B ild w ird  stets unauslöslich in unserer Erinnerung bleiben — 
die Flagge der Vereinigten Staaten von Amerika, wie sie im  
Frühlingswind hoch über den Mauern des Kreml wehte." 6#/)
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Handei und Wandel
Entstehungsgeschichte sozialdemokratischer Ostpolitik

„ W ir  sollten uns bemühen, 
ein wenig von der uns 
reichlich zur Verfügung 
stehenden Freiheit über 
den Eisernen Vorhang
hinweg nach Osteuropa zu 

fra g e n .“ *)

*) Der Deutsch-Amerikaner Kurt Glaser, Osteuropaexperte, 
auf einer gemeinsamen Konferenz der amerikanischen 
,Foundation for Foreign A ffa irs1 (Chicago) und der .Studien­
gesellschaft für Fragen m itte l- und osteuropäischer Partner­
schaft' (W iesbaden) in seinem Beitrag „Entspannung und 
Frieden“ , 1968.

I. Wandlungen
. . . durch Annäherung

Der Versuch, den Ursprung der ,sozial-liberalen O stpo litik ' 
aufzudecken, historisch und dam it zugleich politisch, stößt 
unweigerlich auf ein Datum: den 15. Juli 1963. Die Rede, die 
Egon Bahr, damals Le iter des W est-B erline r Presse- und 
Informationsamtes, an diesem Tag vor der Evangelischen 
Akademie in Tutzing hielt, bezeichnet zweifellos einen mar­
kanten Punkt in der Vorgeschichte der O stpolitik , die man 
je tz t als ,neue‘ nur zu gern zu präsentieren versucht. Bahr, 
in tim er Berater des Regierenden Bürgermeisters W illy  Brandt, 
s te llt die gesamte bisherige O stpo litik  der Regierung (und 
damit auch der SPD, die 1960 voll auf Adenauer-Kurs e inge­
schwenkt war) in ihrem Ansatz in Frage.
Es dürfte lohnend sein, aus dieser Rede einige Passagen zu 
zitieren, zumal sie nicht nur den neuen Ansatz der Berliner 
SPD-Spitze erkennen lassen, sondern darüber hinaus gleich­
zeitig die Vorstellungen widerspiegeln, die in Berlin und 
Bonn bis dato weitgehend vertreten und in die politische 
Praxis umgesetzt wurden. Bahr m otivierte seinen Beitrag 
zunächst m it dem
„Zweifel, ob w ir m it der Fortsetzung unserer bisherigen Haltung 
das absolut negative Ergebnis der Wiedervereinigungs-Politik 
ändern können und der Überzeugung, daß es an der Zeit ist und 
daß es unsere Pflicht ist, sie möglichst unvoreingenommen neu zu 
durchdenken.“  1 * * * *)
„Nachdem die bisherige P o litik  des Drucks und des Gegendrucks 
nur zu einer Erstarrung des Status quo geführt“ habe, sei der 
„Versuch denkbar sich selbst und die andere Seite zu öffnen und 
die bisherigen Befreiungsvorstellungen zurückzustellen“ . *)
„Wenn es richtig ist, und ich glaube, es ist richtig, daß die Zone 
dem sowjetischen Einflußbereich nicht entrissen(l) werden kann, 
dann ergibt sieb daraus, daß jede P o litik  zum direkten Sturz des 
Regimes drüben aussichtslos ist. Diese Folgerung ist rasend unbe­
quem und geht gegen unser Gefühl, aber sie ist logisch.“  , )

Nach dieser Bestandsaufnahme und nachdem er die hypo­
thetisch aufgestellte S trategie, das „G ebäude der Zone“ 
durch Kappen aller w irtschaftlichen Verbindungen „zum Ein­
sturz zu bringen“ als nicht erfolgversprechend verworfen 
hatte, legte er den neuen Schöneberger Ansatz auf den Tisch: 
Nicht Abbruch sondern Ausbau der W irtschaftsbeziehungen 
sei die Devise; erreicht werden könne das auf dem W ege 
von Verhandlungen (wobei das ,Zwangsregime' natürlich nicht 
anerkannt werden dürfe), womöglich über eine eigens zu 
errichtende Behörde:
„D ie selbstverständliche und von niemandem in Frage gestellte 
Weigerung die Zone als einen rechtmäßigen Staat anzuerkennen, 
darf uns nicht lähmen.“  *) Es habe nämlich immerhin „unterhalb 
der juristischen Anerkennung“  schon eine Reihe von Kontakten
„auf der verschämten Ebene der Treuhandstelle fü r Interzonen-
handcl“ s)  gegeben, und es müsse doch möglich sein, „diese Formen
auch gegebenenfalls in einem fü r uns günstigen Sinne zu be­
nutzen“ . 6)
In seinem Vorschlag zur Errichtung einer gesamtdeutschen 
Spezialbehörde würde er
„umso weniger eine substantielle Änderung der heutigen Situation
erblicken können, als die Treuhandstelle fü r Intcrzonenhandel ja
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auch schon bisher nicht ausschließlich Handclsfragen besprochen 
hat“  1).

Nachdem Bahr sein Konzept schon derart umsichtig durch 
Berufung auf schon bestehende Verhältnisse abgesichert 
hatte, z itie rt er vorsichtshalber noch einmal den greisen 
Kanzler. Adenauer habe doch in seiner letzten Regierungs­
erklärung gesagt, die Bundesregierung sei bereit, „über vieles 
m it sich reden zu lassen, wenn unsere Brüder in der Zone sich 
einrichten können, wie sie w o llen“ 8). „A ls  einen D iskussions­
beitrag in diesem Rahmen“ 9) möchte Bahr seine Äußerungen 
verstanden wissen. Den zentralen Punkt seiner Strategie, 
die Ausweitung des Handels mit der DDR, m otiviert Bahr 
durch fo lgende Überlegungen:
„Eine materielle Verbesserung müßte eine entspannende Wirkung 
in der Zone haben. Ein stärkeres Konsumgüterangebot liegt in 
unserem Interesse, ln  der Sowjetunion ist der Konsumwunsch 
gewachsen und hat zu positiven Wirkungen beigetragen. Es ist 
nicht einzusehen, warum es in der Zone anders sein sollte.“  10) 
Bahr resümierte seine Vorstellungen einer neuen Strategie 
in der später berühmt gewordenen Formel:
„Das ist eine Politik, die man auf die Formel bringen könnte: 
W a n d e l  d u r c h  A n n ä h e r u n g .  Ich bin fest davon über­
zeugt, daß w ir  Selbstbewußtsein genug haben können, um eine 
solche P o litik  ohne Illusion zu verfolgen, die sich außerdem naht­
los in das westliche Konzept der Strategie des Friedens einpaßt, 
denn sonst müßten w ir auf Wunder warten, und das ist keine 
P olitik .“  n )

Der W irbe l, den Bahrs Rede in Berlin machte, war viel größer, 
als man sich (in Anbetracht seiner extrem vorsichtigen Formu­
lierungen) vorstellen kann. CD U-Chef Amrehn („G efäh r­
licher Richtungswechsel“ ) versuchte sogar, die Äußerungen 
des Brandt-Beraters zum Anlaß zu nehmen. Brandts S te llver­
tre te r A lbertz aus dem Sessel zu kippen — was ihm denn 
doch nicht gelang.

Ende der Ära Adenauer

Der Zeitpunkt, an dem diese neue Konzeption der Deutsch­
land- und O stpo litik  vorge legt wurde, war nicht ungeschickt 
gewählt: W illy  Brandt — der übrigens in Tutzing ebenfalls 
eine Rede hielt, die in der gleichen Richtung (lediglich seinem 
hohen Amt entsprechend noch etwas vorsichtiger) form uliert

war — hatte im Auge, daß Adenauer seinen Rücktritt für den 
Herbst angekündigt hatte.
Dennoch taucht die Frage auf, warum die neuen Akzente im 
Konzept der Berliner gerade auf gesam tdeutsche' V e r ­
h a n d l u n g e n  sowie auf I n t e n s i v i e r u n g  d e s  H a n ­
d e l s  mit der DDR gesetzt wurden. Der Schlüssel zu dieser 
Frage ist der B egriff „S tra teg ie  des Friedens“ , auf den so­
wohl Bahr als auch Brandt in ihren Reden ausdrücklich Bezug 
nehmen. Dies ist allerd ings keine neue Formel der Sozial­
demokraten aus der ,Frontstadt' sondern Importware. 
H erste ller: Kennedys W ashingtoner State Department, das 
Außenministerium des US-lmperialismus.
Doch zunächst ein Rückblick auf die Haltung der SPD zur 
Deutschlandfrage in den Jahren zuvor.

Der Deutschlandplan

Die SPD ist nicht zu Unrecht als ,s tille r Teilhaber' der (  
Deutschland- und O stpo litik  Adenauers bezeichnet worden. 
Einer der wenigen Vorstöße, in denen sie den Versuch unter­
nahm, der C D U -P olitik  der ,Befreiung der Ostzone' aus einer 
Position der Stärke im Rahmen der NATO heraus, eine 
A lternative entgegenzusetzen, war der Deutschlandplan aus 
dem Jahre 1959. Da er auch der letzte Vorstoß der SPD war, 
und damit die endgültige W ende der SPD zur außenpoliti­
schen Bruderschaft mit den Christdemokraten signalisiert, 
soll er hier etwas eingehender behandelt werden. Das lohnt 
sich schon deshalb, weil hier in exemplarischer W eise die 
vollständig opportunistische Haltung dieser Partei deutlich 
wird, die selbst nach bürgerlich-demokratischen Maßstäben 
kaum noch eine O pposition darstellte.
Der SPD-Plan sah eine (in mehreren Etappen'zu erreichende) 
m ilitärisch verdünnte, vor allem Atom waffen-freie Zone in 
M itteuropa vor, aus der alle Fremdtruppen sukzessive abgezo­
gen werden sollten. Auf dieser Grundlage des Auseinander­
rückens' der S tre itkräfte  von NATO und Warschauer Pakt 
wurde dann ein Stufenplan für die politische und ökonomische 
Zusammenführung der beiden deutschen Staaten entwickelt. 
Dieser Deutschlandplan hatte gute Chancen, von der Sow jet­
union — die zwar andere Vorstellungen in dieser Frage hatte, 
sich andererseits recht konzessionsbereit zeigte, wenn es da­
rum ging Verhandlungen zu ermöglichen — wenigstens als D is­
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kussionsgrundlage akzeptiert zu w erden .12) Andererseits war 
er nun keineswegs revolutionär, sondern stimmte durchaus 
etwa mit den Vorstellungen britischer Politiker (Gaitskell-P lan 
der Labour-Party) und amerikanischer Kreise (z. B. Humphrey, 
Kennan[!]) überein. Er bewegte sich also, wie Herbert 
Wehner, M itau to r des Deutschlandplans, richtig festste llte  
„im  Rahmen dessen, was dem W esten möglich is t“ 13) — 
etwas anderes wäre damals der SPD ohnehin nie in den 
Sinn gekommen.

Dennoch gerieten die Sozialdemokraten sofort unter Beschuß: 
Adenauer führte eine Kampagne unter dem M otto „M it 
W ehner in den Abgrund“ , dem bayerischen M in isterpräsiden­
ten Eberhard schwante gar, mit H ilfe  des Planes solle „d ie  
Rätedemokratie in ganz Deutschland“ eingeführt werden. 
Daraufhin und nachdem auch vom rechten SPD-Flügel, vor 
allem von Mommer und Brandt (!) gegen den Plan ge­
schossen wurde, beschritt die SPD-Führung den Weg einer 
„in der Geschichte des Parlamentarismus geradezu einzig­
artigen Selbstentmündigung“ 14): Während sie offiziell noch 
an dem Plan festhielt, verhinderte.sie gleichzeitig eine außen­
politische Debatte, in der er dem Parlament vorgelegt weden 
sollte. Damit wurde diese letzte Deutschlandinitiative zur 
reinen Deklamation kastriert: Um nicht große Teile der Mit­

gliedschaft zu beunruhigen, die hinter diesem Deutschland­
plan standen, hielt man zwar formal an ihm fest, verhinderte 
jedoch präventiv jede praktische Wirkung.

Diese endgültige Kapitu lation der SPD in Fragen der 
Deutschlandpolitik wurde ein Jahr später, im Bundestag am 
30. Juni 1960, von Herbert W ehner auf den Nenner gebracht: 
„Zum Deutschlandplan der SPD vom Jahre 1959 erklärte Wehner, 
daß er genau wie andere Vorschläge, welche die Partei zu andren 
Außenministerkonferenzen gemacht habe, der Vergangenheit an­
gehöre. Es gebe auch so überholte Vorschläge der Bundesregierung 
von 1954 und 1955. A u f eine Frage des CDU-Abgeordneten Dr. 
Krone, ob der Deutschlandplan völlig  in allen Elementen der 
Vergangenheit angehöre, antwortete Wehner m it ,Sicher!' “ 1S)

Franz-Josef Strauß („W ir hauen der SPD ihren Deutschland- 
Plan so lange um die Ohren, bis nichts mehr davon übrig 
b le ib t“ ) konnte einen vollen Erfolg verbuchen.

Die SPD setzt auf ,Schwarz“

der gesamtdeutschen Verpflichtung der Bundesrepublik Deutsch­
land gerecht zu werden. Dabei sind w ir alle, Sie auf der Seite 
der Regierungskoalition, w ir auf der schmaleren Seite der Oppo­
sition, dem Ganzen verpflichtet. Das, glaube ich, sind w ir unseren 
Mitbürgern in der sowjetisch besetzten Zone schuldig, w ir  sind es 
Berlin schuldig und w ir sind es der demokratischen Ordnung bei 
uns selbst schuldig, die so sein muß, daß sie allen Belastungen ge­
wachsen sein kann." 16J
Fazit: „Das geteilte Deutschland — meine Damen und Herren, 
ich w ill Sie damit nicht belehren; Sie wissen das wahrscheinlich 
zum größten Teil selbst — kann nicht unheilbar miteinander ver­
feindete christliche Demokraten und Sozialdemokraten ertragen.“ t l )

Als Begründung für den Beschluß, vollends zur konstruktiven 
M itarbe it einzuschwenken, mußte — wen wundert’s — w ieder­
einmal der Kommunismus herhalten. Denn: In einem Teil 
Deutschlands stehe er ja  immerhin schon, meint W ehner 1966 
im Gespräch m it Günter Gaus:
„A lle  Tiraden über eine eigene Außenpolitik der Opposition sind 
nichts wert in dem Moment, in  dem man die Realitäten beispiels­
weise in Berlin in die Überlegungen einbezieht.“  ,8J 
„Deutschland ist zu einem Teil beherrscht von Kommunisten. Wer 
nicht sehen w ill, daß es eine besondere Situation ist, wenn Menschen 
gleicher Zunge zum Teil unter kommunistischem Regime leben, der 
tu t m ir leid. W ir sind nicht in England.“  n )

Der w irkliche Grund dafür, den „Zug auf ein anderes G leis zu 
heben“ (Wehner) war hingegen der Versuch, möglichst noch 
vor der Bundestagswahl 1961 das Odium der angeblichen 
dauernden Neinsagerei, der .nationalen Unzuverlässigkeit1, 
der M ilitärfe ind lichke it endlich abzustreifen, — ein Odium an 
dessen Auf- und Ausbau die Adenauer-CDU ständig arbei­
tete. Die SPD (vor allem Herbert W ehner steuerte in diese 
Richtung) wollte nun .M itverantwortung' tragen, um endlich 
unter Beweis stellen zu können, daß sie nicht weniger W illen 
und Fähigkeiten zur Staatserhaltung besaß als die anderen 
bürgerlichen Parteien. Dieser Kurs — Ausgabe be liebiger 
inhaltlich-politischer Positionen zugunsten der Aussicht, 
durch Anpassung an die CDU/CSU die Chance einer Re­
gierungsbeteiligung zu vergrößern — war nach dem Parteitag 
1959 nur noch ein konsequenter Schritt. Damals war g e ­
schlossen' worden: „D ie sozialdemokratische Partei ist aus 
einer Partei der Arbeiterklasse zu einer Partei des Volkes 
geworden.“

Dann kündigte Wehner, seit 1958 ste llvertretender Parte ivor­
sitzender der SPD, explizit die O pposition in der Deutsch- 
andfrage und der gesamten Außenpolitik auf:

i r  sollten doch „imstande sein, unser innenpolitisches Verhältnis 
zueinander in die Ordnung zu bringen, die uns befähigen könnte,

Die Adenauer-CDU konnte ihre Genugtuung über das Ein­
schwenken der Sozialdemokraten kaum verhehlen. Der 84- 
jährige A ltkanzler w itzelte über die Umarmungen der ver­
flossenen .Partei der A rbeiterklasse':
„Ich habe ja nie an meiner Außenpolitik gezweifelt. Aber daß

Neptun bittet 
zu Tisch
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Wiedervereinigung als
Deutschlandpolitik Bonns von

Man solle nicht immer nur von 
Wiedervereinigung, sondern man 
müsse von „ Befreiung“ sprechen, 
forderte Bundeskanzler Adenauer 
1953. l )

M it dem Zusammenbruch Nazi- 
Deutschlands am Ende des 2. W e lt­
krieges endete auch die Zusammen­
arbeit von USA und UdSSR, die trotz 
unterschiedlichster Gesellschafts­
systeme in der A nti-H itle r-K oa lition  
ein Bündnis geschlossen hatten.
Daß dieses Bündnis nur taktischer 
Natur war, und die USA ihre V or­
stellungen von der Notw endigkeit 
e iner Zerschlagung des Kommunismus 
in der Sowjetunion und den osteuro­
päischen Ländern nicht aufgegeben 
hatten, be legt eine Äußerung des 
späteren US-Präsidenten Truman 
beim Einmarsch der H itlertruppen in 
die UdSSR:

„Wenn w ir sehen, daß Deutschland den 
Krieg gewinnt, sollten w ir  Rußland 
helfen, und wenn Rußland gewinnt, 
sollten w ir Deutschland helfen und die 
Deutschen auf diese Weise soviele wie 
möglich umbringen lassen. 2) So

So berichtet Churchill 1943 von einem 
„H erum spie len“ der westlichen A lli­
ierten mit ledig lich 6 deutschen D iv i­
sionen, während die UdSSR mit 185 
deutschen Dvisionen fe rtig  werden 
m ußten3). US-Präsident Kennedy 
gesteht dann auch 1963 ein, daß 
„keine Nation der Geschichte der 
Kriege jem als größere Verluste als 
die Sowjetunion im 2. W eltkrieg er­
lit t .“ 4)
Eine Einschätzung der Nachkriegs­
po litik  der UdSSR muß also immer 
davon ausgehen, daß der Überfall der 
Nazitruppen die Sow jetunion derart 
verwüstet hatte, daß zum einen jede 
Vermutung, die sowjetischen Führer 
trügen sich m it Aggressions- und 
Eroberungsabsichten, „ad absurdum 
geführt wird durch den wahren Zu­
stand der im Krieg verwüsteten Sow­
je tun ion “ 4a), und zum anderen ein 
Lebensinteresse der UdSSR darin 
bestand, ihre W estgrenze gegen einen 
neuen A ngriff zu sichern.
So einigten sich die UdSSR, die USA 
und Großbritannien dann im Pots­
damer Abkommen nach der Kap itu ­
lation Nazi-Deutschlands auf die 
Prinzipien ihrer künftigen gem ein­

samen Politik  in Deutschland; unter 
anderem auf fo lgende Punkte:

— vollständige Vernichtung des Fa­
schismus und M ilitarism us in 
Deutschland

— Förderung und fre ie  Entwicklung 
aller demokratischen Parteien in 
ganz Deutschland

— schnellstmögliche Dezentra lisie­
rung des deutschen W irtschafts­
lebens mit dem Ziel der völligen 
Vernichtung der bestehenden 
übermäßigen Konzentration der 
W irtschaftskraft, dargeste llt ins­
besondere durch Karte lle, Syndi­
kate, Trusts und andere M onopol­
vereinigungen

— Erhaltung der w irtschaftlichen und 
staatlichen Einheit Deutschlands.

Sehr bald wird jedoch offenbar, daß 
ihre politischen, militärischen und 
wirtschaftlichen Interessen in Deutsch­
land die W estmächte dazu zwingen, 
dieses Abkommen zu brechen. Der 
W esten ist nicht in teressiert an einem 
Deutschland, das „n ie  mehr seine 
Nachbarn oder die Erhaltung des 
Friedens in der W e lt bedrohen kann“ 
(Potsdam), sondern an einem m ili­
tärisch starken Deutschland, das mit 
dem W esten „gemeinsame Sache“ 
macht 5) und die Aufgabe übernimmt, 
„einen Damm aufzurichten gegen das 
Einsickern und die In filtra tion sow jet- 
russsischer Ideen“ 6), wie es Adenauer 
ausdrückte.
Schon der Plan von der w irtschaft­
lichen Vereinigung der amerikanischen 
und der britischen Besatzungszonen 
entsteht 1946 in der Absicht, diese 
„Containm ent“ - oder Eindämmungs­
po litik  der USA gegenüber der UdSSR 
auf Kosten der Einheit Deutschlands 
zu praktizieren. G leiche Absichten 
stehen hinter dem Marshall-Plan vom 
Juni 1947, einem „allgem einen Plan 
für amerikanische Hilfsmaßnahmen 
für den W iederaufbau W est-Euro­
pas.“ 7)
Dieser w irtschaftlichen Spaltung 
Europas fo lg t in logischer Konse­
quenz der Politik  der W estmächte die 
politische Teilung. Zugunsten einer 
engen Bindung an die W estmächte 
und der in Aussicht gestellten W ieder­
aufrüstung im Rahmen der NATO 
wird m it der Gründung der BRD am 
20. Sept. 1949 bewußt die Spaltung

Deutschlands in Kauf genommen.
In einer Rede zum 15. Jahrestag der 
Verkündigung dieser Separatver­
fassung gab Adenauer dies klar zu 
erkennen:

„Sowohl der britische als auch der fran­
zösische Außenminister hatten uns in 
Aussicht gestellt, daß, wenn eine Ver­
fassung zustande käme, w ir M itglied der 
Europa-Union werden könnten. Schnell 
kam auch die Gründung der NATO .
Die Aufnahme in die Nato wurde in < 
gleicher Weise, hier einschließlich der * 
Vereinigten Staaten, in Aussicht ge­
stellt.“  8)

Die Bundesregierung propagierte 
dann in den fünfziger Jahren im Ein­
klang mit den USA eine „P o litik  der 
S tärke“ . Adenauer drückt es so aus:

„Wenn der Westen stärker ist als Sow­
jetrußland, dann ist der Tag der Ver­
handlungen m it Sowjetrußland ge­
kommen.“  *)

Nach Auffassung der Bundesregie­
rung war die Bundesrepublik m it dem 
deutschen Reich identisch (Iden titä ts­
theorie) und war der einzige und 
souveräne deutsche Staat. Auf dem 
Staatsgebiet der Bundesrepublik hat 
sich, ihr zufolge, m it Unterstützung 
einer fremden Macht eine Regierung 
von Aufständischen etabliert, m it der 
sich die Bundesrepublik im „Kalten 
B ürgerkrieg“ b e fin d e t10). W iederver- J 
einigung, d. h. die Inbesitznahme der 
von den Aufständischen w iderrecht­
lich besetzten Gebiete, besteht dann 
auch nicht im Zusammenfügen ge­
trennter, gle ichwertiger Teile, sondern 
setzt eine Kapitulation des Gegners 
voraus. Adenauer steht auf dem 
Standpunkt:

„W ir verlangen nichts anderes als die 
Anerkennung unseres guten Rechts.
Für die Wiedervereinigung haben w ir  
deshalb keine Gegenleistung zu geben.“ 11)

Die Sowjetunion ihrerseits war in 
ihren verschiedenen Friedensvertrags­
entwürfen zu weitgehenden Kon­
zessionen bereit. So schlug sie in 
einer Note vom 10. März 1952, als die 
bevorstehende W iederbewaffnung 
und Eingliederung W estdeutschlands 
in das amerikanische Bündnissystem 
ihre S icherheitsinteressen berührte, 
die W iederaufnahme von Verhand-
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„Befreiung der Ostzone«
1945 bis Ende der 50er Jahre

lungen über das Deutschlandproblem 
auf fo lgender Grundlage vor:

— fre ie  gesamtdeutsche Wahlen
— Aufnahme Gesamtdeutschlands in 

die UNO
— Abzug aller Besatzungsstreitkräfte 

aus dem wiedervereinigten 
Deutschland

— eigene nationale S tre itkräfte
— Neutra litä t des w iedervereinigten 

Deutschlands.12)

D i e von der Bundesregierung ver­
tretene „P o litik  der S tärke“ , die auf 
eine gleichsam quantitative Aus- 
dehung der Bundesrepublik ohne 
Änderung der Q ualität ihres Status 
zielte, mußte diesen Vorschlag der 
Neutra litä t Gesamtdeutschlands strikt 
ablehnen. Tatsächlich gab es ja  für 
die Bundesregierung für die W ieder­
vereinigung keinen Preis, die Ver­
träge mit dem W esten seien kein 
Tauschob jekt13), wie Adenauer er­
klärte, und solange die Sowjetunion 
auf Neutra litä t oder O der-Neiße- 
Linie beharre, sei ihr guter W ille  zu 
bezweifeln 14).
Wessen guter W ille  zu bezweifeln 
ist, b le ib t kein Geheimnis mehr, ver­
fo lg t man die Hartnäckigkeit m it der 
der W esten seine Politik  durchzu­
setzen sucht. So rechnet der Vor­
schlag des britischen Außenministers 
Eden zur W iederverein igung Deutsch- 

nds vom 29. Jan. 1954 (Eden-Plan)15) 
benfals m it einer W estbindung 

Gesamtdeutschlands, auch wenn er 
vorsieht, daß die gesamtdeutsche 
Regierung frei sein sollte, die in ter­
nationalen Rechte und Verpflichtungen 
von BRD oder DDR nicht nur zu 
übernehmen, sondern auch abzu­
lehnen. Adenauer erklärt das so:

„ ln  W irklichkeit sind Bundesrepublik 
und West-Berlin Dreiviertel Gesamt­
deutschlands, und die Deutschen der 
Sowjetzone denken und fühlen wie w ir.“ 
Deshalb komme ihm als praktischen 
Politiker“ auch die Frage nach der mög­
lichen Option eines gesamtdeutschen 
Staates „recht unwirklich vor.“ 16J

Im O ktober 1954 ist dann die UdSSR 
sogar bereit, über diesen Eden-Plan 
zu verhandeln, allerd ings s te llt sie 
fest, daß nach einer Verwirklichung 
der Aufnahme Deutschlands in den 
Brüsseler Pakt und in die NATO

durch die Pariser Verträge, „W est­
deutschland nicht mehr als fr ied ­
liebender Staat betrachtet werden 
kann, was die W iederherste llung der 
Einheit Deutschlands für lange Zeit 
unmöglich machen w ird .“ 17)
Kurz vor der Ratifizierung der Pariser 
Verträge durch den Deutschen 
Bundestag am 27. Februar 1955 weist 
der Außenminister der Sowjetunion, 
W. M. Molötow, noch einmal darauf 
hin, daß bei einer Ablehnung der 
Pariser Verträge gesamtdeutsche 
freie Wahlen noch im Jahr 1955 mög­
lich w ä ren .18) Adenauer ist sich jedoch 
„m it den Westmächten einig, daß 
erfolgreiche Verhandlungen m it der 
Sowjetunion über die deutsche Frage 
erst dann möglich sind, wenn die 
Einheit des W estens durch die Rati­
fizierung der Pariser Verträge unter­
mauert worden is t“ . 10)
W ie ernst gem eint der Verhandlungs­
vorschlag der Sowjetunion jedoch war, 
zeigen die kurz darauf stattfindenden 
Verhandlungen zwischen einer öster­
reichischen und einer sowjetischen 
Regierungsdelegation in Moskau. 
Beide Seiten einigen sich auf die zu­
künftige N eutra litä t Österreichs und 
auf einen österre ichischen Staatsver­
trag,, nach dessen Unterzeichnung am 
15. Mai 1955 die Sowjetunion ihre 
Besatzungstruppen aus Österreich 
abzieht.
Auch daraufhin ist in den 50er Jahren 
kein W andel in den Grundpositionen 
der W iedervere in igungspo litik  Bonns 
mehr e rkennbar20).
Das Beharren auf einer „P o litik  der

S tärke“ gegenüber einer w irtschaft­
lich und m ilitärisch erstarkten UdSSR 
zem entiert die Spaltung Deutschlands 
und der Abgeordnete K iesinger sieht 
als einzige Möglichkeit, über den 
„to ten Punkt“ hinwegzukommen, das 
Anrufen des göttlichen Verbündeten: 
Man könne nichts anderes tun, „als 
daß wir auf dem vorläufig beschritte- 
nen W eg weitergehen und hoffen, 
daß der H errgott das übrige dazu 
tu t.“ 21)

l ) Vgl. FAZ 1953, N r. 209, 9. Sept., S. 3: 
Das Z iel: Befreiung
t) New York Times, 24. Juli 1941, zit. 
nach David Horow itz, Kalter Krieg, 
1969, S. 52
3) Winston Churchill, The Second W orld  
War, IV , 1951, S. 832 
, ) John F. Kennedy, Rede vom 10. Juni 
1963, zit. nach U. ScbmidtlT. Fichter, 
Der erzwungene Kapitalismus, 1971, S.84 
4aJ Horow itz, S. 21
5) Bulletin der Bundesregierung, N r. 22, 
3. 2. 1953, S. 174— 176, S. 175 
*) 1. Parteitag der CDU, Goslar, 20.— 
22. Okt. 1950, Protokoll, S. 15, zit. nach 
Klaus Erdmenger, Das folgenschwere 
Mißverständnis, 1967, S. 47 
7) W. W. Rostow, von 1947 bis 1949 
Sonderbeauftragter der US-Regierung 
beim Exekutivrat der Europäischen 
Wirtschaftskommission und später unter 
Johnson und Kennedy Leiter des P o liti­
schen Planungsstabes im State Depart­
ment, The United States in the W orld 
Arena, 1960, S. 210
8J Das Parlament (Bonn), 10. Juni 1964 
a) Keesings Archiv der Gegenwart, Bonn- 
Wien-Zürich, 1952, 5. März, S. 3373 C 
10) vgl. Kursbuch 4, 1966, S. 18 
n ) FAZ 1954, N r. 237, 26. Januar, S. 3: 
Adenauer gegen einen Preis /  Keine Ge­
genleistung fü r gutes Recht 
12j  vgl. Dokumentation zur Deutschland­
frage, Bonn-Wien-Zürich, 1961, Bd. 1, 
S. 1391140
13j  vgl. Bulletin, N r. 25, 1. 3. 1952, S.240: 
Verteidigungsbeitrag kein Tauschobjekt 
14) FAZ 1952, N r. 97, 25. A p ril, S. 3: 
Adenauer: Jede Chance zur Vereinigung 
nützen (!)
,5J Deutschlanddokumentation, Bd. 1,
S. 180 ff.
le) vgl. Bulletin, N r. 37, 24. Feb. 1954: 
Der europäische Weg klarer denn je 
vorgezeichnet, S. 297—300 
17) vgl. Deutschlanddokumentation,
Bd. 1, S. 250
ls) ebenda, S. 283
,9J ebenda, S. 284
so) vgl. Erdmenger, S. 26
äl) 5. Bundesparteitag der CDU, Köln,
28.—30. M ai 1954, Protokoll, S. 60,
zit. nach Erdmenger
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die SPD nun dafür ist, gibt m ir zum ersten M al zu denken.“ 20) 
Selbst CSU-Baron Karl Theodor Maria Georg Achatz Eberhard 
Joseph Freiherr von und zu G uttenberg, einer der letzten 
echten Feudalherrn, dessen Antikommunismus allenfalls von 
seinem Vermögen in den Schatten geste llt w ird, sorgt sich 
in der Außenpolitik von nun an bloß noch um die Position 
der FDP, während er den Sozialdemokraten eine vernünftige 
Haltung attestie rt:
„Im  Zeichen der ,Entspannung' bedarf es daher einer überzeugten 
und tatkräftigen SPD-Führung, um die Partei auf dem realistischen 
Kurs zu halten, den sie unter dem Eindruck der Berlinkrise ein­
geschlagen hat.“  2l)

Damit war 1960 ein politisches Kartell errichtet, daß (unter 
Einschluß natürlich der FPD) in der Deutschlandfrage jede 
Alternative zu ersticken bereit war.

Brandt war, sondern auch in der Ö ffentlichkeit durchweg 
zwischen stock-konservativ und konservativ-verstockt e inge­
stuft wurde. Der „R egierende“ (Sprachregelung der SPD im 
H inblick auf den W ahlkampf) meinte in dieser S ituation wohl, 
daß n e u e  A k z e n t e  ihn und die SPD solange doch kaum 
in den Verdacht der nationalen Unzuverlässigkeit oder gar 
des ,Paktierens m it dem O sten1 bringen könnten, solange 
sie Feuerschutz aus dem State Department in W ashington 
hatten. Anders ausgedrückt:
Brandt und Bahr sahen hier die Chance, das Einschwenken 
ihrer Partei auf den Kurs: Mitverantwortung der Adenauer- 
Politik1 etwas auszubügeln. Mit dem Versuch nämlich, sich in 
der Spanne Adenauer-Kennedy, der Spanne sozusagen zwi­
schen erstarrten Revanche-Plänen der ,Befreiung“ und den 
neuen .dynamischen“ Strategien des Imperialismus vorsichtig 
zu profilieren.

Im Westen was Neues

Ende des gleichen Jahres 1960, in dem W ehner die zitie rte  
Loyalitätserklärung gegenüber Adenauer im Bundestag ab­
gab, fanden in den USA Präsidentschaftswahlen statt. W illy  
Brandt ließ sich durch seinen Freund Klaus Schütz, der nach 
Am erika gefahren war „um das große Ringen zwischen 
Kennedy und Nixon zu beobachten“ 22) (Brandt), auf dem 
Laufenden halten. Kennedy obsiegte. Ob das nun seinen 
Fähigkeiten im ,Ringen“ oder dem finanziellen background 
seiner Familie (W illy  Brandt: „D er Vater Joseph P. Kennedy, 
eine Finanzbegabung von hervorragenden Fähigkeiten, 
brachte es fertig , sozusagen aus dem Nichts heraus ein 
Vermögen von rund 300 M illionen Dollar aufzubauen.“ 23) )  
zuzuschreiben war, sei dahingestellt. Sicher ist hingegen, 
daß Kennedy eine neue Periode der amerikanischen Außen-, 
vornehmlich der O stpo litik  ein le itete. (Vgl. zu der hier ge­
gebenen recht knappen Zusammenfassung der unter Kennedy 
und seinem Nachfolger Johnson verfo lgten O st-S trateg ie , 
den A rtike l ,Krieg und Frieden“ in diesem Heft insbes. S. ??)

Kennedy war realistisch genug, um einzugestehen, daß an­
gesichts des militärischen Potentials des Warschauer Pakts 
die in den 50er Jahren proklamierte Politik der .Befreiung“ 
der DDR und der osteuropäischen Staaten undurchführbar 
geworden war. Auch die ,Atomare Diplomatie“, das Ausspielen 
der Kernwaffenüberlegenheit der USA also, — ein wichtiges 
Mittel dieser Politik — war angesichts des Nachziehens der 
Sowjetunion auf diesem Gebiet zu einer stumpfen Waffe 
geworden. ,

Kennedys Schlußfolgerung aus dieser ernüchternden Be­
standsaufnahme: seine ,Strategie des Friedens“. In Bezug 
auf die sozialistischen Länder Europas bestand diese Strate­
gie aus einer Politik der .selektiven Koexistenz“: mithilfe 
flexibler Methoden, vor allem auf ökonomischem Gebiet, 
sollte (unter Ausnutzung auch nationaler Verschiedenheiten 
etc.) eine ,Erosion“ des Ostblocks erreicht werden. Länger­
fristiges Ziel dieser Politik war die Herauslösung einzelner 
Staaten Osteuropas aus dem Warschauer Pakt und ihre 
Anbindung und Integration ins ,westliche Lager“.

Begegnungen

W illy  Brandt, der Kennedy zum ersten Mal 1958 in W ashington 
begegnete, verfo lg te  die neuen Strategien des Weißen 
Hauses mit großer Aufmerksamkeit. Das wird verständlich, 
wenn man sich die S ituation der SPD Ende 1960 nocheinmal 
vor Augen führt: Sie hatte zum einen in Bezug auf A l t e r ­
n a t i v e n  zur Regierungspolitik kap itu lie rt — zum anderen 
hätte es aber unglaubwürdig, ja  lächerlich gewirkt, wenn der 
(für deutsche Verhältnisse) jugendliche SPD-Kanzlerkandidat 
in seinen außenpolitischen Ansichten tota l aufgegangen wäre 
in denen Konrad Adenauers, eines Mannes also, der nicht 
nur Vorsitzender der CDU und mehr als doppelt so alt wie

Aus Brandts Buch ,Begegnungen mit Kennedy“, hört man 
diese Idee an einigen Stellen geradezu heraus:
„A u f dem Parteitag der deutschen Sozialdemokraten Ende No­
vember 1960 in Hannover, wo ich als Kanzlerkandidat nominiert 
wurde, habe ich meinen Freunden erklärt, daß von dem Präsi­
denten Kennedy neue Impulse ausgehen würden. W ir fühlten uns 
alle beeindruckt durch die frische Sprache, die der neue Mann 
in die W eltpo litik einführte. . . Auch meine Freunde und ich ^ 
hatten das Gefühl\ daß es so nicht weitergehen könne. . . Aber w ir 
waren vorsichtiger in unseren Forderungen als Kennedy. Unser 
Appell war bescheidener. Das entsprach dem Klima der Bundes­
republik im Jahre 1960.“  21)

Im März 1961 kam endlich ein intensiverer persönlicher Kon­
takt mit den Männern zustande, von denen diese ,neuen 
Im pulse“ ausgingen. Berlins Regierender Bürgerm eister fuhr 
nach W ashington, in seiner Begleitung wiederum Egon Bahr, 
sein Pressechef. Nun also bekamen die beiden ein etwas 
intimeres Verhältnis zu den Strategien des undogmatischen, 
modernen und um mit W illy  Brandt zu reden: ,frischen“ 
Imperialismus der USA. Sie führten — so erinnert er sich 
später — unter anderem ein
„aufschlußreiches abendliches Gespräch, an dem Charles Bohlen, 
der Berater des Präsidenten fü r Ostfragen und ehemalige Bot­
schafter in Moskau, teilnahm. . . Bohlen entwickelte den Gedanken, 
daß sich jenseits des Eisernen Vorhangs die Tendenz zu kommu­
nistischen Nationalstaaten' immer stärker herausbilden werde.“  2S)

O ffenbar stark beeindruckt von der Intelligenz und F lex ib ilitä t 
der neuen Strategen des US-lmperialismus, faßt er nach der 
Rückkehr seine Eindrücke in einem Interview zusammen:
„Ich war überrascht, in welchem Umfang und m it welcher Inten­
sität die neue Regierung dabei ist, alle Fragen neu zu überlegen 
und nach neuen Möglichkeiten zu ihrer Lösung zu suchen. Das 
geschieht m it Einfallsreichtum, m it Selbstbewußtsein und im 
Vertrauen auf die Zuverlässigkeit der eigenen Überzeugung und 
der eigenen K ra ft.“ 26)
Und auf die Frage, ob das nicht auch gefährlich sei:
„Nein, im Gegenteil. Der Westen w ird  im Ergebnis kraftvo ller 
werden. Es geht nicht darum, die Prinzipien zu verändern, son­
dern die Methoden (s ic !) ...“ 27)

Und wenn W illy  Brandt rückblickend als das Neue an der 
Politik  des „jungen, wegweisenden Präsidenten“ beschreibt,
„D ie Tatsache allein, daß da die Jugend in die amerikanische 
Hauptstadt einzog und das H e ft in die Hand nahm, genügte auch 
noch nicht, den Beginn einer neuen Ära zu markieren. Dazu ge­
hörte die feste Entschlossenheit des Präsidenten und seiner M it­
arbeiter, die Demokratie aus der Defensive herauszuführen in 
eine Offensive, die sich nicht im Waffengeklirr erschöpfte. . .“ 28), 
so ist dem — sobald man D em okra tie “ durch den offenbar 
gemeinten Begriff ,K apitalism us“ ersetzt — kaum etwas hin­
zuzufügen.

Es ist hier (nicht zuletzt im H inblick auf die heutige S ituation) 
erhellend, anzumerken, daß das Interesse an Gedankenaus-



„Unserer Kinder wegen dürfen wir nicht stehenbleiben, 
dürfen wir den Anschluß nicht verpassen.“ (Willy Brandt, 1960)

tausch und Zusammenarbeit durchaus nicht einseitig war. 
Kennedy und sein braintrust empfanden Adenauer und die 
C D U/CSU-Politik , die sich noch in der Vorste llungswelt des 
in den USA längst aufgegebenen ,roll-back'-Konzepts be­
wegte, als anachronistischen K lotz am Bein und als H indernis 
bei der Realisierung ihrer neuen ,Friedens‘-Strategie. 
Kennedy verfocht schon 1957 (als Senator) die Meinung, man

r üsse der SPD mehr Aufmerksamkeit schenken:
„Obwohl ich m it der Deutschlandpolitik unserer Regierungen 
(sowohl der republikanischen als auch der demokratischen) 
weitestgehend übereinstimme, so besteht doch meiner Ansicht 
nach die Gefahr, daß gerade die uneingeschränkte Unter­
stützung, die die Deutschen erfahren haben, sie gegenüber 
den wechselnden Strömungen in der europäischen P o litik  ein 
wenig zu starr und unnachgiebig macht. (. . .)
. . . ich glaube, die Vereinigten Staaten haben . . . in ihren 
öffentlichen Verlautbarungen und auch in den mehr in fo r­
mellen diplomatischen Bemühungen den Beitrag der demo­
kratischen Opposition ungebührlich vernachlässigt; jener 
deutschen Sozialdemokraten, deren Widerstand gegen den 
Kommunismus zuverlässig gewesen ist, und die eines Tages 
Teil einer deutschen Regierung sein könnten, m it der w ir  
verbündet sind.
Vor allem in Osteuropa war es unseren Interessen nicht förder­
lich, die deutschen Sozialdemokraten so zu ächten.“ -,J)

Interessant an diesem SPD-Lob Kennedys ist: H ier k lingt 
nicht nur an, daß Kennedy eine Regierung unter Führung 
oder wenigstens Beteiligung der Sozialdemokraten gerne 
gesehen hätte, um von den Deutschen bei den Bemühungen 
um eine neue O st-S trateg ie nicht laufend Knüppel zwischen 
die Beine geworfen zu bekommen (was Adenauer und später 
Erhard tatsächlich auch unermüdlich taten). H ier bezieht er

vie lm ehr schon ins Kalkül m it ein, daß gerade gegenüber den 
osteuropäischen Staaten die immer noch ein wenig (wenn 
auch mehr dekorativ) m it A rbe itertrad itionen behaftete Partei 
viel besser als die anderen Parteien geeignet sein würde, 
seinen ,Friedens‘-S trateg ien auch ein fried liches Aussehen 
zu verleihen — eine Funktion, die die Sozialdemokraten zum 
Unglück der Entspannungsstrategen erst sechs Jahre nach 
Kennedys Tod wirklich erfüllen konnte.

Von nun an jedenfa lls — das w ird aus späteren Äußerungen 
ersichtlich — diskutierten Brandt und Bahr die M öglichkeit 
einer Ausrichtung der Berlin- und Deutschlandpolitik an den 
Ideen der Kennedy-Berater.

Die Koexistenz wird salonfähig

Es soll hier zunächst genügen, den plötzlich einsetzenden 
W andel der Position der Berliner SPD-Spitze vorab an der 
Frage der Stellung zur friedlichen Koexistenz zu illustrieren. 
Diese Betrachtung mag auch zeigen, daß die Einschätzung 
so falsch nicht war, die Moritz Pfeil im ,S piegel1 gab, nachdem 
die SPD überraschend sta tt Carlo Schmid den (nicht nur 
geographischen) Außenseiter Brandt als Kanzlerkandidaten 
für 1961 nominierte. Er meinte, W illy  Brandts Erfolg beruhe 
nur darauf, daß er der „A ußenpo litik  des Kanzlers zuneigt“ 
und ste llte  fest, daß darüberhinaus von seinen „po litischen 
Anschauungen nur bekannt ist, daß sie rascher Anpassungen 
fähig s ind.“ 30)

In den 50er Jahren lehnte die SPD die Koexistenz grund­
sätzlich ab, solange die (ja vor allem von Adenauer und den 
W est-A liierten fo rc ie rte !) Teilung Deutschlands nicht besei­
t ig t sei. So stimmte sie beispielsweise 1955 einer Entschlie­
ßung des Bundestages zu, in der es hieß,
„daß von einer friedlichen Koexistenz aller Völker und Staaten 
erst gesprochen werden kann, wenn die historisch gewachsene 
Einheit dieser Völker zuvor sichergestellt, also ihre Spaltung be­
seitigt ist.“  31J
1960 hört man von W illy  Brandt schon etwas andere Töne.
Er ist sich aber offenbar noch nicht ganz sicher, ob da aus 
W ashington tatsächlich eine neue S trategie sich ankündigt 
oder möglicherweise der alten Sache nur ein neuer Name 
gegeben wird:
„Neuerdings w ird  dieser kalte Krieg friedliche Koexistenz 
genannt.“  u )
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Demgegenüber sieht er nach seinem Besuch bei Kennedy 
1961 die neue Linie schon um einiges klarer:
„Das W ort Koexistenz klingt fü r uns von vornherein verdächtig, 
weil die Sowjets es ständig gebrauchen. Dabei vergessen w ir: 
Koexistenz ist weder eine Erfindung noch ein Monopol der Sow­
jets. In  Wahrheit ist in  der Grundidee der Demokratie die Idee 
der Koexistenz enthalten; sie fo lg t aus den demokratischen Grund­
prinzipien der Menschenwürde, des Selbstbestimmungsrechts, der 
nationalen Unabhängigkeit und der Toleranz.“  3S)
Solcherart zur Ehrenrettung des Begriffs übergegangen, Ist 
es logisch fortzufahren:
„W ir  müssen Chruschtschow und seiner Propaganda den Begriff 
Koexistenz entreißen, den er der Demokratie geraubt hat. . . “  34j

21



II. Die Berliner Rezeption der ,strategy of peace“

(Vorbemerkung: Die Analyse der Rezeption der ,Friedens‘- 
S trateg ie in Deutschland ist unbeabsichtigt, sozusagen unter 
der Hand, vorw iegend zur Analyse der Position des R e g ie ­
renden1 W illy  Brandt und seiner Berliner Berater geworden. 
A llerd ings nicht deshalb, weil der Verfasser der allgemeinen 
Fixierung auf den inzwischen schon zum ,Friedenskanzler“ 
m ystifizierten Brandt erliegt. Die Ursachen für eine strecken­
weise notwendige Personalisierung des Problems liegen 
vie lm ehr in den damaligen Verhältnissen selbst: Kennedy 
hatte einige Schw ierigkeit, intensivere Kontakte mit der west­
deutschen SPD zu knüpfen, ohne damit bei der Regierungs­
partei über das ohnehin schon vorhandene Mißtrauen hinaus 
auch noch Unwillen zu erregen. Der Regierende Bürgerm eister 
der ,bedrohten Frontstadt“ war hingegen — jedenfa lls o ff i­
zie ll — den W estmächten unterste llt und konnte als Grund für 
USA-Besuche auch immer die Aufgabe ,für die Freiheit 
Berlins zu werben“ angeben. Der Einfluß des ,modernen“ 
Imperialismus auf die sozialdemokratische Politik  lie f daher 
tatsächlich wesentlich über Brandt und Bahr.)

Schon die Äußerungen des Jahres 1960 lassen erkennen, 
daß Brandt die N otw endigkeit bewußt wird, beweglicher zu 
werden und neue Akzente zu setzen:
„Ausgehend vom Status quo sind die Voraussetzungen zu schaffen, 
um den Immobilismus zu überwinden, um Raum zu gewinnen fü r  
eine Auseinandersetzung m it dem Kommunismus m it allen M itteln  
außer denen des K r ie g e s 35)
„Der volle Beitrag der Bundesrepublik kann fü r den Westen erst 
dann fruchtbar werden, wenn w ir uns nicht vor Eigeninitiativen 
scheuen.“ Denn: „. . . in dem großen Orchester des Westens w ird  
es nur dann einen ungestörten Zusammenklang geben, wenn auch 
derjenige, der die zweite Violine spielt, nicht erst auf das hört, 
was sein Nebenmann von sich gibt. . . “  30J 
„D er allgemeine Kurs unserer Außenpolitik liegt fest. Es geht 
darum, neue Schwerpunkte zu bilden und hier und da auch die 
Akzente anders zu setzen.“ 37)
Das „große Orchester des W estens“ — um einen Moment 
bei dieser trefflichen Brandt-M etapher zu bleiben — konzer­
tie rt in diesen Jahren unter der Leitung von John F. Kennedy 
auf einschlägige W eise unter anderem im Libanon (Interven­
tion 1958) und in der Dominikanischen Republik (Putsch gegen 
Juan Bosch 1961). Der vom C IA  gestartete Versuch, auch im 
sozialistischen Cuba ein Gastkonzert zu geben (Schweine­
bucht 1961) scheitert kläglich — das Interesse der Cubaner 
an dieser A rt konzertanter Musik war wohl beschränkt.

Doch zurück zu W illy  Brandt: W ie die von ihm geforderten 
,neuen Akzente“ nun aussehen sollen, ist offenbar hier noch 
nicht recht ausgeführt. Eine erste inhaltliche Bestimmung 
klingt in einem Beitrag fü r die Bonner Zeitschrift ,Außen­
p o litik “ an, in dem er Ende 1960 seine außenpolitischen V or­
stellungen im H inblick auf die kommende Bundestagswahl 
unter dem bezeichnenden T ite l „Außenpolitische Kontinu ität 
m it neuen Akzenten“ umreißt:
„A ls es um die Aufnahme von Handelsbeziehungen, um die A u f­
nahme diplomatischer Beziehungen, um das Konsularabkommen 
und um das Kulturabkommen m it der Sowjetunion ging, hat die 
Bundesregierung, ohne deshalb kommunistisch anfällig zu werden, 
die weltanschaulich unüberbrückbaren Gegensätze beiseite gestellt. 
Diese Basis in aller Sachlichkeit p o l i t i s c h  o f f e n s i v  aus­
zuweiten, ist unterlassen worden“  88)
Dennoch hat W illy  Brandt die wesentlichen Elemente der 
,strategy o f peace“ hier noch nicht vollständig aufgearbeitet. 
Das scheint erst mit dem USA-Besuch im März 1961 e rfo lg t 
zu sein. (Vgl. den Abschnitt ,Begegnungen“)

Fünf Monate später: 13. August — ,Die M auer“.

Heute wird auch von bürgerlichen W irtschaftswissenschaftlern, 
wie etwa dem Münchner Professor Hermann Groß, zugestan­

den, daß der DDR gar nichts
„anderes übrig blieb, als den Fluchtweg zu verlegen, was am 
13. August 1961 zum Bau der Berliner Mauer führte. Die Ver­
besserung der Erwerbsaussichten als Fluchtgrund zeigt sich auch 
darin, daß der Prozentsatz der Geflüchteten m it ihrer beruflichen 
Qualifikation ansteigt. So umfassen die zwischen 1952 und dem 
Mauerbau (1961) geflüchteten 2 M illionen etwa 10 Prozent der 
Gesamtbevölkerung, das sind aber 15 Prozent der Erwerbs­
bevölkerung. ,Teilt man die Erwerbsbevölkerung nach Qualifi­
kation in drei Gruppen,, so kann man sagen, daß mindestens ein 
Viertel der höchstqualifizierten Gruppen ihrem ,Drang nach 
Westenc gefolgt sind/  Es ist klar, daß dieses Phänomen — es ver­
ließen insgesamt ungefähr 4 M illionen Menschen die Zone in 
Richtung Westen — den Zonenmachthabern beim wirtschaftlichen 
Aufbau große Schwierigkeiten bereiten mußte, denn gerade hier 
fehlten die wichtigsten Arbeitskräfte. Der Mauerbau ist von seiten 
der SED-Führung also durchaus als S e l b s t s c h u t z m a ß ­
n a h m e  zu verstehen.“  39)

Anders damals. Diese Maßnahme der DDR wurde zum A nläße 
genommen, die U lbricht-Hetze einem neuen Höhepunkt e n t ^  
gegenzutreiben. W illy  Brandt spricht in einer Sondersitzung 
des Bundestages am 18. August von
„den Menschen in der von Ulbricht geknebelten und von sowje­
tischen Panzern in Schach gehaltenen Zone und in dem von *
Ulbricht besetzten und annektierten Ostberlin“  40), die man jetzt 
„h inter der Gefängnismauer verschwinden“ 41) sehen müsse.
Die Hetzkampagne der Presse, vor allem der Springer- 
Zeitungen, geht noch weit darüber hinaus. So gerät Berlin 
in eine Massenpsychose. Daß Brandt in der nächsten Zeit von 
Entspannung und Verhandlungen nicht übermäßig viel redet, 
ist in Anbetracht des oben Z itierten nur konsequent. Es ist 
deshalb auch erklärlich, wenn er mit seiner Konzeption der 
,S trateg ie des Friedens“ erst ein Jahr später und nicht in 
Berlin an die Ö ffentlichkeit tr itt.

,Koexistenz —  Zwang zum Wagnis1

Das geschieht vie lm ehr wiederum in den Verein igten Staaten, 
die offensichtlich eine große Anziehungskraft auf ihn aus­
üben. In zwei Vorlesungen am 2. und 3. November 1962 über 
Fragen der Koexistenz an der Harvard-Universität. Einige 
Z ita te  aus diesen Vorträgen (später veröffentlicht unter dem M  
T ite l K oexis tenz — Zwang zum W agnis“) mögen deutlich W  
machen, daß m ittlerw eile alle wesentlichen Elemente der 
Kennedy-Strategie in die Anschauungen der W est-Berliner 
SPD-Spitze in tegrie rt sind:
„Es hat verschiedene Phasen der Auseinandersetzung gegeben, 
seit die W eltpo litik vom Ost-West-Konflikt dominiert w ird. 
Theorien des Zurückrollens haben m it solchen der Eindämmung 
gewechselt. Die Perspektive, gerade eben das erhalten zu wollen, 
was man hat, reicht aber nicht aus.
Es geht um eine P o litik  der Transformation. Wirkliche, politische 
und ideologische Mauern müssen ohne K on flik t nach und nach 
abgetragen werden. Es geht um eine P o litik  der friedlichen Ver­
änderung des Konflikts, um eine P o litik  der Durchdringung. . .“  4-) 
A lso: ,ro ll-back“ nicht durchführbar, ,Containment“ zu defensiv, 
daher Veränderung des Status quo (!) m it neuen, flexibleren 
Methoden. M it dem A djektiv  ,fried lich ' fü r derart offensive 
Konzepte ist Brandt damals wie heute schnell bei der Hand.

„Subversive Einwirkungen von außen“ hält er dabei zur 
Erreichung seiner Z iele schon für „ein untaugliches M itte l“ 43). 
Welche M itte l bieten sich dann aber noch an?
„Indem w ir  die Interessen des kommunistischen Ostblocks oder 
einzelner seiner Länder an unsere eigenen Interessen binden, 
schaßen w ir ein Instrument der politischen Aktion, das wirksamer 
ist als papierene Proteste.“  4i)
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Auch die M itte l, m it denen man solche Interessenanbindung 
erreichen können müßte, sind ihm klar. Für die „Tagesord­
nung der P olitik  des W estens“ schlägt er vor:
„Einen sorgfältigen Versuch, Bereiche ökonomischer Kooperation zu 
erproben, die über den Eisernen Vorhang hinausreichen.“  45) 
Denn: „Der Westen verfügt m it dem Ost-West-Handel über einen 
Hebel, den er zu seinem Vorte il ausnutzen könnte. . .“  46) Also: 
„Heute geht es vor allem um Fragen der friedlichen Weiterent­
wicklung durch ökonomische Kooperation. Das ist zugleich eine 
politische Aufgabe ersten Ranges, eine politische Chance von weit­
reichender Bedeutung.“  47J 
„ Im  Prinzip g ilt das gleiche fü r die K u ltu r.“ 48 j  
Nun, der politische Kontext, in dem Brandt diese Strategien 
sieht, ist klar:
„D ie historische Aufgabe ist es, in einer echten Partnerschaft m it 
den Vereinigten Staaten eine Kette freier Gemeinwesen zu 
schmieden, die den Menschen in aller Welt ein besseres Leben 
sichern.“  49)
Das .Schmieden' solch .fre ier Gemeinwesen' war — um noch- 
einmal einen Abstecher zur P r a x i s  der Kennedyschen 
Friedensstra ieg ie zu machen — war in dieser Ze it in anderen 
Teilen der W elt in vollem Gang. Die USA hatten etwa gerade 
ein Jahr zuvor w ieder ein Eisen richtig ins Feuer gelegt: 
Indochina. David Horowitz, Professor fü r Soziologie in 

jperke ley, berichtet in seinem Buch über die amerikanische 
rAußenpolitik:
„A u f den Rat von General Maxwell D. Taylor und W. W. 
Rostow verfügte Präsident Kennedy Maßnahmen, um das 
m ilitärische Engagement der USA in Vietnam zu eskalieren. 
Die Stärke der US-Truppen wurde um das Zwölffache erhöht, 
und Raketenhubschrauber sowie spezielle Methoden den der 
Kriegführung gegen die Guerillas wurden während der 
Kämpfe eingesetzt.“ 50)
Dies alles und die Tatsache, daß in dem Jahr der Harvard- 
Vorlesungen Brandts, „d ie  frische Sprache, die der neue 
Mann in die W e ltpo litik  e in führte“ (Brandt) was Vietnam 
be trifft schon m it g iftigen Chemikalien durchsetzt ist, irritie rt 
W illy  Brandt offenbar nicht im geringsten. Die Deutlichkeit 
seiner Ausführungen läßt, was den agressiven Expansions­
drang der sich .fre i1 nennenden im perialistischen Länder an­
betrifft, kaum zu wünschen übrig. Sie wird nur noch von der 
zynischen O ffenheit der .Männer um Kennedy' (Rostow, 
Kissinger, Brzezinsky und Kahn zum Beispiel) übertroffen.

Die in den Jahren 1960—62 vor allem von Brandt und Bahr 
entwickelte Neukonzeption der Ostpolitik — im wesentlichen 
eine Kopie der unter Kennedy entwickelten .strategy of 
peace1 — geht aus vom Scheitern der Politik der ,Befreiung' 
und des Zurückroliens des ,Eisernen Vorhangs'. Die .contain- 
ment'-Strategie der Eindämmung des Sozialismus, deren 
Hauptziel es war, mit ökonomischen, politischen und militä­
rischen Mitteln einen weiteren Zerfall des kapitalistischen 
Weltsystems zu verhindern, wird hingegen von den Berliner 
,Frontstadt‘-Politikern als zu defensiv eingeschätzt und somit 
für unzureichend befunden.

Die neue Konzeption zeigt sich demgegenüber nicht an einer 
Erhaltung des Status quo, sondern an seiner Veränderung 
interessiert. Es handelt sich also um einen konstruktiven 
deutschen Beitrag zu dem Versuch, den Imperialismus „aus 
der Defensive herauszuführen in eine Offensive, die sich nicht 
im Waffengeklirr erschöpft(e)“ 51) (Willy Brandt)
Zur Durchführung dieser genuin offensiven ,Politik der 
Transformation' scheinen in der Tat subtilere Mittel als 
Waffengeklirr vonnöten. Ins Auge gefaßt werden eine .Durch­
dringung', die vor allem durch Kooperation auf ökonomischem, 
aber auch auf kulturellem Gebiet gelingen soll.

Kurz: Dem Fehlschlag einer Politik der (umsturzartigen) 
Eroberung von außen folgt nun die Strategie der (länger­
fristigen) Eroberungen von innen.

Diese Strategie, bis Ende 1962 in allen wesentlichen Punkten 
entw ickelt, oder richtiger: übernommen, muß allerd ings noch 
eingedeutscht werden. Brandt und Bahr bemühen sich noch 
um eine Konkretisierung, die auch im Bereich der Berlin- und 
Deutschlandpolitik praktikabel ist. Das Ergebnis w ird unter 
dem Motto ,W andel durch Annäherung' M itte 1963 vorgelegt 
(vgl. die eingangs zitierten Passagen der Bahr-Rede vom 
Juli 1963).
Daß das Zentrum des Bahr-Vorschlags Verhandlungen, mög­
lichst auf institu tiona lis ie rte r Ebene, m it dem Z ie l der Inten­
sivierung der ökonomischen Beziehungen zum Gegenstand 
hat, w ird nach dem bisher Dargelegten kaum noch Verwunde­
rung hervorrufen. Der .Spiegel' kommentiert die Tutzinger 
Rede durchaus zutreffend:
„Unter dem Stichwort ,Wandel durch Annäherung‘ plauderte der 
Brandt-Berater das Rezept aus der Schöneberger Ideenküche aus: 
Übertragung der Kennedy-Strategie des Friedens auf die deutsche 
P olitik .“  61a)

Kleine Schritte —  wie groß?

Die politische Realität nun machte aus der ehrgeizigen Formel 
.Wandel durch Annäherung' recht bald die . P o l i t i k  d e r  
k l e i n e n  S c h r i t t e ' .  Als der ste llvertretende M in ister­
präsident der DDR, A lexander Abusch, dem W est-Berliner 
Senat am 5. Dezember 1963 eine befriste te Passierscheinrege­
lung über W eihnachten und Neujahr anbietet, g re ift der 
Regierende Bürgerm eister zum ersten Mal zu. (Verhandlungs­
vorschläge der DDR waren zuvor in der Regel nicht beant­
wortet, ja  o ft nicht einmal entgegengenommen worden.)
Nach langen Beratungen des Senats m it der Bundesregierung 
stimmte schließlich der Bundeskanzler (Erhard: Ein „ tro ja ­
nisches P ferd“ , m it dem die „D re istaatentheorie zu uns 
hereingeschleust werden so ll“ 52) )  unter großen Bedenken zu. 
Am 17. Dezember kam daraufhin das erste Passierschein­
abkommen mit der DDR zustande.

Als jedoch W illy  Stoph am 4. Januar 1964 wagt, eine Fort­
führung der Verhandlungen auf der Ebene W illy  Brandt —

Kenner Kahn mit Kassenbrille
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Alexander Abusch vorzuschlagen, wird das in Bonn zum An­
laß genommen, den Berliner Kooperations-Strategen einen 
Strich durch die Rechnung zu machen. Die K onfrontations­
po litike r bekommen w ieder Oberwasser — aus Bonn tönt es:

..  die Machthaber der Sowjetzone versuchen, dieses Geschehen 
zu einer Aufwertung ihres Regimes auszunutzen. . . Hätte die 
Prüfung ergeben, daß den Abmachungen eine solche Gefahr inne­
wohnt, so hätten Bundesregierung und Westberliner Senat nicht 
gezögert, auf diese Abmachungen zu verzichten. . .“  53j

Die Verhandlungen werden eingefroren. Auf das Angebot 
der DDR, für Ostern und Pfingsten eine dem ersten A b­
kommen analoge Regelung zu vereinbaren, antwortet Bonn 
mit dem Hinweis auf einen eigenen Vorschlag, der Dauer­
passierscheine m it der G ültigke it von zwölf (!) Monaten 
vorsah — ein Vorschlag, dessen Ablehnung die Bundes­
regierung wohl von vornherein e inka lkuliert hatte. W illy  Brandt 
mußte Zusehen, wie schon seine ersten Ansätze durch die 
Bundesregierung vere ite lt werden. In einer Ansprache im 
Hessischen Rundfunk am 28. Februar startet er einen letzten 
Rettungsversuch:
„Nach der Unterbrechung der Gespräche über eine Passierschein­
regelung scheint es m ir an der Zeit, daß die verantwortlichen 
Kräfte der deutschen P o litik  den Versuch machen, sich auf eine 
Konzeption zu verständigen. . . Jede mögliche Anstrengung muß 4 
unternommen werden, um im Kleinen aufzulockern und voranzu­
kommen, solange größere Lösungen uns vorenthaltcn werden. . .“  5l) 
Er beißt jedoch auf Granit. Die Bundesregierung — gerade in 
der Deutschlandfrage in vollem Umfang Treuhänder der 
Adenauer-Politik — bring t seiner Auflockerungs-S trategie 
wenig G egenliebe entgegen; sie reagiert vielmehr verärgert: 
„D ie Erklärung des Regierenden Bürgermeisters und Vorsitzenden 
der SPD, Brandt, ist widerspruchsvoll und gefährlich. Sie scheint 
die Grundsätze der bisherigen gemeinsamen Berlin- und Deutsch­
landpolitik aller im Bundestag vertretenen Parteien in Präge stellen 
zu wollen. . .“ 55)
Eine weitere Passierschein-Regelung kommt erst 1965 zu­
stande. ..

Daß die kleinen Schritte auf diese W eise sehr viel kleiner 
wurden, als Brandt/Bahr (und auch das US State-Department, 
das diese Politik  vorsichtig unterstützte) sich das vorgeste llt 
hatten, lag natürlich zum einen an dem 1959/60 gestarteten 
Vorhaben der SPD, die beste CDU zu werden die es je  gab. 
Zum anderen lagen die Schwierigkeiten der Praktizierung 
der ,Auflockerungs1- und ,Erosions‘-S trateg ie auch in dieser 
S trateg ie selbst: Der außenpolitische Gegenüber der W est- 
Berliner Politik  war vor allem die DDR — die amerikanische ä 
,S trategie des Friedens' beinhaltete jedoch eine Politik  der®  
,selektiven1 Koexistenz, die Kooperation vor allem mit den 
osteuropäischen Staaten vorsah, verbunden mit dem Versuch 
der gleichzeitigen I s o l i e r u n g  der DDR.

Auf diesem H intergrund wird dann auch die große Hart­
näckigkeit der Berliner SPD-Spitze (beispielsweise was jede 
mögliche A u fw e rtung1 der DDR-Regierung angeht) erklärbar. 
Auch Ausfälle gegen die ,Zonenmachthaber1 sind daher nicht 
ohne weiteres als Rückfall in Kalte-Kriegs-Konzeptionen zu 
verstehen, wenn man diesen widersprüchlichen Kern der 
Übertragung der Kennedyschen Strateg ie auf die W est- 
Berliner Politik  im Auge behält. Von diesen Ausfällen sei 
hier nur einer angeführt, der a llerd ings durch den Gebrauch 
klinischer Begriffe in der politischen Auseinandersetzung in 
makabrer W eise an eine Zeit erinnert, in der W illy  Brandt aus 
guten Gründen aus Deutschland em igriert war:
„Das Ulbricht-System ist ein Krebsschaden am deutschen Volk. Es 
muß weg. Aber wenn ich im B ild bleiben darf: Falls m ir morgen 
jemand sagt — hoffentlich nicht sagen muß — , ich hätte Krebs, 
dann wäre es verständlich, ich würde diese Tatsache nicht wahr­
haben wollen. Aber es wäre gleichwohl eine bittere Tatsache. Es 
wäre dann nur die Frage, ob es zu spät wäre — was mich übrigens 
nur veranlassen kann, fü r die Gemeinschaftsaufgabe Volksge­
sundheit zu werben: Krebs ist besiegbar.“  5G)



. .  die Jugend der Zone ..

Die Berliner Rezeption der US-amerikanischen ,Friedens‘- 
S trateg ie kann — das wurde schon gesagt — mit den Jahren 
1962/63 als wesentlich abgeschlossen angesehen werden. 
Was dann fo lg t sind Präzisierungen und leichte Akzentver­
schiebungen auf beiden Seiten des Atlantiks. Einige Formu­
lierungen sollen jedoch ihrer Deutlichkeit wegen hier nicht 
vorenthalten werden. Auch deshalb nicht, weil in ihnen Vor­
schläge zum Ausdruck gebracht werden, die demnächst unter 
dem M otto : ,Die Verträge m it Leben erfü llen ' praktische 
Realität gewinnen können; Vorschläge — das muß man sich 
immer w ieder vor Augen führen —, die entworfen sind im 
Rahmen einer auf offensive Veränderung des Status quo ab­
zielenden Strategie.

tische Praxis solchen vor fast einem Jahrzehnt entwickelten 
Konzeptionen sehen. Um bei dem Beispiel ,Dle Jugend der 
Zone' zu bleiben — im ersten Bericht zur Lage der Nation der 
Brandt/Scheel-Regierung kann man nachlesen:
„W ir  sind dabei, ein europäisches Jugendwerk zu schaffen, und 
w ir wollen, daß auch die osteuropäische Jugend sich an diesem 
Jugendwerk beteiligt. Die Bundesregierung möchte aber, daß dieses 
europäische Jugendwerk es den jungen Menschen von drüben er­
möglicht, einmal in die Bundesrepublik oder in das westliche 
Ausland zu reisen — alles Möglichkeiten, die je tzt noch nicht 
gegeben sind. Wie wäre es eigentlich — um ein weiteres Beispiel 
der möglichen Lösungen aufzuzeigen — m it großen Jugendlagern, 
vielleicht in  den bayerischen Alpen oder auf der Insel Rügen, 
um über dessen Weg, über die jungen Menschen das an Verbin­
dungen zu schaffen, was möglich ist?“  61a)

In einem Memorandum vom August 1964, in dem W illy  Brandt 
dem damaligen US-Außenminister Dean Rusk seine Vorste l­
lungen über die P olitik  gegenüber den osteuropäischen Staa­
ten darlegt, füh rt er unter anderem aus:
„Das westliche politische Denken geht in zunehmendem Maße da­
von aus, die osteuropäischen kommunistischen Staaten nicht mehr 
als bloße Satelliten der Sowjetunion zu betrachten (. . .) Dies ist

Ialso das Thema: fü r  die nächste Periode erscheint es wünschenswert 
\n d  nicht aussichtslos, die osteuropäischen Staaten in möglichst 
zahlreiche Kommunikationen zu verweben.“  S7)
„Über konkrete, bis auf weiteres zwangsläufig begrenzt bleibende 
Formen der wirtschaftlichen und kulturellen Zusammenarbeit 
hinaus kommt es entscheidend darauf an, eine Perspektive gut­
nachbarlicher Beziehungen deutlich werden zu lassen. Gerade auf 
diese Weise können Kräfte der Evolution ermutigt und gefördert 
werden.“  68)
„Handel m it den osteuropäischen Staaten ist kein Selbstzweck.
Er muß im Gesamtrahmen der westlichen P o litik  gewertet und 
fortlaufend überprüft werden. Wo immer möglich, sollten ökono­
mische m it kulturellen Vereinbarungen . . . und — wo dies sachlich 
geboten ist — m it humanitären Regelungen verknüpft werden.“  59J

Nun, daß die .humanitären Regelungen' an letzter Stelle und 
m it Einschränkungen genannt werden, ist nicht aufregend. Es 
entspricht der Strategie, steht allerd ings im W iderspruch zu 
den öffentlichen Bekundungen Brandts, in denen die offensive 
Absicht dieser S trateg ie m it der griffigen (und wahrlich oft 
genug gegriffenen) Formel ,Menschliche Erleichterungen' ver­
deckt werden soll.

Aber we iter in Brandts Memorandum. Er hat inzwischen 
für 1965 w ieder Kanzlerkandidat der SPD —) zu seiner 

P o lit ik  der .Durchdringung' schon recht konkrete Vorste llun­
gen, die er Rusk auf mehreren Seiten entwickelt. Da ist die 
Rede von einer anzustrebenden handelspolitischen O rd­
nung, „in  der auch nationale W irtschaften der osteuropäischen 
Völker ihren Platz finden können“ ; auch von der großen 
psychologischen Bedeutung gemeinsamer technischer Groß­
projekte, wofür er vor allem auf den Gebieten Energiew irt­
schaft und Verkehrswesen Vorschläge unterbreitet. Und auch 
fü r das G ebiet der kulturellen Vereinbarungen hat sich 
Brandt einiges ausgedacht. Das reicht vom Austausch von 
Filmen bis zu dem Vorschlag, „d ie  Träger der Heilfürsorge 
könnten außerdem in Aussicht nehmen, die gegenseitige Be­
nutzung ihrer Einrichtungen in Kur- und Erholungsorten zu 
vere inbaren“ 60). Mehr jedoch als an kurenden Rentnern 
scheint Brandt an der Jugend der sozialistischen Länder in te­
ressiert. Ein „Jugendaustausch m it osteuropäischen Staaten“ , 
möglicherweise „ein allgemeines Jugend-Festiva l“ schwebt 
ihm vor und außerdem
„sollte überlegt werden, wie man zum Beispiel die Jugend der 
Zone in allgemeine Jugendveranstaltungen hineinziehen kann“  61).

Eben solche Überlegungen bestimmen seit der Regierungs­
übernahme durch die Sozialdemokraten die bundesdeutsche 
Außen- und Deutschlandpolitik. Es ist geradezu frappierend, 
wie ähnlich Regierungsvorschläge und die (angestrebte) po li­

Warten auf Bonn

A ll diese Pläne konnten nun vorerst nicht in die Praxis um­
gesetzt werden; auch die Bundestagswahlen 1965 hatten 
hierzu nicht den gewünschten Erfolg. Die Sozialdemokraten 
saßen mit Ihren Konzepten noch immer auf der W artebank. 
Als schließlich im Herbst 1966 die Regerung Erhard den 
Bankrott erklären mußte, sahen sie ihre Stunde gekommen: 
Die Große Koalition. Bedenken, m it diesem Verfahren der 
Ö ffentlichkeit die Fragwürdigkeit des bürgerlich-parlam en­
tarischen Systems noch einmal mehr und zugleich in seltener 
Deutlichkeit zu demonstrieren, wurden zurückgestellt. Das 
Z ie l .Regierungsbeteiligung um jeden Preis' gab den Aus­
schlag und die CDU dachte nicht daran, die hilfreiche Hand 
auszuschlagen — hatte sich doch ein tüchtiger Partner dafür 
gefunden, das Versagen der CDU nicht zu offensichtlich 
werden zu lassen und die Erhardsche Konkursmasse zu 
übernehmen.

Die Ressorts, die nun von SPD-M inistem  übernommen wer­
den, korrespondieren genau m it den Bereichen, in denen die 
.Unions-Parteien' m it ihrer P o litik  am Ende sind. Allen voran 
das W irtschaftsm inisterium  m it Karl Schiller, der die über­
holten M itte l des Erhardschen Neoliberalism us durch ein in 
Anlehnung an Keynes entw ickeltes modernes Instrumentarium 
ersetzt und im Sinne des Kapitals anzuwenden weiß. Aber 
auch in den Außenressorts sitzen nicht zufä llig sozialdem o­
kratische Politiker: W illy  Brandt (Außenminister), Jürgen 
Wlschnewski (M in ister für wirtsch. Zusammenarbeit) und 
Herbert W ehner (M in ister für .gesamtdeutsche Fragen').
Das bestätig t W illy  Brandt in einem .Spiege l'-ln terview  kurz 
nach Zustandekommen dieser M am m ut-Koalition. Er erklärte, 
daß sich die Sozialdemokraten fü r die „besonders schwierig 
gewordenen Ressorts des Auswärtigen und der .gesamt­
deutschen Fragen' “ zur Verfügung geste llt hätten, um „gern 
den Versuch zu machen, hier w ieder Boden unter die Füße 
zu bekommen“ 62).

Es dürfte an dieser Stelle interessant sein anzumerken, daß 
zu den Befürwortern einer Großen Koalition auch der dama­
lige Präsident des .Bundes der Vertriebenen', Wenzel Jaksch, 
gehörte. Er begründete das schon ein Jahr zuvor — mit der 
Stagnation der Bonner O stpo litik !
Die .W eit' berichtet am 16. November 1965:
„Von der Regierungsmehrheit in Bonn ist nach Ansicht des Prä­
sidenten des Bundes der Vertriebenen und SPD-Bundestagsab- 
geordneten Wenzel Jaksch keine konstruktive Ostpolitik zu er­
warten (. . .) Einzige tragfähige Grundlage, um die außenpolitische 
Isolierung zu durchbrechen wäre eine Regierung der Großen 
Koalition in Bonn m it dem SPD-Vorsitzenden W illy  Brandt als 
Außenminister.“  e3)

Der gleiche „kam pferprobte Sozialdem okrat aus dem 
Böhm erwald“ (W illy  Brandt) hatte noch wenige Monate zu­
vor seine recht eindeutigen Auffassungen von einer Ver-
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handlungsstrategie im Fernsehen so erläutert:
„Gelingt es, durch irgendeine Entwicklung in der W eltpo litik  
eine neue Situation eine Verhandlungssituation gegenüber dem 
Ostblock zu schaffen, dann muß man natürlich nach dem ABC  
Vorgehen, und w ir  werden nicht sagen, es muß zuerst Danzig vor. 
Ich w ill nichts gegen Danzig gesagt haben. Aber w ir werden 
natürlich sagen, Berlinfrage zuerst, Mitteldeutschland, das D ring­
lichste. . .“  64)
Und in dem im gleichen Jahr erschienen Opus ,W esteuropa- 
O steuropa-Sow je tunion1 führt dieser ostpolitische Vorwärts­
stratege der SPD aus, wie er sich die von ihm geforderte

konstruktive  O s tp o litik1 vorste llt:
„Erst wenn der ganze europäische Westen seine Bereitschaft kund­
tut, evolutionäre Entwicklungen im Ostblock Zug um Zug m it 
einer P o litik  der wirtschaftlichen Partnerschaft zu erwidern, 
werden östlich des Eisernen Vorhangs die Kräfte der Bewegung 
m it klaren Zielsetzungen gegen die Kräfte der Beharrung antreten 
können. . .“ .G5J

Wenzel Jaksch baut auf Brandts S trateg ie; ihm war die M ög­
lichkeit, auch noch ,F riedenspolitiker‘ zu werden, le ider nicht 
mehr vergönnt . . .

III. Zur Praxis sozialdemokratischer Ostpolitik
„D er neue Schwung in der Außenpolitik der Koa litions­
regierung w ird leicht überschätzt, weil es in der Bundes­
regierung ein Novum ist, daß in der Außenpolitik über­
haupt etwas geschieht. ( . . . )  Das erfrischende Tempo der 
ersten A ktiv itä ten des neuen Außenministers macht den 
Eindruck, als habe man das Steuer gedreht. Der Eindruck 
ist falsch. Das Neue der K oa litionspo litik  b le ib t partie ll. 
Der S til ist neu, M itte l und Methoden werden flexibe l.
Die gröbsten Fehler werden ausgebügelt, die BRD ent­
geht doch noch der Isolierung und wird nicht endgültig zum 
Störenfried der europäischen Szene. Vorweg handelt es 
sich um eine längst fä llige  und notwendige Anpassung 
an die europäische S itua tion .“ 00)

Diese aus dem Jahre 1967 stammende Einschätzung Ursula 
Schmiederers läßt sich im Grunde auch auf die Politik  der 
SPD/FDP-Koalition übertragen.
Gerhard Schröder hatte als Außenminister schon unter Erhard 
versucht, eine realistischere Außenpolitik zu praktizieren — 
gegen erheblichen W iderstand in der Parteiführung und 
Fraktion der CDU. Erste, wenngleich bescheidene Ergebnisse 
dieser vorsichtigen Neuorientierung (an der Entspannungs- 
S trateg ie der USA) waren die Errichtung von Handelsm issio­
nen in Polen (1963) und Rumänien, Ungarn und Bulgarien 
(1964). Am Beispiel Schröder läßt sich zeigen, daß jeder 
bürgerliche Politiker, auch einer von der CDU, als Außen­
m inister eine Politik  in dieser Richtung betre iben muß(te).
In der Substanz stim m t Schröders O stpo litik  m it der von 
Brandt und Scheel betriebenen bereits überein. Daß die 
Differenzen zwischen C D U/CSU und SPD in dieser Frage 
auch heute nicht wesentlicher Natur sind, haben die Debatten 
um die Ratifizierung der O stverträge gezeigt, die inhaltlich 
weitgehend Schattengefecht waren. Es ging nicht um das 
,ob‘ sondern das ,w ie‘, Barzel sprach von ,So nicht' und V e r ­
besserungen1. Um es m it der fast schon klassisch gewordenen 
Formulierung des FDP-Abgeordneten Gallus auszudrücken: 
„D ie CDU/CSU käm pft am Tage gegen die Verträge, bei Nacht 
beten sie darum, daß sie angenommen werden

Trotz der Übereinstimmung in der Substanz g ib t es im V er­
hältnis zur O stpo litik  jedoch auch eine spezifische Differenz 
zwischen den beiden großen bürgerlichen Parteien. Lassen 
w ir hierzu am besten die Regierung Brandt selbst zu W ort 
kommen:
„Nach Osten hin haben schon frühere Bundesregierungen die Hand 
zu einer P o litik  der Versöhnung ausgestreckt. (. . .)  Wenn sich 
die gegenwärtige Bundesregierung durch ihre In itia tiven weitere 
Möglichkeiten eröffnet hat als ihre Vorgängerinnen, dann steht 
dahinter nicht eine Veränderung der Ziele deutscher Politik. 
Verändert hat sich aber die Intensität der Bemühungen um einen 
Ausgleich in Europa.“  G7)
H ier ist der Nagel auf den Kopf getroffen. In der Tat, die 
I n t e n s i t ä t  m it der die ,Friedens‘-S trateg ie in Praxis um­
gesetzt wird hat sich geändert; sogar sehr deutlich und sicht­
bar. Die SPD-Führung hat sich — das wurde im Vorhergehen­
den ausführlich darge legt — sehr viel früher intensiv mit 
solchen Konzepten beschäftigt und angefreundet, als das in

der CDU/CSU der Fall war. Sie hat darüberhinaus (aus ver­
schiedenen Gründen) nicht soviel Schwierigkeiten, die er­
starrten Revanche-Pläne abzustreifen. Die größere F l e x i ­
b i l i t ä t  bedeutet jedoch keineswegs eine geringere 
A g g r e s s i v i t ä t  ihrer Politik. Diese ist lediglich in sub tile ­
re, wenn man so w ill: zeitgemäßere Formen geschlüpft; sie er­
schöpft sich eben nicht — was W illy  Brandt schon an Kennedy 
begrüßte — im ,W affengeklirr1 und ebensowenig in einer 
plumpen P o litik  der Stärke. i

Es ist an dieser S telle nicht uninteressant, einmal einen 
Exkurs zu der Frage zu machen, wie diese sozialdemokratische 
O stpo litik  in der DDR eingeschätzt wird. Auf dem VII. Parte i­
tag der SED (1967) führte dazu W alter U lbricht u.a. aus:
„. . . Das Wesen dieser P o litik  ist also völlig  klar. M it H ilfe  
taktischer Beweglichkeit, die besonders die sozialdemokratischen 
Minister glaubhaft machen sollen, da man sie Herrn Strauß oder 
Herrn Seebohm oder auch Herrn Kiesinger allein nicht glauben 
würde, soll die Gefahr der Isolierung der westdeutschen Imperia­
listen gebannt und zugleich der Weg fü r ein Eindringen in die 
sozialistischen Länder geöffnet werden.. .“  G8/)
Noch 1970 äußerte sich U lbricht in ganz ähnlichem Sinne: 
„D ie Bildung der Regierung unter Führung des Sozialdemokraten 
Brandt ist m it der gegenwärtigen Phase der Globalstrategie der 
USA nicht nur vereinbar, sondern auch abgestimmt. Nach dem 
Scheitern der bisherigen Taktik der O stpolitik halten es große 
Teile der herrschenden Klasse der USA fü r erfolgreicher, nicht nur 
m it dem Konservativismus der CDU/CSU, sondern vorrangig m it 
den Sozialdemokraten gegen die sozialistischen Staaten zu 
kämpfen.“  69<)

Diese im Großen und Ganzen recht realistischen Beurte ilun­
gen sind vor allem deshalb zitiert, weil in letzter Ze it so etwadj 
aus der DDR nicht mehr zu hören ist. Honnecker vie lm ehr ha t 
(wohl unter Druck aus Moskau) 70) sich veranlaßt gesehen, 
trotz der im Übrigen beibehaltenen scharfen K ritik  des 
,Sozialdem okratism us1 zu äußern:
„ . . . W ir berücksichtigen aber auch besonders vom Standpunkt 
der Außenpolitik die positive Seite der Regierung Brandt.“  7i)
Die DKP schließlich stim m t vollends in den Friedenschor mit 
ein — und unterstützt dam it fatal die Bemühungen der SPD, 
die längst überfälligen Bindungen der Arbeiterklasse an die 
Sozialdem okratie zu konservieren bzw. noch zu verstärken.

Im Urteil U lbrichts hingegen kommt noch zum Ausdruck, 
welch w ichtige, ja  unentbehrliche Funktion eine sozialdemo­
kratische Regierung(sbeteiligung) fü r die Praktizierung 
flex ib le r Strategien des Imperialismus hat. Seine Analyse be­
finde t sich in diesem Punkt in vo ller Übereinstimmung mit 
dem, was John F. Kennedy zehn Jahre zuvor schon über die 
Bedeutung der Sozialdemokraten sagte (s. o.l) und dem was 
W illy  Brandt im Jahre 1967 in einem Vortrag vor der S o z ia li­
stischen Internationale1 unterstrich:
„  . . . wenn ich bei früheren Gelegenheiten von Möglichkeiten der 
Transformation des Konfliktes gesprochen habe in einem Wett­
streit m it friedlichen M itteln, so ist fü r mich offensichtlich, daß den 
sozialdemokratischen Parteien eine besonders wichtige, ja unent­
behrliche Rolle dabei zu fä llt.“  72_)



Diese ,historische M ission' schicken sich die Sozialdemokraten 
eben an zu erfüllen. Die O stverträge waren weniger Be­
standteil der von Brandt und Bahr entworfenen P o litik  der 
D urchdringung ' als vielm ehr Voraussetzung für ihre Prakti- 
zierung. Nun werden die Verträge von Moskau und Warschau 
m it Leben erfü llt. Das ,H andelsb la tt' berichtet — um nur ein 
Beispiel herauszugreifen — am 12. Juni 1972 unter der 
Schlagzeile „D ie  Ära der UdSSR-Kooperation beg innt“ :
„D ie neue Situation schlägt sich in intensiven Kontakten hoch­
rangiger Vertreter der westdeutschen Industrie m it den maßgeb­
lichen sowjetischen Stellen nieder. A u f der Besucherliste stehen die 
Firmen Hoechst, Daimler-Benz, BASF, Mannesmann, AEG- 
Telefunken, O tto W olf und Krupp . . . “  n )
Der ,S piegel' berichtet eine Woche später unter der Über­
schrift „W ahrhafter Boom“ ähnliches von der Posener Messe 
und Berthold Beitz äußerte nach seinem Polen-Besuch die 
Vermutung, daß deutsche Unternehmen „sehr schnell“ auch 
in Polen Kap ita lbete iligungen erwerben d ü rfte n ...
In ähnlicher Richtung äußerte sich schon im April W irtschafts­
m inister Karl Schiller. In einem für das ,Handelsb la tt' ge­
schriebenen A rtike l g ib t er zu den Motiven der Entspannungs­
p o litik  — etwas weniger verklausuliert als sein Regierungs­
chef — an: Es müßten
„Verständigung und Entspannung den wirtschaftlichen Beziehungen 

mas Terrain ebnen“  m it dem Ziel, „zwischen dem System einer 
zentralen Planung . . .  und unserem marktwirtschaftlichen System 
m it einer Vielzahl privater Unternehmer Brücken zu schlagen.“  74

Daß all diese Bestrebungen darauf abzielen, durch K ap ita l­
beteiligungen und sonstige ,Verwebungen' eine schleichende 
Restauration des Kapitalism us in den Ländern des W ar­
schauer Pakts voranzutreiben, läßt sich erkennen. Ob dieser 
Versuch gelingen wird, darüber kann man vorerst nur orakeln, 
genauso wie über die dam it zusammenhängende Hoffnung, 
die W illy  Brandt schon 1963 zum Ausdruck brachte, als er 
sagte:
„Es spricht heute v ie l dafür, daß die Enkel Chruschtschows sich 
möglicherweise noch Kommunisten nennen, aber in W irklichkeit 
keine mehr sein werden.“  ,SJ
Besser als dieses Orakeln wäre indes, zu erreichen, daß 
seine eigenen Enkel keine Sozialdemokraten mehr sind — 
sondern revolutionäre Sozialisten!

Nachtrag: Eine Friedenskarriere

Die Penetranz des Friedensgeredes hat nun auch nach der 
»Ratifizierung nicht abgenommen. W illy  Brandt — einmal 
"richtig ,drin ‘ — tun sich (nachdem inzwischen die O stpo litik  
etwas von ihrer A ttrak tiv itä t eingebüßt hat) in vielen Berei­
chen Friedensperspektiven auf; das Betätigungsfeld eines 
Friedens-Nobel-Preis-tragenden Kanzlers scheint in dieser 
H insicht schier unbegrenzt zu sein. Auch Um w eltpo litik  sei 
,F riedenspolitik ', meint er kürzlich. Aber dam it nicht genug.
In der Sonderausgabe des Bulletin der Bundesregierung vom 
30. Juni 1972 kann man gar nachlesen:
„Friede und Sicherheit in  Europa, verflochten in das K ra ft- und 
Spannungsfeld der Weltmächte, hängen von dreierlei Faktoren ab 
—  von der weltweiten Balance, dem Kräfteverhältnis auf unse­
rem Kontinent und dem verläßlichen Zusammenspiel von regiona­
ler und globaler Abschreckung des Atlantischen Bündnisses. . .“  76J 
D ieter Senghaas hat zum Wahnsinn der Droh- und A b­
schreckungspolitik eine ausgezeichnete A rbe it erste llt. Der 
T ite l: ,Studien zur K ritik  organisierter F r ie d lo s ig k e it '. . .77) 
Nun denn — auch die Abschreckung läuft inzwischen unter 
.Friedenspolitik '.

Aber we iter im Text:
„N u r die Solidarität des westlichen Bündnisses w ir die Entwick­
lung der Europäischen Gemeinschaften, den politischen Einigungs­
prozeß Europas abschirmen und einer P o litik  der Entspannung 
militärischen Rückhalt geben können.“  76)
Es soll hier auf die Funktion der NATO, die Einheit des Kapi-

Protokoll in Plüsch

talismus in W esteuropa m it allen M itteln ,abzuschirmen' 
nicht im Einzelnen eingegangen werden — Griechenland und 
die Türkei bieten anschauliche Beispiele hierfür. In unserem 
Zusammenhang ist interessant, daß nunmehr auch die NATO 
als friedensw ichtiger .Rückhalt' der Entspannung eingestuft 
w ird.
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Die Anstrengungen auf dem G ebiet der .Friedens'-Rüstungs- 
po litik  lassen sich nun in der Tat auch durchaus sehen. Die 
Bundesrepublik versteht sich eben „m it allen ihren Kräften als 
iine Friedensmacht“ (W illy  B ra n d t)70). Ein vergleichender 

Blick auf den prozentuellen Ante il der M ilitärausgaben an 
den Staatsaufgaben erg ib t: W ährend von 1968—1971 dieser 
Ante il in allen (!) anderen 13 NATO-Staaten kontinuierlich 
und zum Teil sogar um fast ein D ritte l zurückging, nahm in 
der Bundesrepublik dieser Ante il m it derselben Kontinu ität 
z u !80) Sogar das Kapital-Sprachrohr ,Handelsblatt' ist baff — 
die Industrie mag sich von dieser Bundesregierung wohl kaum 
trennen:
„Auch die Opposition w ird, wenn sie die Regierungsverantwort- 
tung über nehmen sollte, keinen größeren Kuchen vom Gesamt­
haushalt fü r die Verteidigung herausbrechen können.“  81)
Bei den jüngsten Haushaltskürzungen wurde fo lgerichtig  der 
M ilitärhaushalt um 0,4% gekürzt, der B ildungshaushalt wurde 
— zum Vergleich — zehnmal so stark zusammengestrichen. 
Das M otiv für diese ,Verteidigungs‘-P olitik? Sicherlich nicht 
die Interessen der Rüstungskonzerne und die Bedeutung der 
Rüstungsproduktion bei der Behebung der strukturellen 
Verwertungsschw ierigkeite des Kapitalismus. Nein — der 
Bundeskanzler trägt auch in seiner N ATO -Politik  Rechnung 
nicht den Interessen ein iger weniger, sondern den Bedürf­
nissen der ganzen Menschheit; genauer — wie könnte es 
anders sein — ihren Friedensbedürfnissen:
„Dieses Verteidigungsbündnis entspricht der Friedenssehnsucht 
unserer Völker.“ 82 )

Friedenspolitik harte Arbeit

Es ist nun alles andere als einfach, F riedenspolitik  zu be­
treiben, zumal auf so vielen Gebieten gleichzeitig. Ächzend 
unter dieser Last, aber mit ungebrochener S tandhaftigkeit 
bekannte W illy  Brandt zwei Tage nach Empfang des Friedens­
nobelpreises in der Hauptkirche von Stockholm:
„Jeder muß wissen, daß dies harte Arbeit auf steinigem Boden 
ist, und daß man dafür nicht nur Lob erntet, und nicht einmal 
nur Zustimmung. Aber es kommt weniger auf das Lob und die 
Zustimmung an, als auf das zähe Weiterverfolgen dessen, was 
man als richtig erkannt hat.“  83)

„F riedenspo litik  harte A rb e it“ verm erkt lakonisch der Heraus­
geber der Brandt-Rede neben diesem Passus. Seien wir 
dem Bundeskanzler doch behilflich, diese schwere Bürde, 
seinen Friedensmantel, abzulegen:

Daß die Politik W illy  Brandts mit Frieden wenig gemein hat, 
dürfte die Analyse ihrer Entstehungsgeschichte in hinreichen­
der Ausführlichkeit dargelegt haben. Es wurde extra 
darauf geachtet, ihn selbst dabei genügend o ft zu W ort 
kommen zu lassen. Daß die Motive dieser Politik heute die 
gleichen sind wie damals, läßt sich aus jüngsten Äußerungen, 
mehr aber noch aus der tatsächlich praktizierten Politik 
herauslesen. Auch die Ausrichtung an der US-Strategie 
besteht 1972 genauso wie zehn Jahre zuvor — nämlich in 
vollem Umfang. Für das „brennende Interesse unserer west­
lichen Verbündeten an der Ratifizierung der Verträge“ (Die 
Zeit) soll hier ste llvertretend eine von vielen Äußerungen 
herangezogen werden. Der deutsche Botschafter in W ashing­
ton, Pauls, im ,Spiegel' zu den Folgen einer Nicht-Ratifizie 
rung der O stverträge:
„D ie Parallelität der deutschen und der amerikanischen Außen­
po litik  würde empfindlich gestört.“  84)

Wenn sich die regierenden Sozialdemokraten heute dennoch 
als .Friedensbringer' darzustellen versuchen, so ist das nur 
möglich auf dem historischen H intergrund einer revanchisti­
schen .Politik der Stärke', die die SPD (seit 1960 sogar un­
eingeschränkt) mitgemacht und unterstützt hat. Gerade sie 
hat enorme Kräfte darauf verwandt, die Kalte-Kriegs-Psychose 
in die Bevölkerung hineinzutragen. Und versuchte dabei 
sogar zeitweise die CDU auszustechen. Der .Stern' berichtet 
über die Phase nach 1960:
„Fortan war die CDU vor keinen Überraschungen mehr sicher.
Als CDU-Kanzler Konrad Adenauer Zeichen außenpolitischer 
Vernunft zeigte und behauptete, er habe nie die Anerkennung 
der Grenzen von 1937 gefordert — ,lch bin doch nicht verrückt' — 
erregte sich die SPD: ,Preisgabe deutscher Rechtspositionen.' Als 
Adenauers Nachfolger Ludwig Erhard eine Rede des damaligen 
polnischen Ministerpräsidenten Cyrankiewicz über die Endgültig­
keit der Oder-Deiße-Grenze gelassen hinnahm, jammerte Webner, 
daß es ihm ,kalt ans Herz gre ift'.“ 85)
Nachdem sie derart zur Verbreitung der Kalten-Kriegs-Psy- 
chose, vor allem auch des m ilitanten Antikommunismus, 
beigetragen hat, versucht die SPD-Führung heute als ,W eißer 
Riese' sich aufzuspielen, der eben diesen ,G ilb ‘ restlos, auch 
gegen den W iderstand der CDU/CSU, auszutreiben bereit ist.

Dies zeigt gleichzeitig, wie wenig die .neue' O stpo litik  als 
,Vorpreschen' zu verstehen ist: Sie ist das Nachholen jahr- ™  
zehntelanger Versäumnisse. W ie sehr die Bundesrepublik 
gerade auch in Bezug auf die amerikanischen ,Friedens‘- 
S trategien ins H intertreffen geraten ist, macht ein Vergleich 
der immer noch aufrechterhaltenen W eigerung, die DDR 
völkerrechtlich anzuerkennen, mit einer Äußerung W alter 
Lippmanns aus dem Jahre 1959 (!) deutlich. Erwandte sich 
schon damals am 9. A pril in der New York Herald Tribüne 
gegen die Adenauer-Doktrin der Nicht-Anerkennung — mit 
folgendem Argument:
„Für eine Anerkennung der Tatsache, daß es zwei Deutschland 
und deshalb eine spezielle Situation in Berlin gibt, spricht folgen­
des: Eine solche Anerkennung ist unsere beste Chance, fü r eine 
ordnungsgemäße Evolution in Deutschland zu sorgen.“ 8B)

Zusammenfassend läßt sich — um w ieder auf W illy  Brandt 
zurückzukommen — festha lten: Was Moritz Pfeil 1960 in seiner 
schon einmal herangezogenen ,S piegel‘-Kolumne anläßlich der 
Nominierung Brandts über dessen Karriere sagt, tr ifft mehr 
noch auf seine ,Friedens‘-Karriere zu:

„ . . .S ie  (die Nominierung W illy  Brandts, der Verf.) bedeutet im 
Kern, die C D U m it den Waffen der CDU schlagen zu wollen:
. . . m it einem Politiker, dessen Karriere vom Kalten Krieg be­
feuert wurde. . .“ 87)
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Sport in der Leistungsgesellschaft
„Harmonische Charaktere zu bilden und zu 
formen, sollte das erstrebenswerte Endziel 
jeder sportlichen Erziehung sein. Zu einem 

' harmonischen Charakter gehören: Ehrlich­
keit sich selbst und anderen Menschen 
gegenüber, Wahrheitsliebe, anständiges Be­
tragen, D isziplin und Vermeidung jeder 
Rohheit und Gemeinheit in Worten und 
Elandlungen.“
„D ie Athmosphäre der Freiheit und Unge­
bundenheit, in der sich deutliches Geschehen 
abspielt, das emotionale Aufgewühltsein der 
im Sport Handelnden, das Verhaftetsein 
des sportlichen Tuns in der tragenden Tie­
fenschicht der Person und in einem anderen 
Lebensbereich m it der gleichen Eindeutigkeit 
sich offenbarende ganzheitliche Funktion der 
menschlichen Leib-Seele-Einheit verführen 
selbst äußerst verschlossene und zurückhal­
tende Menschen dazu, sich in Sport und 
Spiel m it größter Offenheit zu geben." 
„Richtiger Sport kennt nur echte Menschen.“ 
„Sport ist Erneuerung aus kosmischer Le­
benskraft.“

An solche Auffassungen, die te ils  aus 
dem Lexikon des Sport, te ils  aus A uf­
sätzen von führenden deutschen Sport 
theoretikern stammen, mag W illi Daume 
gedacht haben, als er „e ine immer s te i­
gende Einengung der Freiheit des In­
dividuums im Produktionsprozeß“ fes t­
stellte.
„D ie Zwänge im Raume der Arbeitswelt 
werden immer unerträglicher. Sie verlangen 
gebieterisch die Erweiterung der Freiheits­
räume dort, wo die Produktion nicht mehr 
die Bedingungen diktiert. D ort muß der 
Mensch um des Menschen w illen die Freiheit 
wiedergewinnen, vor deren Verlust man ihn 
in der Arbeitswelt nicht bewahren kann." 
(W illi Daume, Sport und Gesellschaft, 
in der Ze itschrift „D ie  Leibesübungen“ 
7/1970 S. 9)
Solche Äußerungen machen deutlich, 
wozu Sport letztlich vorg ib t zu dienen. 
Sport hat die Aufgaben, den Individuen 
das zurückzugeben, was ihnen der mo­
derne Arbeitsprozeß versagt.

W ie sieht dieser Sport aus, dem solche 
Kräfte zugestanden werden, in den von 
privater wie auch von staatlicher Seite 
(Betriebssport, Deutsche Sporth ilfe , 
G oldener Plan usw.) immer größere 
Summen hineingesteckt werden? 
W ichtigstes Element, nicht nur im S p it­
zensport, sondern auch im Breitensport, 
ist die sportliche Leistung.

„Eine Leibeserziehung ohne Leistungsan­
forderung trägt diesen Namen zu unrecht,

leisten, und zwar angemessen leisten ist eine 
conditio sine qua non der Leibeserziehung." 
So Christian Lupke in einem Beitrag über 
Talentförderung (Die Leibeserziehung 
11/1967, S. 373).

Streben nach Leistung finde t in der Ar- 
beits- und Berufswelt seinen Ausdruck. 
Le istungsfäh igkeit in Bezug auf hohe 
Produktivität, ökonomischen W ettbewerb, 
materiellen Verdienst, Berufsausübung 
und soziale M ob ilitä t ist heute zu einem 
gesellschaftlich sanktionierten Verhal­
tensmuster geworden, das heißt, ge for­
dert ist die Entwicklung eines jeden 
Menschen zur höchsten Stufe der Ver­
wertung seiner Fähigkeiten. Zugleich 
drückt sich durch die Vorherrschaft des 
Leistungsprinzips der Erfolg menschlichen 
Handelns in der Erreichung bzw. Über­
bietung festge leg te r Leistungsnormen 
aus.
Das Prinzip der Leistung ist bis in die 
untersten Bereiche des Breitensports 
institu tionalis ie rt. So wurden zum Bei­

spiel Sportabzeichen und Bundesjugend­
spiele eingerichtet. Vordringlichste A uf­
gabe der Sportvereine ist es, W e tt­
kämpfe durchzuführen. Sport ohne W e tt­
kampf und ohne Leistungsmoment ist 
kaum noch vorstellbar.
Für die Entwicklung des Sports ist kenn­
zeichnend, daß die Merkmale des 
Leistungssports w ie: Leistungsmessung, 
-Steigerung und -vergleich fü r alle Be­
reiche des Sports angestrebt werden.
Die Erziehung zur sportlichen Leistung 
und dam it der Transfer zu einer nicht f lP  
hinterfragbaren allgemeinen Leistungs­
bereitschaft, soll nicht zuletzt auch im 
Sportunterricht der Schulen erreicht 
werden. Durch die Einführung von Nei- 
gungs- und Leistungsgruppen und durch 
besondere Begünstigungen derLeistungs- 
stärksten (zum Beispiel bei dem W ett­
bewerb „Jugend tra in ie rt fü r O lym pia“ ) 
wird versucht, Motivationen für nicht 
hinterfragbare Leistungen zu schaffen.
Das Erziehungsziel des Sportunterrichts 
ist Streben nach Leistung und Freude an 
der Leistung.

Joseph Nöcker s te llt in einem Beitrag 
„Z ur Förderung des Le istungssports“ 
(Leibesübungen 10/1967) fest:
„Der Spitzensport ist fü r  den Breitensport 
unerläßlich. Er schafft die Vorbilder fü r  
unsere Jugend, denen sie nacheifern" und 
„alles hat zurückzustehen, wenn es gilt, die 
einmalige Chance der Ausrichtung der 
Olympischen Spiele 72 m it ihrer cmotioncl-4* 
len, in alle Teile unseres Volkes ausstrah- 
lenden K ra ft m it der letzten Konsequenz zu 
nützen."
Der Spitzensport hat also die Aufgabe, 
die M otivation fü r Leistung zu schaffen 
und gleichzeitig Leistungsmaßstäbe zu 
setzen.
Rigauer hat in „S po rt und A rb e it“ (edi- 
tion suhrkamp 348) nachgewiesen, daß 
Leistungssport und A rbe it die gleichen 
Strukturen aufweisen und nach den g le i­
chen Prinzipien funktionieren. So orien­
tieren sich zum Beispiel moderne 
Trainingsmethoden (Interva lltra in ing) an 
den von den Arbeitswissenschaftlern ent­
wickelten refa-Methoden.
Leistungssport und gesellschaftliche A r­
be it verinnerlichen das Prinzip der 
Leistung zu einer zentralen Kategorie 
ihrer Z ie l- und Zwecksetzungen. Damit 
geht es also nicht vorrangig um die 
sportliche Betätigung, um die Leibes­
übung oder besser um das Realisieren 
sensomotorischer Fertigkeiten, sondern 
um das Erbringen einer Leistung, die
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letztlich nur noch um ihrer selbst willen 
angestrebt und erbracht wird. Dieses 
gleiche Prinzip in Leistungssport und 
A rbe it ist jedoch tendenziell auch in dem 
Bereich des Breitensports nachzuweisen, 
wodurch über die These von Rigauer 
hinaus (daß Leistungssport und A rbe it 
die gleichen Strukturen aufweisen und 
nach den gleichen Prinzipien funktion ie­
ren) die These aufzustellen ist, daß 
Sport überhaupt eine höhe A ffin itä t zu

Sportliche Leistungen bieten die M ög­
lichkeit, Aggressionen abzuleiten. Die 
zunehmende Einengung der Freiheit des 
Individuums im Produktionsprozeß, das 
Auseinanderfallen von individuellen Be­
dürfnissen und Anforderungen im A r­
beitsprozeß und die zunehmende un- 
durchschaubarkeit gesellschaftlicher Zu­
sammenhänge für die überwiegende 
M ehrheit der Bevölkerung werden fes t­
geste llt und als notwendige Folge der

dem  Handlungssystem Arbe it aufweist. 
P enn  jegliche sportliche Betätigung ist 
mit dem Ziel des Vergleichs verbunden 
(und sei es auf der unterstmöglichen 
Ebene).
Die zunehmende strukture lle Angleichung 
des Sports an die industrie lle A rbe it 
zeigt ebenfalls deutlich, daß die Eigen­
ständigkeit des Sports nicht mehr ist, als 
ein illusionärer Wunsch der unpolitischen 
BRD-Sporttheorie; ein Wunsch a lle r­
dings, dem die realen Tendenzen in der 
gesellschaftlichen Stellung des Sports 
genau entgegenkommen.
Die Vereine und Verbände zeigen durch 
diese Angleichung nicht nur, daß sie 
„fo rtsch rittlich “ sind, indem sie aus­
differenzierte und bewährte Verwaltungs­
techniken übernehmen, sondern vor 
allem auch, daß sie dem aus dem Arbe its­
bereich übernommenen Konkurrenz- und 
Erfolgsverhalten tota l unterliegen, denn 
heute ist es für die Vereine und Ver­
bände wichtiger, die M itgliederzahlen zu 
steigern, als die Bedürfnisse der M it­
g lieder zu befriedigen.

modernen A rbeitswelt aufgefaßt. (Vgl. 
Z ita t von W illi Daume). Dies wird aber 
nicht mit den Bedingungen der kap ita li­
stischen Produktion und Herrschaft in 
Verbindung gebracht und als veränderbar 
kritis iert, sondern rechtfertigend für 
zwangsläufig erklärt. Was W illi Daume 
hier positiv ausdrückt, könnte man nega­
tiv  folgendermaßen form ulieren: Sport ist 
ein einfaches und ungefährliches M ittel, 
die im Arbeitsprozeß durch entfremdete 
A rbe it entstandenen Aggressionen zu 
kompensieren. Dies g ilt nicht nur für 
aktiv Sporttre ibende, sondern auch für 
Zuschauer bei M assensportveranstaltun­
gen, wie zum Beispiel Fußball.

Darüber hinaus versucht der Sport auch 
von seinen Inhalten her, die heile W elt 
zu bieten, die am Arbeitsplatz trotz 
größter Anstrengungen nicht hergeste llt 
werden kann; denn im Sport gelten selbst 
im härtesten Kampf immer noch die 
Regeln des „fa ir p lay“ . Nach B. W isch­
mann, Sportreform er in Mainz, ist 
„das ,fa ir play‘ zu einer international an­

erkannten Tugend geworden, unter der man 
übereinstimmend folgendes versteht: Ein­
haltung der Kampfbestimmungen, Regeln 
und Abmachungen, die fü r alle gleich sein 
müssen, auch wenn durch ihre Einhaltung 
dem einzelnen Nachteile erwachsen; ehren­
volle Behandlung des Unterlegenen, Achtung 
des Überlegenen; peinlichste Rücksicht­
nahme, nicht nur im  sportlichen Kampf, son­
dern ebenso im Kampf ums Dasein. . .“
Als ein M itte l zur Bildung eines solchen 
Bewußtseins werden Sportbetätigung 
und Sportvereine gesehen, indem dort 
bei einem großen Teil der Bevölkerung 
ein Zusam m engehörigkeitsgefühl erzeugt 
wird, das dann ohne weiteres auf den 
politischen und ökonomischen Bereich 
übertragen weden soll. So ist es nicht 
verwunderlich, daß bei Auswüchsen im 
Sport, wie zum Beispiel beim Bundes­
ligaskandal, hartes Durchgreifen ge for­
dert wird, denn diese zerstören das har­
monische B ild; K ritik  am Leistungssport 
wird immer nur an solche Auswüchsen 
geübt, nicht jedoch prinzip ie ll an diesem 
Selbst. Dabei wird jedoch übersehen, daß 
sich solche Auswüchse in mehr oder 
weniger krasser Form zwangsläufig er­
geben müssen, denn Leistungssport und 
insbesondere Berufssport unterliegen 
ähnlichen Bedingungen wie der kap ita li­
stische Produktionsprozeß, denn der 
Sport ist indieser Form schon längst zur 
W are geworden.
„Innerhalb eines Vereins aber kann sich 
bereits Gesellschaft bilden, entwickeln sich 
Strukturen, mag ein Zusammengehörigkeits­
gefühl entstehen, dessen Wert wohl niemand 
bestreitet. . . Der Verein gehört zu den ge­
sellschaftsbildenden und damit staatstraen- 
den Kräften. . .“
„D ie sportliche Leistung verm ittelt — und 
sei es noch so provinziell, so unbedeutend, 
gemessen an den Schlagzeilen einer O lym ­
piade — Selbstbewußtsein, Selbstbestäti­
gung, Zufriedenheit.“
Nach diesen beiden Z itaten von Paul 
M ikat (in Charta des Deutschen Sports, 
Frankfurt 1968, S. 25 und 27) ist Sport 
also in der Lage, für diese W erte, die 
vom kapitalistischen Produktionsprozeß

Aus der W elt des Sportes
Der erste Non-Stop-Lauf „Rund um die Erde“ endete mit einem Fiasko. Von den 300 in Köln ge­starteten Läufern erreichten nur 250 die Atlantikküste bei Bor­deaux. Davon weigerten sich rund 100, noch weiter in Richtung We­sten zu laufen. Die restlichen 150 ertranken während des Laufens samt und sonders. Die Gründe die­ses Unglücks sind zur Zeit noch ungeklärt. Man vermutet jedodi, daß das Ertrinken der Läufer in ursächlichem Zusammenhang mit der Wassertiefe steht.



nicht geboten werden können, einen Er­
satz zu bieten.
Genau dies wird auch von vielen Unter­
nehmern klar erkannt. N icht umsonst 
wenden vie le Betriebe große Summen für 
die Einrichtung von Betriebssport auf. In 
Neuer Rundbrief (Senator fü r Familie, 
Jugend und Sport), Berlin, 3/1970, S. 9, 
wird fes tgeste llt:
„D ie gemeinsame Sportausübung füh rt zur 
Bildung von sogenannten informellen Grup­
pen im Betrieb, die wichtige soziale Funk­
tionen erfüllen.“
Was hier nicht gesagt w ird ist, welches 
diese „w ichtigen sozialen Funktionen“ 
sind, nämlich Erzeugung einer G em ein­
schaftsatmosphäre, die die realen Macht-

und Herrschaftsverhältnisse verschleiern 
und nicht in das Bewußtsein der Lohnab­
hängigen Vordringen lassen.

„ In  einer Zeit, in der ein großer Teil der 
Werktätigen infolge der ständig fortschrei­
tenden Technisierung und Automation keine 
Erfüllung mehr in seiner Arbeit findet, in 
der der einzelne nur Spezialist, nicht aber 
Glied einer echten Gemeinschaft ist, ent­
steht leicht das Gefühl von Unzufriedenheit 
und alleinsein. ln  der Gemeinschaft des 
Sports können sich Betriebsangehörige 
kennenlerncn, neue Arbeitskollegen finden 
Gelegenheit, Kontakte aufzunehmen. . .
W ird dieser Teamgeist auf die Arbeit im 
Betrieb übertragen, so kann eine Betriebs­
gemeinschaft entstehen, der Menschen ange­
hören, die sich im Sportgeschehen Entschluß­
fähigkeit erworben haßen. Sie werden 
Entscheidungen treffen, und zu einer Mei­
nungsbildung im Betrieb beitragen können. 
Menschen, die wissen, daß sie ernst ge­

nommen werden, daß sie zählen, werden 
ihre Arbeit gern verrichten, ihre Leistungs­
bereitschaft w ird  steigen. Fehlzeiten werden 
seltener, die Einstellung zur Firma positiver 
und die Produktivitä t höher sein als in ver­
gleichbaren Betrieben, in denen kein Be­
triebssport durchgeführt w ird “ .
(Karin Helge Kempter, „B etriebssport — 
fre iw illige  Sozialleistung der Unterneh­
mer oder gewinnbringende Investition?“ ; 
in: Die Leibeserziehung 2/1970, S. 46) 
H ier wird nicht etwa kritis iert, daß die 
„W erktä tigen“ durch die Verrichtung von 
entfrem deter A rbe it keine „E rfü llung“ in 
ihrer A rbe it finden, sondern dieses 
scheinbar natürlich bedingte Phänomen 
soll durch Sport kompensiert werden. 
Darüber hinaus sollen die im Sport e r­
worbenen Charaktereigenschaften natür­
lich w ieder dem Betrieb, das heißt des­
sen Eignern, zugute kommen. Um die 
G leichheit a ller Betriebsangehörigen — 
vom H ilfsarbe iter bis zum Chef — zu 
demonstrieren, ist es w ichtig, daß alle 
Gruppen am Betriebssport teilnehmen, 
um damit die am Arbeitsplatz hervortre­
tenden sozialen Unterschiede zu ver­
wischen. Daß es dabei fü r den Lohnab­
hängigen möglich ist, den Herrschafts­
ausübenden sportlich zu überflügeln, be­
stärkt sein Gefühl der scheinbar vorhan­
denen Changengleichheit, die ihrer 
realen S ituation im Produktionsprozeß 
nicht adäquat ist.
Der Unternehmer schlägt also mehrere 
Fliegen mit einer Klappe. Die Lohn­
abhängigen „wissen, daß sie ernst ge­
nommen werden, daß sie zählen“ und 
„werden ihre A rbe it gern verrichten“ , ihre 
„E inste llung zur Firma (wird) positive r“ . 
Wenn auf diese W eise ihre Integration 
in die Betriebshierarchie gelungen ist, 
kann der Unternehmer sicher sein, daß 
die „P roduktiv itä t höher“ , das heißt sein 
Profit höher sein wird.

Eine ähnlich in tegrierte Funktion haben 
Massensportveranstaltungen, wie zum 
Beispiel Fußballbundesliga, die Montag 
für Montag die Politik  aus den Schlag­
zeilen der Zeitungen verdrängt. Wenn 
A rbe ite r gemeinsam mit ihren Unter­
nehmern, und hin und w ieder m it M in i­
stern und Staatsoberhäuptern, ihrer 
Mannschaft zujubeln, so so wird auch 
durch diese S ituation Zusammengehörig­
keitsgefühle erzeugt.
„auf dem Fußballplatz . . . können alle m it­
einander sprechen; es bedarf keiner langen 
Vorbildung, keiner schwierigen Spezialisten­
ausbildung; gerade deshalb ist der Sport zu

einer großen Gemeinschaftssachc geworden; 
gerade deshalb ist der Sieg der eigenen 
Mannschaft geminsame Sache.“  ^

Die integrative Funktion des Sports ge­
winnt besondere Bedeutung, wenn es 
sich um internationale W ettkäm pfe, wie 
Fußballweltmeisterschaft oder O lym pi­
sche Spiele handelt. „Gem einschafts­
sache“ ist dann Demonstration für die 
Q ualität des bestehenden Gesellschafts­
systems und damit, im Westen, der kapi­
talistischen Produktionsweise.



Türkei - ein zweites Griechenland!
Am 6. 5 1972 wurden drei türkische 
Demokraten: Deniz Gezmis, Yusuf Aslan 
und Hüseyin Inan gegen Morgengrauen 
in Ankara aufgehängt.
Die Generäle in Ankara, die Interessen­
wächter der westlichen Im perialisten in 
der Türkei, überhörten die Warnungen 
der demokratischen W eltöffentlichkeit, 
richteten die drei jungen Studenten hin. 
Nachdem die Regierungen Dänemarks, 
Norwegens, Schwedens, Belgiens,

■Österreichs und der Schweiz neulich 
fcegen der Aufhebung dieser drei Todes­
urte ile in Ankara nachgesucht hatten, 
schickte in le tzter M inute nochmals der 
österreichische M in isterpräsident ein 
Telegramm an den türkischen Staats­
präsidenten und verlangte vergebens, 
daß die Todesurteile zur'lebenslänglichen 
Freiheitsstrafe umgewandelt werden.
Die drei hingerichteten jungen Demo­
kraten wurden beschuldigt, an der Ent­
führung von vier amerikanischen Sol­
daten, die späterhin unverletzt fre ige ­
lassen wurden, be te ilig t gewesen zu 
sein; auf diese W eise hätten sie den 
Umsturz des Regimes und Beseitigung 
der demokratischen Verfassung aus dem 
Jahre 1961 geplant.

Bei den m ilitärischen Sondergerichten 
wurden bis je tz t in v ie r verschiedenen 
Prozessen für 83 Angeklagte gemäß 
Artike l 146 der türkischen Verfassung 
die Todesstrafe beantragt.

» Deniz Gezmis-Prozeß: Für 21 Ange­
klagte wurde die Todesstrafe ver­
langt; am 9. 10. 1971 wurden 18 An­
geklagte zum Tode verurte ilt;

*) Dieser A rtike l wurde uns von Studen­
ten aus der Türkei zur Verfügung gestellt.

Clouds o f high 
Enjoyment

^  With Latakia, 
Perique and Cavendish
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am 6. 5. 1972 wurden drei von ihnen 
aufgehängt.

— Prozeß der M arineoffiziere: Für 41 
Angeklagte wurde die Todesstrafe 
beantragt.

— Elrom-Prozeß: Für 13 Angeklagte 
wurde die Todesstrafe beantragt.

— Alptekin-Prozeß: Für 7 Angeklagte 
wurde die Todesstrafe beantragt.

Struktur der militärischen 
Sondergerichte

Zur Durchsetzung eines Ausnahmezu­
standes werden, je  nach Bedürfnissen, 
die m ilitärischen Sondergerichte eta­
bliert. Diese Gerichte bestehen aus 
einem hohen O ffiz ier als Gerichtspräsi­
denten, aus zwei M ilitärrichtern und 
einem M ilitärstaatsanwalt. Sie werden 
durch eine gemeinsame Verordnung des 
Verte idigungsm inisters und des M in ister­
präsidenten ernannt und vom Staats­
präsidenten bestätigt. Es sind also die 
gleichen Organe, die den Ausnahme­
zustand verhängen und die Richter der 
Sondergerichte ernennen.

Über die Anzahl der politischen Ge­
fangenen sind nur widersprüchliche 
offiz ie lle  Angaben zu erhalten. Im ersten

Jahr des Kriegsrechts, bis M itte März 
1972, wurden nach der amtlichen Re­
g ierungsstatistik 687 Menschen verurte ilt, 
111 in Haft gehalten, und 807 werden 
noch verhört. „S e itdem “ , so sagte der 
Regierungssprecher einem Reporter der 
fra n k fu r te r  Rundschau'1), „seien nicht 
mehr als 50 weitere Festnahmen e rfo lg t“ . 
„Le ider haben w ir noch nicht mehr fangen 
können. Aber denken Sie, bei uns 
wandern jeden Tag 100 ins G efängnis?“ 
„A lle rd ings“ , so der Journalist Peter 
R hode2), „s tra fte  ihn fünf Tage später 
Innenminister Kubat Lügen, der stolz auf 
seine Bilanz von 452 Verhafteten in den 
letzten zwei Monaten verwies. Demnach 
g ib t es also 2050 politische Häftlinge. 
Der W eltgewerkschaftsbund schätzt diese 
Zahl allerd ings m it etwa 10 000 erheblich 
höher e in.“

Als Erm ittlungsm ethode sind Folterungen 
eine be liebte und ohne Ausnahmen 
praktizierte Methode. Um diese Folte­
rungen zu veranschaulichen, im folgenden 
Fall, der in türkischen Zeitungen und 
Zeitschriften veröffentlicht und nicht 
dem entiert wurde.
H ier die Aussage von Irfan Ucar vor dem 
M ilitärgericht:
„Ich wurde am 27. Mai 1971 in Instanbul 
festgenommen. Die Beamten wollten mich
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dazu zwingen, daß ich die mir von der 
Staatsanwaltschaft vorgeworfene Schuld 
akzeptierte. W ährend drei auf meine 
Fußsohlen schlugen, traten zwei auf 
meine Arme. Ein weiterer drückte mit 
seinem Fuß meinen Mund zu. Ein Anderer 
hatte seinen Gummiknüppel in meinen 
A fte r gesteckt und versuchte mich damit 
unbeweglich zu halten. Das dauerte etwa 
zehn Minuten. Danach streuten sie Salz 
auf den Boden und ließen mich darauf 
gehen. Das dauerte bis M ittag. Sie 
steckten meine Füße in Salzwasser und 
gingen Essen. Nach dem Essen ging 
das gleiche weiter. Gegen 17.30 waren 
meine Füße ganz zerplatzt. Man sah 
schon die Knochen. Dann haben sie 
aufgehört, denn bei jedem  Schlag 
spritzte B lut auf ihre Anzüge und machte 
sie schmutzig.“ 3)

Der Schlag, den das derzeitige M ili­
tärregim e in der Türkei gegen die 
Linken führt, richtet sich nicht nur, 
wie man es der W eltö ffen tlichke it 
einzureden versucht, gegen ,linksrad i­
kale Terroristen'. Der organisierte 
Terror von oben bedroht vielm ehr 
alle antiim peria listischen und demo­
kratischen Teile der Bevölkerung, 
die sich gegen die absolute Herrschaft 
des Kapitals auflehnen.
Die liberale Verfassung von 1961 
wurde in 35 A rtikeln grundlegend 
verändert. Die demokratischen Frei­
heiten wurden auf dem Papier e in­
geschränkt, in der Praxis aufgehoben, 
das Parlament entmächtigt, ein 
Großteil der Parteien, Gewerkschaf­
ten und Studentenorganisationen auf­
ge löst und verboten, das Streikrecht 
faktisch beseitigt, jede K ritik  an der 
D iktatur unter Strafe gestellt.

Die wirtschaftliche Lage der Türkei

Diese Entwicklung w irft ein Schlaglicht 
auf die hierzulande bisher wenig beach­
teten Klassenkämpfe in der Türkei.
Die Voraussetzungen für das Entstehen 
von Klassenkämpfen sind vorhanden:
Die Türkei ist hauptsächlich ein A grar­
land. Die Landwirtschaft beschäftigt 
noch immer über 75% der Bevölkerung, 
obwohl die landwirtschaftliche Produk­
tion tendenzie ll an Bedeutung verlie rt 
und nur noch zu einem D ritte l zum 
Volkseinkommen beiträgt, während der 
Ante il der Industrie zunimmt. „W ährend
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(bei einem Bevölkerungswachstum von 
jährlich 2,5%) die landwirtschaftliche 
Produktion um nur 0,8% zunahm, erzielte 
die Industrie einschließlich des Berg­
baus einen wertmäßigen Zuwachs von 
real 12%, der Groß- und Einzelhandel 
einen von 8% .“ 4)
Große Summen müssen jährlich für die 
Einfuhr von G etreide, ö le n  und anderem 
ausgegeben werden. Dabei g ilt die 
Türkei im Vorderen O rient als eines 
der reichsten Länder, dessen natürliche 
Reichtümer bisher aber zumeist noch 
nicht genutzt werden. Ganze Landstriche 
gelten noch ökonomisch als Notstands­
gebiet. „Ungefähr 62% der 34-M illionen- 
Bevölkerung sind bis heute Analpha­
beten. W eitere 20% der Bevölkerung 
haben weniger als vier Jahre die Schule 
besucht.“ 5)
Die O stgebiete, in denen das kurdische 
Volk die M ehrheit b ilde t (52,3%) sind 
noch vö llig  im Rückstand. „H ie r ist das 
Durchschnittseinkommen pro Kopf der 
Bevölkerung nicht höher als 130 DM im 
Jahr. Im kommenden Jahr allerd ings will 
der türkische Staat m it Geldern der 
W eltbank, des Europäischen Entwick­
lungsfonds und ausländischen Konzernen 
diese Region erschließen. Der Grund: 
Erst vor einigen Monaten fanden west­
deutsche Experten reiche Lager wichtiger

Rohstoffe, beispielsweise Asbest, Man- 
gan, Chrom, Eisen, Z ink und K upfer.“ °)

Die Türkei diente zunächst in erster 
Linie als Absatzmarkt für die wachsende 
Überproduktion der kapitalistischen 
Staaten. Erst als die Gefahr entstand, 
daß der Absatz ausländischer Waren 
auf dem türkischen Markt gefährdet 
werden könnte, und somit die nord­
amerikanischen und westeuropäischen 
M onopole auf ihren in den heimischen ^  
Ländern produzierten Waren sitzen ™  
bleiben konnten, erst da entschlossen 
sich diese Monopole zur D irektinvesti­
tion in die Türkei. Während die Türkei 
zwar als eines der ersten europäischen 
Länder US-Entw icklungshilfe außerhalb 
des Marschall-Planes erh ie lt — diese 
wurde zunächst überwiegend nicht pro­
jektgebunden und wegen der stra te­
gischen Lage und der NATO -M itg lied- 
schaft in Form nicht zurückzuzahlender 
Zuschüsse für den m ilitärischen W ieder­
aufbau gegeben —, gewährten die übri­
gen Geberländer in den 50-iger Jahren 
W irtschaftshilfe zumeist als L ieferanten­
kredite, deren Volumen zu immer größe­
ren Verschuldungsproblemen führte, so 
daß die Türkei schon 1955 ihren Rück­
zahlungsverpflichtungen nicht mehr nach- 
kommen konnte. 1958 entschlossen sich

Sonnenurlaub in M A L L O R C A
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C a l a  S a n t a n y i
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die G eberländer zu einer internationalen 
Sanierungsaktion: M it der Abwertung des 
türkischen Pfund, der Umschuldung der 
Verbindlichkeiten und einem S tab ili­
sierungsprogramm für die B innenwirt­
schaft wurde die Aufnahm efähigkeit des 
türkischen M arktes' fü r ausländische 
Waren, unterstützt von kräftigen Finanz­
spritzen der exportorientierten Lä nd er7), 
w iederhergestellt. Diese Prozedur, die 
in späteren Jahren w iederholt wurde, 

R i llte  die politische und ökonomische 
Prbhängigkeit der Türkei für die kommen­
den Jahrzehnte zementieren.

Die mehrfache Abwertung des türkischen 
Pfundes begünstig t die Importmonopole 
der Haupthandelspartner, der BRD, der 
USA und der übrigen EWG-Länder, 
denen info lge der Verb illigung türkischer 
Exporte um 30—40% erhebliche Extra­
pro fite  zugeschanzt werden, da sie die 
niedrigen Einkaufspreise nicht oder nur 
kaum in Preissenkungen auf dem heim i­
schen M arkt an die Verbraucher w e ite r­
geben.

Entwicklung des Außenhandelsvolumens 
m it der Türkei (lt. Bundesstelle für 
Außenhandelsinformation, W eltw irtschaft 
am Jahreswechsel 68/69, Bd. 1, Köln 69, 
S. 116):

Land türkischer Export (in Mio DM)
1967 1968

RD 357,9 411,4
'SA 511,8 382,4

Großbritannien 576,1 215,7
Italien 207,2 113,3

• i
:

Land türkischer Im port (in Mio DM)
1967 1968

BRD 911,5 1078,3
USA 852,9 755,6
Großbritannien 596,7 709,2
Italien 351,4 479,4

Seit 1966, seit dem massenhaften Ein­
dringen von Investitionskapita l also, 
profitieren von W ährungsmanipulationen 
allerd ings nicht mehr nur wie bisher 
die internationalen Exportmonopole, 
sondern ebenso die über Tochtergesell­
schaften vertretenen Auslandskonzerne. 
Die folgende Tabelle zeigt, wie günstig 
es ist, in der Türkei zu investieren:

Investiertes Auslandskapital (in Mio 
Jahr Profite (in Mio)
1967 99,4 145,3
1972 (geschätzt) 274,4 340,6
(lt. „Savunma“ von Mahir Cayan, S. 62)

Als Beispiele für privatw irtschaftliches des feudalen Großgrundbesitzes, zu 
Engagement in der Türkei seien fo lgende stabilisieren. Doch das gelang nicht, 
westdeutsche Konzerne benannt: Für eine ausgeglichene wirtschaftliche
Siemens, AEG-Telefunken, Bosch, Krupp, Entwicklung der Türkei bedurfte es der 
Hoch-Tief, Daimler-Benz, Büssing, Industrialisierung, des Einsatzes von
Klöckner-Hum boldt-Deutz, Polysius, hohen Investitionen, die die Kle in-
D illinger Maschinenfabrik, Mannesmann, bourgeoisie allein nicht aufbringen 
Deutsche Industrieanlagen GmbH (Diag), konnte. Das ihr zur Verfügung stehende 
Pintsch-Bamag, Lurgi, BASF, Bayer, (vorwiegend Handels-) Kapital reichte 
Hoechst, Friedr. Uhde, Schering, Merck nicht aus. Die K le inbourgeoisie mußte 
usw. Hinsichtlich der D irektinvestitionen sich an die finanzstarken Großgrundbe­
nimmt die Bundesrepublik nach den USA sitzer wenden und so die Macht mit 
den zweiten Platz ein. ihnen teilen. Der Staat g riff planend ein
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Die Klassenstruktur in der Türkei

Die gesamte wirtschaftliche und sozio­
logische Entwicklung in der Türkei ist 
durch einige Angaben zur Klassenstruk­
tur zu veranschaulichen.
Die Folge des Unabhängigkeitskrieges 
von 1919 bis 1923 war, daß eine nicht 
sehr wohlhabende, vorwiegend aus 
Händlern bestehende Kle inbourgeoisie 
die Macht vom Zentralfeudalismus des 
osmanischen Reiches übernahm. Das 
hatte tie fgre ifende Folgen für die w irt- 
schatfliche Entwicklung der Türkei. Zu 
Anfang versuchten die neuen Macht­
haber, ihre Herrschaft durch eine völlige 
Beseitigung des Feudalismus, vor allem

und sorgte dafür, daß hinreichend große 
Kapitalmassen für die notwendigen In­
vestitionstätigkeiten zur Verfügung 
standen. G leichzeitig b ildete sich durch 
seine A k tiv itä t aus K le inbourgeoisie und 
feudalen Großgrundbesitzern eine starke 
Nationalbourgeoisie, die ihre w irtschaft­
liche und politische Führungsstellung 
ausbauen konnte. In ihren Händen kon­
zentrierte sich mit Unterstützung des 
Staates das Kapita l; die Voraussetzung 
für eine kapitalistische W irtschaftsform  
war geschaffen. Der Staat nahm liberale 
Züge an. Verbindungen zum auslän­
dischen M onopolkapital wurden geknüpft. 
In dieser Periode der sich entwickelnden 
Industrie, der Schaffung von A rbeits-

35



plätzen in den Städten, entstand die 
türkische Arbeiterklasse.
Der Versuch der Nationalbourgeoisie 
allerdings, die türkische W irtschaft den 
Erfordernissen des W eltkapitalism us an­
zupassen, scheiterte schon allein an der 
technologischen Rückständigkeit. Der 
türkische Kapitalism us war eben nicht 
organisch aus der feudalen Epoche 
heraus, sondern mehr künstlich durch 
die wirtschaftlichen Maßnahmen des 
Staates entstanden. Das führte zu Be­
ginn der 60-ziger Jahre zum Versuch, 
zu einer vollständigen Regenerierung 
des W irtschaftssystems zu gelangen. 
Eines der M itte l sollte — auf Anraten der 
USA — eine dem Grundgesetz der BRD 
entlehnte liberale Verfassung sein.

Warum geht der Staat 
auf Menschenjagd?

Die heutige Regierung w ill in der Türkei 
die Ruhe w iederherste llen. Sie findet die 
Schuld der Entwicklungen der Volks­
massen in der liberalen Verfassung von 
1961. Diese war aber nur Ausdruck der 
Politik  der Imperialisten, die m it H ilfe 
des türkischen Großkapitals die Türkei 
als einen offenen Markt der Überproduk­
tion der westlichen Industrieländer zu 
halten versprach. Dagegen ist die 
feudale Herrschaft in der Türkei noch 
kaum gebrochen und veranlaßt die armen
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Bauern, die in ihren Dörfern verhungern 
müssen, in die Städte zu ziehen, weil 
sie wegen des Ausbleibens der Boden­
reform kein Land zum Bearbeiten haben. 
Die Regierung ist nicht in der Lage, 
diesen arbeitslosen Bauern A rbe its ­
plätze zu schaffen, und versucht sie mit 
Gewalt unter Kontro lle  zu halten.
Es ist kein Wunder, daß die so Unter­
drückten zur Einsicht in die Ursachen 
ihrer verzweifelten Lage gelangen konn­
ten. Sie nehmen den Kampf für die 
Verbesserung ihrer Lage, für ihre 
Rechte auf. Das paßte nicht in das 
feudalistisch-kapita listische Konzept des 
Staates, weil die Unruhen nicht nur auf 
den Straßen der Städte und der Dörfer 
blieben, sondern ihre Folgen in der Ge­
samtwirtschaft zeitigten. Streiks in 
großen Betrieben und Landbesetzungen 
in der Provinz brachten die labile Re­
gierung ins Schwanken. Das ausländische 
Kapital hatte Sorgen um seine Investi­
tionen in der Türkei.
Außerdem fungiert das östlichste NATO- 
Land Türkei als Aufm arsch-Gebiet — 
vor allem von US-Truppen — zur Ver­
te id igung der imperialitischen Herrschaft 
über das M ittelm eer, über die Völker 
des Nahen- und M ittleren Ostens, über 
die ö lre ich tüm er dieser Region — 
lebenswichtig für die zivile und m ili­
tärische Energieversorgung ganz W est­
europas. Dem Bedeutungszuwachs der 
Türkei für die Realisierung der west­

lichen Z ie le entsprechend sind alle 
A ktiv itäten darauf gerichtet, das Land 
als stab ile Bastion des Kapitals und als 
Ausgangspunkt — wie als Transitland — 
für die Ausbeutung des Nahen Ostens 
zu sichern.
Angesichts dieser Interessen blieb den 
Herrschenden in der Türkei nur die 
A lternative, der Unruhe in der Bevölke­
rung mit Gewalt Herr zu werden. Die 
ausführende K raft war die Armee. Sie 
wurde kapitalistisch aufpoliert, ihre A i^ ^ ,  
gehörige wurden M itg lieder der z w e i t l ^  
größten Holding-Gesellschaft des Landes 
und fanden dabei eine reichliche Unter­
stützung westlicher Firmen und der 
türkischen Regierung. Auf diese Weise 
wurden aus den bis dahin relativ fo rt­
schrittlichen Elementen der türkischen 
Gesellschaft — das Bildungsniveau der 
Armee lieg t weit über dem großer Teile 
der Bevölkerung — reaktionäre und kapi­
talistische Kreaturen, die den gerechten 
Kampf der Völker der Türkei entgegen­
geste llt wurden. Zusammen mit ihren 
Partnern übernahm die Armee die 
Macht von der G erechtigkeitsparte i (AP) 
des korrupten Demirels, der besonders 
von den Feudalherren unterstützt wurde, 
und versuchte Ruhe und Ordnung mit 
terroristischen Maßnahmen wiederherzu­
stellen. Jedoch kann so der Kampf der 
Völker der Türkei um die Gerechtigkeit 
nicht verhindert werden, denn Gewalt 
ist keine Lösungsmethode auf die Dauer.

Die Terrorakten der Machthabenden, die 
eingangs eingeblendet wurden, werden 
in der Türkei sicher noch lange anhalten, 
weil die Gründe der Unruhen nur ober­
flächlich oder gar nicht erforscht werden. 
A lle Zeichen deuten darauf hin, daß die 
herrschenden Klassen in der Türkei in 
Bündnis mit dem US-lm perialism us eine 
offene faschistische D iktatur nach dem 
Vorb ild Griechenlands vorbereiten.
Der Schlag gegen die Studenten und 
Organisationen der Arbeiterklasse ist 
nur der Anfang.

1) , 2) „F rankfurter Rundschau“ 7. Juni 1972
3) „Prozeßakten von Mahir Cayan“
4) Der Pearson-Bericht, 1/117; Blick durch 
die W irtschaft vom 19. 5. 70
5) „E ntw ick lungspo litik “ , M aterialien Nr.
7, Hrsg. BMZ, Bonn 1970 S. 11
6) „B lick durch die W irtschaft“ vom 
7. 9. 1971
7) Der Pearson-Bericht, 1/123 
Außerdem wurde „Türke i-R eport“ ,
Hrsg. Sozialistisches Büro, Offenbach 
1971 als H ilfsm itte l benutzt.
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A l l e  W e g e  d e s  M a r x i s m u s f ü h r e n  

n a c h  M o s k a u !

Darum CDU
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• W äh rend  se ine  „z iv ile n “ A lte rsge no ssen  von e in e r 
le ite n d e n  S te llun g  noch träum en , ist e r schon m itten  d rin . Und 
vo rn w e g . Denn ke in  a nd e re r Beruf a ls d e r des O ffiz ie rs  g ib t 
ju n g e n  Leu ten  so früh  d ie  C hance  e in e r F üh run gsp os itio n . 
Nach M e thoden  des m odernen  M anagem en ts  und des 
L e is tu n g ssp o rts  e rfo lg e n  B ildu n g  und A u sb ild un g . Der 
techn ische  F o rtsch ritt hat e inen  festen  P la tz im T ra in in g s ­
p ro g ram m .

Ebenso  w ie  d ie  M enschen füh rung . Denn de r O ffiz ie r des 
H eeres muß füh ren , he lfen  und le iten  können . Er muß V o rb ild  
se in  a ls M ensch und Kam erad.

O ffiz ie r des H eeres — d e r e rs tre b e n sw e rte  B e ru f fü r  e inen  
ju n g e n  M ann, d e r m ehr le is ten  m öchte  a ls andere . D er sich 
auch um se ine  Z u ku n ft n ich t zu so rgen  b rauch t — denn se in  
K on to  s tim m t.

Se ien  auch S ie unse r M ann! Senden  Sie 
d iesen  C oupon  e in . W erden  S ie O ffiz ie r. ■  f l ü  ■  ■
Offizier— Auftrag und Aufgabe Kriegsgräber*

fürsorge
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An die
VK-Bundesgeschäftsstelle 
7000 Stuttgart 13 
Postfach 1310 26

Ich möchte Informationen

□  zum Zivilen Ersatzdienst

□  zur Kriegsdienstverweigerung

□  über Mitgliedschaft im VK

□  über ZIVIL-Zeitschrift für KdV

Name 

Anschrift

Top Job:
Offizier des Heeres


